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Hinweis 

Der vorliegende Bericht umfasst die im Rahmen der vom 12. November 2025 bis 12.Dezember 2025 durchgeführten 2. Mitwirkung eingereichten Eingaben. Der öffentlich 

publizierte Bericht ist anonymisiert und die Begründungen teils reduziert wiedergegeben.  

Deklariert ist, ob der Antrag von einer Privatperson oder deren juristischen Vertretung (= PP), von einer Unternehmung oder deren juristischen Vertretung (= U) oder von einer 

Partei, einer Interessenvertretung oder einem Verein (=P/I/V) gestellt wurde.  
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1 Allgemeines / Verfahren  

Nr.  Antragsteller  Antrag  Begründung (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

1.1 Planungs- und Mitwirkungsbericht Art. 47 RPV  

Glarus 
Süd  

P/I/V  

  

Beantragt wird den Teilbericht Gewässerraum im 
Siedlungsgebiet aufzulegen. 

Die Thematik steht in direktem Zusammenhang mit der Bauzone, 
bzw. den ufernahen Bauparzellen. Mehrere Anträge im Zusammen-
hang mit der Bauzone haben Bezug zum Gewässerraum.  

 

J  Der Bericht der Teilvorlage 2 kann, da Teilvorlage 2 
nicht Gegenstand der öffentlichen Auflage ist nicht 
aufgelegt.  

Die Ausführungen zur Reduktionen der Bauzone auf-
grund der Gewässerraumausscheidung (Teilvorlage 
2) werden im Planungs- und Mitwirkungsbericht er-
gänzt.  
 

Eine Sistierung der Bestimmung zum Gewässer-
raum würde strikte abgelehnt. Denn eine Teilbe-
handlung des Baureglements erachten wir als 
nicht zulässig und auch nicht zweckmässig.  

Im Teil II in der Beantwortung zur ersten Mitwirkung zu den Arti-
keln 41(a)*, Gewässerraum und Art 42*, Wildtierkorridor, wird die 
Bemerkung gemacht, diese Artikel könnten sistiert werden bis zur 
Behandlung der zweiten Teilvorlage. Im Planungs- und Mitwir-
kungsbericht wird dies aber nicht erwähnt. Demzufolge gehen wir 
davon aus, dass diese Artikel mit dem Baureglement zur Beschluss-
fassung vorgelegt werden. * Nummerierung Stand erste Mitwir-
kungsauflage.  
 

J  In Rücksprache mit dem Kanton sind Zonenbestim-
mungen der Teilvorlage 2 nicht Gegenstand des Bau-
reglements der Teilvorlage 1.  
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2 Zonenpläne  

2.1 Mitlödi  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründung (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

5  U  

 

Es wird beantragt die Liegenschaft Parz. Nr. 5 in 
der Gewerbezone zu belassen.  

Die heutige Nutzung ist «gewerblicher» Natur.  N  Das Grundstück wird zur Materialverarbeitung ge-
nutzt. Diese Nutzung ist spezifisch und hat in Bezug 
auf den Standort oft erhöhte Anforderungen zu erfül-
len. Aus Sicht der Gemeinde ist es wichtig, dass derar-
tige Standorte für das Baugewerbe bestehen. Der 
Standort befindet sich zudem in nächster Nähe zu ei-
nem Deponiestandort. Der Standort ist für die heute 
vorhandene Materialbewirtschaftung sehr geeignet. 
Aus Sicht der Gemeinde ist diese Zuweisung zweck-
mässig.  

Im Falle einer Beibehaltung in der Gewerbezone 
würde diese als unbebaut gelten und eine Auszonung 
müsste geprüft werden. Dies ist aufgrund der aktuel-
len Nutzung nicht möglich bzw. die Zuweisung zur 
Materialbewirtschaftungszone sachgerecht.  
 

30  PP  

 

Es wird beantragt das bestehende Wohnhaus mit 
Garten von der der Landwirtschaftszone der 
Bauzone 2b zuzuweisen.  

Es werden verschiedene Begründungen angebracht, welche für 
eine Einzonung sprechen.   

N  Das bestehende Wohnhaus liegt am Rande der 
Bauzone. Im Falle einer Einzonung müssten etliche 
andere Wohnbauten angrenzend einer Bauzone 
ebenfalls eingezont werden. Die Lage am Rande der 
Bauzone ist kein Anlass für eine Einzonung. Das be-
treffende Wohnhaus ist Teil des Grundstücks Nr. 30 
und unterliegt dem bäuerlichen Bodenrecht. Die 
Wohnbaute kann auch ohne Einzonung weiterhin als 
Wohnbaute genutzt und im Rahmen er baulichen 
Möglichkeiten ausserhalb der Bauzone erneuert wer-
den. 
 

226  PP  Es wird beantragt auf die Baulandmobilisierung 
bei Parz. Nr. 226 zu verzichten. Andernfalls sei 
eine Zuweisung zur Landwirtschaftszone oder 
Freihaltezone zu prüfen.  

 J  Die Gemeinde hat die unbebauten Grundstücke syste-
matisch überprüft. Die Parzelle erfüllt die Grössenvo-
raussetzungen zur Mobilisierung. Eine Zuweisung zur 
Freihaltezone kann geprüft werden.  

106  PP  

 

Es wird beantragt gemäss beigelegte Skizze eine 
Fläche im Umfang von 3000 m2 von der Land-
wirtschaftszone der Gewerbezone zuzuweisen.  

Es wird eine Fläche für eine Weiterentwicklung eines bestehenden 
Gewerbebetriebs gesucht. 

N  Die beantragte Einzonung würde eine bundesrechts-
widrige Punktbauzone schaffen. Zudem ist eine Aus-
scheidung von Bauzone im Bereich der Parzelle in 
eine noch freie Kammer aus ortsbaulicher Sicht zu 
vermeiden.  
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2.1 Mitlödi  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründung (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

350  PP  

 

Es wird beantragt das Haus aus den Verzeichnis-
objekten zu entlassen. Die Zonengrenze sei so an-
zupassen, dass das Haus nicht im regional ge-
schützten Gebiet liegt.  

Das Verzeichnisobjekt wird neu in ein als regional geschütztes Ge-
biet eingegliedert. Es wird bezweifelt, ob dies praktikabel und ziel-
führend ist. Der Begriff geschützt ist eine nicht klar definierte 
Grösse.  

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme  

Beim betreffenden Objekt handelt es sich um ein Ver-
zeichnisobjekt von lokaler Bedeutung. Verzeichnisob-
jekte sind nicht Gegenstand des Nutzungsplanungs-
verfahrens und werden im Zonenplan nicht ausge-
wiesen. Zwecks Information werden diese in einem 
Grundlagenplan bezeichnet.  

Im Zonenplan wird bei der betreffenden Parzelle kein 
gebietsbezogener Schutz festgelegt. Es wird davon 
ausgegangen, dass das Bundesinventar der schüt-
zenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler 
Bedeutung (ISOS) angesprochen wird. Im Rahmen 
der vorliegenden Revision der Nutzungsplanung kön-
nen keine Änderungen bezüglich ISOS-Inhalte vorge-
nommen werden.  
 

N 

Es wird beantragt das Grundstück Nr. 350 nicht 
der Gefahrenzone mit mittlerer Gefährdung 
(blau) zuzuweisen.  

Das Grundstück Nr. 350 ist in die Gefahrenzone mittlerer Gefähr-
dung zugwiesen. Im Bereich der Guppenrunse wurden 2019 ein 
Geschiebesammler und Sperren realisiert. Es kann davon ausge-
gangen werden, dass von der Guppenrunse keine Gefahr mehr 
droht. An der Linth und Umgebung wurden nach dem Hochwasser 
2005 diverse Hochwasserschutzmassnahmen ausgeführt. Die Mas-
snahmen wurden für ein 300-jähriges Ereignis berechnet.  

J  Die Ausscheidung der Gefahrenzone entspricht den 
aktuellen Grundlagen des Kantons und wurde von 
diesem bestätigt. Die Abgrenzung der Zuweisung der 
unterschiedlichen Gefahrenzonen wird anhand der 
Gefahrenkarte des Kantons nochmals überprüft und 
wenn möglich angepasst.  

Glarus 
Süd  

Es wird beantragt die Verzeichnisobjekte in Gla-
rus Süd zu überprüfen. Dies mit dem Ziel einer 
massiven Reduktion der Verzeichnisobjekte.  

Es wird festgehalten, dass das Verzeichnis sehr umfangreich ist.   Kenntnisnahme  

Verzeichnisobjekte sind nicht Gegenstand des Nut-
zungsplanungsverfahrens und werden im Zonenplan 
nicht ausgewiesen. Zwecks Information werden diese 
in einem Grundlagenplan bezeichnet. Die Grundlage 
wurde überprüft und aktualisiert. 
 

351  PP  Es wird beantragt die Liegenschaft in der Villen-
zone der Lärmempfindlichkeitsstufe II zuzuwei-
sen.  

Gemäss Art. 18 Abs. 1 des neuen Baureglements der Gemeinde Gla-
rus Süd ist die Villenzone für Wohnzwecke bestimmt. Zulässig sind 
lediglich nicht störende Dienstleistungsnutzungen. Entsprechend 
soll eine Zuweisung zur ES II erfolgen, wie dies bei anderen Villen-
zonen auch der Fall ist.  

N  Das Zonenschema (Art. 14 BauR) sieht für die Villen-
zone sowohl die Zuweisung einer Empfindlichkeits-
stufe (ES) II oder ES III vor.  

Die Zuweisung der ES bei der Villenzone berücksich-
tigt die vormalige ES-Zuweisung sowie die angren-
zende bzw. massgebende Umgebung. In diesem Fall 
ist die Parzelle rechtskräftig der Dorfkernzone und 
der ES III zugewiesen. Weiter umgibt neu die Dorf-
kernzone B die Villenzone. Für die Dorfkernzone B 
gilt die ES III. Somit ergeben sich keine Nachteile in 
Bezug auf den rechtskräftigen Zonenplan bzw. die 
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2.1 Mitlödi  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründung (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

Zuweisung der Empfindlichkeitsstufe, sie bleibt un-
verändert.  

501 PP  Es wird beantragt die Parzelle sei der Landwirt-
schaftszone zuzuweisen.  

 N  Das betreffende Grundstück kann aus ortsbaulichen 
Gründen nicht ausgezont werden, da damit eine Bau-
lücke geschaffen würde. Das Grundstück ist zudem 
erschlossen.  

628  PP  

 

 

Es wird beantragt auf Bezeichnung des Kauf-
rechts (Baulandmobilisierung) auf der betreffen-
den Liegenschaft zu verzichten.  

Eine Überbauung ist auf die angrenzende Liegenschaft Nr. 175 
bzw. die dortige Villa abzustimmen. Bei einer Ausübung des Kauf-
rechtes auf Parz. Nr. 628 und Weiterverkauf dieser Liegenschaft 
wird die Sanierung der Villa blockiert, da befürchtet werden muss, 
dass die Liegenschaft Nr. 628, Grundbuch Schwanden, enteignet 
und auf die bestehende Villa im Rahmen einer Überbauung in kei-
ner Art und Weise Rücksicht genommen wird.  
 

N  Die Gemeinde ist angehalten, Massnahmen zur Mobi-
lisierung von Bauzone zu treffen. Die Gemeinde hat 
die unbebauten Grundstücke systematisch überprüft 
und der Mobilisierung unterstellt.  

Der geschilderte Umstand einer erforderlichen Ge-
samtbetrachtung der unbebauten Fläche und der 
Villa zusammen, ist zutreffend. Um eine gesamthaft 
abgestimmte Überbauung – auch im Falle einer Ver-
äusserung der unbebauten Flächen an Dritte – sicher-
zustellen, wird das Areal einer Überbauungsplan-
pflicht unterstellt.  
 

664  PP   Es wird beantragt die Parzelle von der Wohnzone 
in die Mischzone Wohnen und Arbeiten gemäss 
beiliegender Skizze umzuzonen.  

Die benachbarten Parzellen sind ebenfalls der Mischzone Wohnen 
und Arbeiten zugewiesen, womit eine gemeinsame Projektentwick-
lung realisiert werden.  

N  Die Gemeinde muss sowohl die Arbeitszone wie auch 
Wohn- und Mischzonen substanziell reduzieren, dies 
erfolgt unter anderem an peripheren Lagen und an 
Lagen, welche auch aus ortsbaulicher Sicht für eine 
Bebauung wenig geeignet sind.  
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2.2 Schwändi  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründung (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

42  U  

 

1. Derjenige Bereich im Westen der Liegen-
schaft Nr. 42, GB Schwändi, welcher bis 
anhin zur Dorfkernzone gehört hat, sei in 
vollem Umfang und ohne Reduktion in 
der Dorfkernzone C zu belassen oder 
eventualiter der Wohnzone 2B zuzuwei-
sen.  

Es ist nicht nachvollziehbar, wieso derjenige Teil im Westen der Liegen-
schaft Nr. 42, welcher zur Bauzone (bisher Dorfkernzone, neu Wohnzone 
2B) gehört, verkleinert werden soll. Es gibt keinerlei objektive Gründe für 
diese Anpassung. Es ist zu beachten, dass sich die zukünftige Dorfkernzone 
C auf der unmittelbar benachbarten Liegenschaft Nr. 28 ohnehin gleich 
weit in Richtung Westen erstreckt, wie es bisher der Fall war. Es ist unver-
ständlich, wieso dann eine Reduktion nur genau auf der Liegenschaft Nr. 
42 erfolgen soll.  

Weiter ist es nicht einleuchtend, dass die Dorfkernzone C direkt an die 
Landwirtschaftszone grenzen soll. Ein Dorfkern wird per definitionem von 
einem Dorfrand umgeben, sonst wäre es kein Kern. Auch aus diesem Grund 
erscheint es zweckmässig, denjenigen Teil der Liegenschaft Nr. 42, welcher 
gemäss Nutzungsplanung nicht zur Dorfkernzone C gehören soll, einer 
Bauzone (bspw. der Wohnzone 2B) zuzuweisen.  

Es besteht ein Interesse daran, die Parzelle vollständig einer Bauzone zuzu-
weisen und zu überbauen.  
 

J  Die besagte Fläche kann in der Bauzone belassen 
werden. Die Zonengrenze Dorfkernzone / Wohnzone 
2  erfolgt anhand der Erschliessung.  

2. Derjenige Bereich der Liegenschaft Nr. 
42, GB Schwändi, welcher bis anhin zur 
Zone mit noch nicht bestimmter Nutzung 
gehört hat, sei vollständig der Wohnzone 
2B zuzuweisen.  

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren, insbesondere die Wohnzone. Die 
Gemeinde muss zwingend eine Auslastung von 95% 
erreichen. Einzonungen unbebauter Grundstücke 
sind nicht möglich.  

3. Eventualiter sei die Liegenschaft Nr. 42, 
GB Schwändi, mit einer anderen Auftei-
lung den Zonen Dorfkernzone C 
und/oder Wohnzone 2B zuzuweisen; je-
denfalls sei die Liegenschaft Nr. 42, GB 
Schwändi vollständig einer Bauzone zu-
zuweisen.  

N  

62  PP  

  

Es wird beantragt die Liegenschaft Nr. 62, 
GB Schwändi, sei in gleichem Umfang der 
Wohnzone 2B zuzuweisen, wie sie gegen-
wärtig zur Wohnzone gehört. Demnach sei 
die Liegenschaft Nr. 62 GB Schwändi - aus-
genommen die Fläche, welche zur Nieder-
rüti-Strasse gehört - vollständig der Wohn-
zone 2B zuzuweisen.  

Eine Freihaltezone zur Gliederung des Siedlungsgebietes macht nur inner-
halb des Siedlungsgebietes - nicht aber an dessen Rand - Sinn. Die auf der 
Liegenschaft Nr. 62 geplante Freihaltezone liegt am Rand des Siedlungsge-
bietes und beeinflusst keine weitere Liegenschaft. Die Freihaltezone grenzt 
einzig und allein an die sich in der Landwirtschaftszone befindliche Liegen-
schaft Nr. 504. Gegenüber der Landwirtschaftszone besteht offensichtlich 
keine Notwendigkeit, das Siedlungsgebiet zu gliedern.  

Die Begründung umfasst weitere Argumente, weshalb eine Freihaltezone 
in diesem Fall nicht zweckmässig ist.  
 

N  Infolge der Zuweisung einer Freihaltezone der betref-
fenden Teilfläche kann die gesamte Parzelle als über-
baut betrachtet werden. Ansonsten müsste eine Aus-
zonung geprüft und – da am Siedlungsrand gelegen – 
vorgenommen werden.  

Die entsprechende Fläche ist im Zonenplan der Frei-
haltezone mit Zweck Gartengestaltung zugewiesen, 
sodass eine Gartengestaltung nach wie vor möglich 
ist.  

144  PP  

 

Es wird beantragt die Liegenschaft Nr. 144, 
GB Schwändi, sei vollständig der Dorfkern-
zone C zuzuweisen.  

Die Liegenschaft Nr. 144 soll in drei verschiedene Bereiche unterteilt 
werden. Die vorgeschlagene Aufteilung ist unpraktisch, unüblich und ob-
jektiv nicht nachvollziehbar. Die Liegenschaft Nr. 144 ist grossmehrheit-
lich von bereits überbauten Parzellen umgeben. Mit der vorgeschlagenen 
Zonierung würde eine Baulücke zwischen den beiden Bereichen der Lie-
genschaft Nr. 144, welche zukünftig zur Dorfkernzone C gehören ge-
schaffen. Eine solche Zonengestaltung widerspricht sowohl kantonalen 
als auch bundesrechtlichen Planungsgrundsätzen, wonach möglichst zu 
verdichten ist.  
 

N  Die Gemeinde muss die Bauzone substanziell redu-
zieren. Ein Teil der Parzelle wird deshalb der Land-
wirtschaftszone zugewiesen. Der in der Bauzone ver-
bleibende Teil wird der Dorfkernzone zugewiesen, 
dadurch können auf dem verbleibenden Teil einfa-
cher auch kompaktere Baustrukturen geschaffen 
werden. Die Zuweisung zur Dorfkernzone C erfolgt 
aufgrund des historischen Kontexts des Gebiets.  

134 - 
137, 
144  

PP  Es wird beantragt auf die Zuweisung der 
Parzellen Nrn. 134, 135, 136, 137 zur Zone 
für öffentliche Anlagen zu verzichten.  

Parz. Nrn. 134,135 136, 137: Es gibt keinen Bedarf für die Ausscheidung 
der Zone für öffentliche Anlagen bei den Parzellen Nrn. 134,135 136, 137. 
Die Vorplätze und Gärten sind in der bisherigen Nutzung zu belassen und 

J  Die besagten Grundstücke müssen nicht zwingend 
der Zone für öffentliche Anlagen zugewiesen werden. 
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2.2 Schwändi  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründung (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

zu sichern.  
 

Die Grundstücke werden im Sinne des Antrags in der 
Dorfkernzone C belassen.  

Es wird beantragt die Parzelle Nr. 144 voll-
umfänglich auszuzonen. 

Parzelle Nr. 144: Die Parzelle ist nicht erschlossen und grenzt an das ISOS-
Quartier Wygellen-Neuhaus.  
 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren, ein Grossteil des betreffenden 
Grundstücks wird ausgezont. Nicht ausgezont wird 
die Fläche um das bestehende Wohnhaus, auch wenn 
dieses abseits der heutigen Bebauung steht. Das 
Wohnhaus ist erschlossen.  

134, 
135, 
135, 
137, 
144  

PP  

 

Siehe Anträge voran.  Parz. Nrn. 134,135 136, 137: Sinngemäss gleiche Begründung.  
 

J  Parz. Nrn. 134 – 137: Siehe Antwort voran.  

Parzelle Nr. 144: Sinngemäss gleiche Begründung. 
 

N  Parz. Nrn. 144: Siehe Antwort voran.  

134, 
135, 
135, 
137, 
144  

PP  

  

Siehe Anträge voran.  Parz. Nrn. 134,135 136, 137: Sinngemäss gleiche Begründung. J  Parz. Nrn. 134 – 137: Siehe Antwort voran.  

Parzelle Nr. 144: Sinngemäss gleiche Begründung. N  Parz. Nr. 144: Siehe Antwort voran.  

134, 
135, 
135, 
137, 
144  

PP  

 

Siehe Anträge voran.  Parz. Nrn. 134,135 136, 137: Sinngemäss gleiche Begründung. 
 

J  Parz. Nrn. 134 – 137: Siehe Antwort voran.  

Parzelle Nr. 144: Sinngemäss gleiche Begründung. N  Parz. Nr. 144: Siehe Antwort voran. 

134, 
135, 
136, 
144, 
347, 
540  

PP  

  

Siehe Anträge voran.  

 

 

Parz. Nrn. 134,135 136, 137: Sinngemäss gleiche Begründung. N Parz. Nrn. 134 – 137: Siehe Antwort voran.  

Parzelle Nr. 144: Sinngemäss gleiche Begründung.  Parz. Nr. 144: Siehe Antwort voran.  

Parz. und 540. Parzelle Nr. 540: Die Parzelle liegt in verschiedenen Gefahrenzonen und ist 
ungenügend erschlossen. Im Weiteren grenzt die Parzelle an den ISOS ge-
schützten Dorfteil.  

N  Die Parzelle befindet sich ausschliesslich in der Ge-
fahrenzone mit mittlerer Gefährdung. Die Ausschei-
dung der Gefahrenzone entspricht den aktuellen 
Grundlagen des Kantons und wurde von diesem be-
stätigt.  
 

Es wird beantragt bei Parz. Nr. 347 auf eine 
Nutzungserweiterung im Gefahrengebiet zu 
verzichten. 

Eine Neueinzonung und Nutzungsausweitung in einer Gefahrenzone ist 
nicht zulässig und steht den Grundsätzen der Raumplanung entgegen.  

N  Die Parzelle befindet sich rechtskräftig vollumfänglich 
in der Bauzone, es findet vorliegend keine Einzonung 
statt. Auf die Einzonung der Ökonomiebaute auf Parz. 
Nr. 483 wird verzichtet und bei der Einzonung des Ge-
bäudes Nr. 211a handelt es sich um eine technische An-
passung der Bauzone. Hinsichtlich der Vorgaben betref-
fend den Objektschutz vor Naturgefahren ist es nicht 
massgebend, ob die Baute dem Baugebiet oder 
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2.2 Schwändi  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründung (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

Nichtbaugebiet zugewiesen ist.  
 

Es wird beantragt das Gebäude auf Parz. Nr. 
133 wie bisher im Verzeichnis der schüt-
zenswerten Gebäude auszuscheiden. 

Das Gebäude ist wie bisher im Verzeichnis der schützenswerten Gebäude 
auszuweisen. Die neue Beurteilung ist zu korrigieren und der Schutz ist 
wieder herzustellen bzw. auszubauen. Die Einschätzung der Gemeinde 
weicht ab von denjenigen der übergeordneten Instanzen auf Bundesebene.  

 Kenntnisnahme 

Verzeichnisobjekte sind nicht Gegenstand des Nut-
zungsplanungsverfahrens und werden im Zonenplan 
deshalb nicht ausgewiesen. Zwecks Information wer-
den diese in einem Grundlagenplan bezeichnet. Die 
Beurteilung eines Objektes erfolgte nach einheitlicher 
Methodik über den gesamten Kanton.  
 

144  

(134, 
135, 
136, 
137, 
139)  

PP  

  

Die Parzelle Nr. 144 ist auszuzonen.  Parzelle Nr.144: Sinngemäss gleiche Begründung.  N  Parz. Nr. 144: Siehe Antwort voran.  

Auf die Zuweisung der Parzellen Nrn. 134, 
135, 136, 137 zur Zone für öffentliche Anla-
gen ist zu verzichten.  

Parz. Nrn. 134,135 136, 137: Sinngemäss gleiche Begründung. 
 

J Parz. Nrn. 134 – 137: Siehe Antwort voran.  

236  PP  

  

1) Es sei auf eine flächenmässige Reduktion 
der Wohnzone 1 (bzw., neu der Mischzone 
Wohnen und Arbeiten 2 bzw., MWA 2) zu 
verzichten und die geplante Freihaltezone 
entsprechend auf die Fläche der bisherigen 
Land- und Alpwirtschaftszone zu verrin-
gern;  

Das Grundstück Nr. 236 ist überbaut und weist - im Vergleich zu Liegen-
schaften in der Dorfkernzone - einen erhöhten Abstand gegenüber den 
Nachbarqebäuden auf. Allfälliges Gewerbe sowie grössere (Wohn-)Bau-
ten würden somit angrenzende Nachbarn nicht stören, weshalb - unter 
Berücksichtigung der vorteilhaften Lage und Erschliessung des Grund-
stücks - die Zuweisung der bestehenden Bauzone W1 zur Mischzone 
Wohnen und Arbeiten 3 («MWA 3») anstelle zur Mischzone Wohnen und 
Arbeiten 2 («MWA 2») beantragt wird.  

Die Begründung der Gemeinde im Bericht Teil I zur ersten öffentlichen 
Mitwirkung vom 2. Oktober 2025, wonach höhere Bauten an dieser Lage 
ortsbaulich schwierig seien, ist nicht nachvollziehbar. Im Gegenteil: Wie 
aufgezeigt ist das Grundstück Kat.-Nr. 236 für eine bauliche Verdichtung 
angesichts des erhöhten Abstandes gegenüber den Nachbargebäuden so-
wie der ausgezeichneten öV- und verkehrstechnischen Erschliessung ge-
radezu prädestiniert.  
 

N  Die Gemeinde ist angewiesen, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren.  

Das Gebiet Weidli ist siedlungsstrukturell isoliert und 
auch mit dem öffentlichen Verkehr wenig gut er-
schlossen. Eine weitere Siedlungsentwicklung in die-
sem Gebiet ist räumlich problematisch und wird als 
nicht zweckmässig erachtet.  

2) Es sei die Fläche, welche der Mischzone 
Wohnen und Arbeiten 2 («MWA 2») zuge-
teilt werden soll, anstelle dessen der Misch-
zone Wohnen und Arbeiten 3 («MWA 3») 
zuzuordnen.  

N  Die Zuweisung zur MWA 2 mit den dazugehörigen 
Baumassen entspricht strukturell der heutigen Situa-
tion. Höhere Bauten an dieser Lage sind ortsbaulich 
schwierig.  

Gestützt auf die bestehende Siedlungsstruktur erfol-
gen in der Ortschaft Schwändi generell Zonenzuwei-
sungen, welche in der Regelbauweise die Realisie-
rung von zwei Vollgeschossen ermöglichen.  

505  PP  

  

1) Es sei auf eine Auszonung bzw. die Zu-
weisung der bisherigen Wohnzone zur 
Landwirtschaftszone zu verzichten und die 
Fläche stattdessen der Mischzone Wohnen 
und Arbeiten 3 («MWA 3») zuzuordnen;  

Die geplante Reduktion der Bauzone auf dem Grundstück Nr. 236 und 
eine vollständige Auszonung des Grundstücks Nr. 505 würde gegen die 
Vorgaben des kantonalen und kommunalen Richtplans verstossen, wel-
che ein Siedlungsgebiet auf beiden Strassenseiten vorsehen. Zudem läge 
auch ein Widerspruch zum Ziel, weiterhin bauliche Entwicklungen zu er-
möglichen, vor, wofür die erwähnten Grundstücke aufgrund ihrer Lage 
inkl. verkehrstechnischer Erschliessung prädestiniert sind.  

N  Im kantonalen Richtplan wird als Siedlungsgebiet auf 
der Grundlage der noch rechtskräftigen Bauzonen 
ausgeschieden. Über den kantonalen Richtplan wird 
keine mögliche Auszonung präjudiziert. Die Ge-
meinde ist – auch über den kantonalen Richtplan - 
angewiesen, die Bauzone zu reduzieren. Das Gebiet 
Weidli ist siedlungsstrukturell isoliert und auch mit 
dem ÖV wenig gut erschlossen. Eine weitere 
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2.2 Schwändi  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründung (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

Im Bericht Teil I zur ersten öffentlichen Mitwirkung vom 2. Oktober 
2025 wird den ebenfalls mit Eingabe vom 20. Februar 2025 gestellten 
Anträgen entgegengehalten, dass im kantonalen Richtplan das Siedlungs-
gebiet auf der Grundlage der noch rechtskräftigen Bauzonen ausgeschie-
den werde, womit eine Auszonung nicht präjudiziert werde. Diese Be-
gründung vermag nicht zu überzeugen, da die Planungen der unteren 
Stufen derjenigen der oberen Stufe zu entsprechen haben. Der kantonale 
Richtplan wurde erst kürzlich revidiert und bestätigt. Er ist für die Ge-
meinden verbindlich, weshalb die vorliegenden nutzungsplanerischen 
Festlegungen mit der übergeordneten Richtplanung vereinbar sein müs-
sen. Gegen eine Auszonung sprechen weiter auch ortsplanerische 
Gründe, die Erschliessung und die Baureife .  
 

Siedlungsentwicklung in diesem Gebiet ist räumlich 
problematisch und wird als nicht zweckmässig erach-
tet.  

2) Eventualiter sei die bisherige Fläche der 
Wohnzone 1 der Mischzone Wohnen und 
Arbeiten 2 («MWA 2») anstelle der Land-
wirtschaftszone zuzuteilen.  

N  Die Zuweisung zur Zone MWA mit den dazugehöri-
gen Baumassen entspricht strukturell der heutigen 
Situation. Höhere Bauten an dieser Lage sind schwie-
rig.  

3) Subeventualiter sei die Fläche, welche 
aktuell der Wohnzone 1 zugeordnet ist, der 
Freihaltezone anstelle der Landwirtschafts-
zone zuzuteilen.  

N  Die Fläche wird landwirtschaftlich genutzt und dem-
entsprechend wird die Zuweisung zur Landwirt-
schaftszone beibehalten.  

416  PP  

  

Es wird beantragt, die Parz. Nr. 416 voll-
ständig der Landwirtschaftszone zuzuwei-
sen.  

Die Gemeinde muss die Bauzone verkleinern und die Parzelle erfüllt alle 
Anforderungen, dass sie ausgezont werden kann. Namentlich die feh-
lende Erschliessung und die Randlage sprechen für eine Auszonung.  

N  Die Parzelle grenzt zwar an die Landwirtschaftszone 
an, bildet allerdings den letzten Bauplatz in einem in 
sich geschlossenen Wohnquartier mit kreisartiger 
Ausgestaltung. Ortsbaulich ist die Parzelle als Teil des 
Quartiers zu betrachten und nicht als Randparzelle. 
Daneben soll die Parzelle überbaut werden, wobei 
die grundsätzliche Bewilligungsfähigkeit des Bauvor-
habens – mit Ausnahme der Erschliessung der Was-
ser- und Abwasserleitungen – seitens Gemeinde und 
Kanton bejaht wurde. Abgesehen von der Frage der 
Erschliessung mit Wasser- und Abwasserleitungen ist 
die Bebaubarkeit somit geklärt.  
 

550  PP  

  

Es wird ein Flächenabtausch zwischen Frei-
haltezone Garten FH G und Bauzone DK C 
auf der Parzelle Nr. 550, GB Schwändi GL 
beantragt. 

 

Der Antrag bezieht sich auf den flächenneutralen Abtausch zwischen 
Freihaltzone Garten FH G und Bauzone Dorfkernzone DK C von rund 
55m2 (vgl. Planbeilage) zum Zweck einer optimalen Bebauung der Par-
zelle Nr. 550. 

 

J  Die Anpassung kann im Sinne des Antrags vorgenom-
men werden. Die Parzelle wird mit einer Mobilisie-
rungspflicht belegt.  
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2.3 Schwanden  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

13 U  

 

Es wird beantragt, das Gebiet gemäss bei-
liegendem Plan nicht der MWA sondern der 
Gewerbezone zuzuweisen.  

Eine solche Zuweisung entspricht nicht nur den Interessen der Antrag-
stellerin, sondern allen von dieser Massnahme Betroffenen. 

Der Mischzone Wohnen und Arbeiten gemäss Art. 19 ist der Anteil an Ar-
beitsflächen auf maximal 50% des Grundstücks beschränkt. Die vorge-
schlagene Zonenzuweisung ist weder für die Liegenschaft Nr. 13 noch für 
die angrenzenden Grundstücke zweckmässig (gewerbliche Nutzungen). 
Hinzu kommt. dass sich das ganze Gebiet äusserst schlecht für Wohnbau-
ten eignet (Besonnung).  

 

J  Die Zonenzuweisung wird im Sinne der Anträge 
überprüft und soweit zweckmässig angepasst.  

Eventualantrag: Für den Fall, dass die Ei-
gentümer der Liegenschaft Nr. 1199, Nr. 
1815 und Nr. 15 auf welchen sich zurzeit 
Wohnliegenschaften befinden, mit der Zu-
weisung zur Gewerbezone nicht einver-
standen sind, seien diese in der MWA zu be-
lassen.  

26 U  

 

1) Verzicht auf Teilauszonung.  Im Planungsbericht wird darauf hingewiesen, aufgrund geänderter Vor-
gaben von Bund und Kanton die Bauzonen reduziert werden müssen. 
Aus Sicht der Gemeinde sei es zentral, dass jede Ortschaft auch nach er-
folgter Reduktion über eine Bauzonenreserve verfüge. Massgebende Pa-
rameter zur Überprüfung der Bauzonen seien die Lage, die Erschliessung 
und die Bebaubarkeit (Bericht S. 23 Ziff. 4.1). Unter Anwendung dieser 
Kriterien ist die erhebliche Teilauszonung von Parzelle Nr. 26 nicht nach-
vollziehbar.  

 

J  Die Gemeinde ist angewiesen, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren. Die genaue Abgrenzung der Zone 
(Bautiefe) wurde auf die neue Situation mit dem 
Schutzdamm überprüft. In Abstimmung auf die Ele-
mente des Schutzdammbauwerks und der neuen Er-
schliessung wird die Zonierung dahingehend ange-
passt, dass – wo möglich – neu eine Bautiefe von 30 
m gewährleistet ist. Die Parzelle wird mit einer Mobi-
lisierungspflicht belegt.  

2) Verzicht auf Begrenzung der Gebäude-
länge in der MWA 3 oder Bestimmungen so 
ausgestalten, dass bei entsprechendem 
baulichem Umfeld auch längere Bauten 
möglich bleiben. 

Die Realisierung eines reinen Zeilenbaus würde damit praktisch verun-
möglicht. Mit gestalterischen Argumenten lässt sich die Limitierung der 
Gebäudelänge bei Parzelle Nr. 26 nicht rechtfertigen. Zwischen Sernf und 
Bauparzelle befinden sich grossvolumige gewerbliche Bauten. In diesem 
baulichen Umfeld würde sich ein Zeilenbau mit einer Länge von mehr als 
25 m bestens einordnen. 

N  Mit der Festlegung einer Gebäudelänge in der Regel-
bauweise wird eine gewisse Baustruktur sicherge-
stellt. Die im Entwurf ausgewiesenen Masse werden 
betreffend die Länge überprüft. Das gänzliche Weg-
lassen einer Gebäudelänge ohne das Einführen eines 
anderen Regelungsmasses erachtet die Gemeinde als 
problematisch und kann zu unerwünschten Situatio-
nen führen.  

Im Rahmen eines Überbauungsplans kann gestützt 
auf ein Projekt von der Regelbauweise abgewichen 
werden.  
 

3) Verzicht auf Reduzierung der Gebäude-
höhe von 10.50 m auf 10.00 m. 

Die resultierenden geringeren Geschosshöhen gehen zulasten der Wohn-
qualität. 

N  Die neue Messweise (IVHB) entspricht nicht der alten 
Messweise. Das vorgesehene Baumass ermöglicht die 
Realisierung von drei Geschossen sowie eines Dach-
geschosses.  
 

30 U  

 

Beantragt wird die Umzonung von der In-
dustriezone in die Mischzone Industrie-
areal (ZI), statt in die Mischzone Wohnen 
und Arbeiten 3 (MWA 3).  

Das bestehende Fabrikgebäude würde mit der geplanten Umzonung bau-
rechtswidrig. Eine (teilweise) Umnutzung zu Wohnzwecken wäre so-
dann mit hohen und wirtschaftlich kaum mehr tragbaren Kosten verbun-
den. Das bestehende Fabrikgebäude ist auf eine gewerbliche und indust-
rielle Nutzung ausgerichtet. Ob das Fabrikgebäude wie bis anhin genutzt 

J  Die betreffenden Flächen bzw. Gebäude werden im 
Sinne des Antrags der Mischzone Industrieareal zu-
gewiesen.  
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2.3 Schwanden  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

werden kann, ist offen. Im Rahmen der Revision geht es darum, für eine 
Neu- und allfällige Umnutzung des Fabrikgebäudes raumplanerisch mög-
lichst gute Voraussetzungen zu schaffen. 

30, 
1818 bis 
1823 

U  

  

Es wird beantragt auf die Teilauszonung zu 
verzichten. 

Die Parzelle Nr. 30 mit dem Fabrikgebäude ist weitestgehend überbaut 
und die Parzellen Nrn. 1818 bis 1823 werden als Erschliessungs- und 
Parkierungsfläche benötigt. Dies spricht gegen die vorgesehene Teilaus-
zonung.  

Teile der Parzellen Nrn. 30 und 1818 bis 1823 wurden für die Erstellung 
eines provisorischen Schutzdamms und die Verlegung der Herrenstrasse 
beansprucht. Der Bedarf nach Schutzbauten lässt sich nicht mit Auszo-
nung der Parzellen rechtfertigen.  

N  Die Zonierung ist auf die Schutzbauten sowie die 
neue Herrenstrasse abgestimmt. Die betroffenen Flä-
chen wurden requiriert und anschliessend stellen-
weise mit den Schutzbauwerken sowie Strassenanla-
gen überbaut. Im Rahmen der Nutzungsplanung wer-
den lediglich die raumplanungsrechtlichen Folgen 
der aus der Natur sich ergebenden Gefahrenlage dar-
gestellt. Hinzu kommt, dass sich einzelne Flächen ge-
mäss aktueller Gefahrenkarte des Kantons im roten 
Gefahrengebiet befinden, womit sich diese nicht zur 
Überbauung i.S.v. Art. 15 Abs. 4 lit. a RPG eignen. Es 
ist Aufgabe der Gemeinde, im Rahmen der Nutzungs-
planung die Gefährdung durch Naturereignisse zu be-
rücksichtigen.  

Ob eine Entschädigungspflicht aus materieller Enteig-
nung entsteht, ist nachgelagert im entsprechenden 
Verfahren zu entscheiden.  

57, 1559, 
1561, 1588, 
1590, 1650, 
1685, 1840 

U  

 

Es wird beantragt, dass für das Areal 
Tschachen die Gebäudehöhe analog der Ar-
beitszone in der Gemeinde Glarus Nord auf 
22 m plus 2.50 m Dachaufbaute festgelegt 
wird.  

Diese Änderung der Bauordnung muss nicht generell gemacht werden, 
sondern nur für dieses bestehende Industriegebiet, in welchem bereits 
Bauten mit dieser Höhe bestehen. Die beantragte Erhöhung ermöglicht 
Erweiterungsbauten vorzunehmen, die die gleiche Höhe aufweisen wie 
die bereits bestehenden Bauten. 
 

J  Eine Anpassung der Regelung der Gebäudehöhe im 
Sinne des Antrags kann vorgenommen werden. Das 
Baureglement wird dahingehend angepasst, dass in 
der Arbeitszone generell eine maximale Gebäude-
höhe von 22 m möglich ist.  

62, 
1556 

Die Gemeindeparzellen Nr. 1556 und Nr. 
62, werden als Verkehrsfläche ausgeschie-
den und stellen somit keine g keine 
Bauzone dar.  

Es wird beantragt, eine Über- oder Unter-
bauung im Baureglement vorzusehen.  
 

Mit einer solchen Bestimmung können Rechtsstreitigkeiten über die 
Frage, ob ein Strassenkörper zur Bauzone gehört oder nicht vermieden 
werden.  

 

N  Ein allfälliges Über- oder Unterbaurecht der besagten 
Strasse kann über eine Dienstbarkeit geregelt wer-
den. Von einer generellen Regelung im Baureglement 
wird deshalb abgesehen.  

Thon  U  

  

Es wird beantragt die Archäologiezone im 
Gebiet Thon zu streichen. 

Das Gebiet Thon liegt im Schuttkegel es Glärnisch-Massiv um das Gebiet 
der Guppenrunse und hat keine archäologische Bedeutung.  

N  Gemäss dem kantonalen Richtplan haben die Ge-
meinden die räumlichen Abgrenzungen dieser Fund-
stellen in der Nutzungsplanung umzusetzen. Folglich 
werden im Zonenplan die Perimeter ausgewiesen so-
wie entsprechend eine zugehörige Bestimmung im 
Baureglement aufgenommen. Das Ausweisen der Ar-
chäologiezone dient den Bauherrschaften im Sinne 
einer frühzeitigen Abklärung dieses Sachverhalts und 
dem Vorbeugen von unerwarteten Baustopps 
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Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

aufgrund von archäologischen Funden. 
 

77  U  Es wird beantragt, die Parz. Nr. 77 sei ana-
log Parz. Nrn. 76 und 1403 der MWA 3 zu-
zuweisen.  

Es gibt eine Projektvorhaben für die Parzellen 76 und 77. Es ist zweck-
mässig, dass diese 3 Parzellen als Einheit betrachtet werden.  

J  Die Zonierung des Grundstücks kann im Sinne des 
Antrags angepasst werden, entsprechend angepasst 
wird auch der Perimeter der Überbauungsplanpflicht.  

101  PP  Es wird beantragt die Überbauungs-
planflicht nach Artikel 47 BauR für alle Zo-
nen die davon betroffen sind mit detaillier-
ten Informationen über die Überbauungs-
planflicht inklusive allfälliger Sonderbau-
rechte und Kaufrechte der Gemeinde nach 
Artikel 4 des BauR zu ergänzen.  

Das Baureglement (Version 2. Mitwirkung) inklusive Planungsmittel und 
Grundlagen substanziieren die geplante Überbauungsplanpflicht nicht. 
Bezüglich der geplanten Zonenänderung der Parzelle 101 besteht Un-
klarheit bezüglich der geplanten Überbauungsplanflicht und deren Fol-
gen. 

 

 

N  Die Bezeichnung von Überbauungsplanpflichten im 
Zonenplan erfolgt unter anderem zur Sicherstellung 
und Regelung der Erschliessung bei nicht erschlosse-
nen oder grossen Bauzonenreserven. Mögliche Rege-
lungsinhalte richten sich nach Art. 23 RBG. Auf die 
beantragte Ergänzung des Baureglements wird daher 
verzichtet.  

Die betreffende Parzelle ist überbaut, entsprechend 
wird diese nicht mit einer Mobilisierungspflicht be-
legt.  
 

338, 
1635 

U  Es wird beantragt auf die Bauverpflichtung 
des eingezonten Teils der Liegenschaft Nr. 
338 zu verzichten 

 

Die Liegenschaft Nr. 1635 wird mit einer Bauverpflichtung versehen. 
Eine Überbauung dieses Grundstückes bedingt, dass, gleich wie die be-
nachbarten Häuser entlang der Freibergstrasse, auch auf der Liegen-
schaft Nr. 1635, Grundbuch Schwanden, an die Gemeindestrasse gebaut 
werden kann. Ansonsten ist eine Überbauung nicht möglich. In diesem 
Falle ist sie aus der Bauverpflichtung herauszunehmen. 

J  Aufgrund der bestehenden Abhängigkeiten bei der 
Erschliessung der Parzellen Nrn. 338 und 1635 und 
in Bezug auf eine zweckmässige Überbauung des gan-
zen Gebiets, wird eine Überbauungsplanpflicht einge-
führt. Damit kann dem Ansinnen des Antrags nach ei-
ner zweckmässigen Überbauung entsprochen wer-
den.  
 

661, 
1331  

PP  

  

Es wird beantragt die zusammenhängen-
den Parz. Nrn. 661 und 1331 in der 
Bauzone W3 zu belassen oder in die MWA3 
aufzunehmen.  

Die Parz. Nrn. 661 und 1331 liegen in einem langen Gürtel mit Gebäuden 
die in den Zonen W3, MWA 3 und ZöBA liegen (Skizze beiliegend), an-
grenzend an die Zone DKA. Diese zwei, gesamthaft etwa 3000 m2, gros-
sen, Grundstücke liegen sehr zentrumsnahe im Dreieck zwischen der 
Thoner- und der Rütelistrasse, mit Zugang zu beiden Strassen.  

Eine Umzonierung der Parzellen in die Zone W2B würde die Entwick-
lungsmöglichkeiten dieser Grundstücke erheblich beeinträchtigen. Ange-
sichts der Verpflichtung zum verdichteten Bauen wirkt eine solche Ein-
teilung wenig sinnvoll.  

N  Das Anliegen an einer Innenentwicklung und einer 
haushälterischen Nutzung des Bodens wird geteilt. 
Die rechtskräftige Wohnzone 3a wurde in die Wohn-
zone 2B überführt. Die Wohnzone 2B hat ein etwas 
höheres Nutzungsmass als die bisherige Zone. Zudem 
erleichtern die neuen Rahmenbedingungen eine 
leicht grössere Gebäudehöhe. Eine Reduktion findet 
damit nicht statt.  

Eine effektive Aufzonung würde in einer höheren Ka-
pazität resultieren, was weiteren Auszonungsbedarf 
auslösen würde.  
 

667  PP  

 

Es wird beantragt die Parz. Nr. 667 der 
Wohnzone W2B zuzuordnen und somit ggü. 
dem aktuellen Stand unverändert zu belas-
sen.  

Es handelt sich hierbei um eine private Parzelle im Eigentum einer Ei-
gentümergemeinschaft . Diese Umzonung begründet lediglich durch die 
Tatsache, dass gesamtheitlich Wohnzonen-Fläche in Glarus Süd reduziert 
werden muss, ist nicht statthaft.  

N  Vorliegend handelt es sich um eine abparzellierte 
Verkehrsfläche. Verkehrsflächen sowohl im öffentli-
chen wie auch privaten Eigentum sind neu der Ver-
kehrsfläche zuzuweisen.  

667  PP  Gleicher Antrag wie voran.  Sinngemäss gleiche Begründung wie Antrag voran.  
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Parz.-
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 Die rechtskräftige Wohnzone 3a wurde in die Wohn-
zone 2B überführt. Die Wohnzone 2B hat ein etwas 
höheres Nutzungsmass als die bisherige Zone. In der 
Folge hebt sich die mit der Zuweisung zur Verkehrs-
fläche verbundene Reduktion praktisch auf.  
 

661 PP  

 

Sinngemäss gleicher Antrag wie voran.  Sinngemäss gleiche Begründung wie Antrag voran. 
 

750  PP  

 

Es wird beantragt die Baulandverfügbarkeit 
auf Parz. Nr. 750 zu streichen.  

Möglicherweise steht eine Kraftwerks-Erneuerung in Aussicht. Da die 
Gewässerschutzzone noch nicht bekannt ist, und eine Einschränkung 
durch den Verbandskanal besteht, ist noch nicht bekannt, wieviel bebau-
bares Land künftig noch zur Verfügung steht.  

N  Der Kanton hat im Zusammenhang mit der Förderun-
gen der Siedlungsentwicklung nach innen explizit 
eine konsequente Mobilisierung in den Ortschaften 
Schwanden und Mitlödi (Typ Haupttal gemäss kanto-
nalem Richtplan) gefordert. Dies anstelle z.B. von 
weiteren Aufzonungen.  

Die Gemeinde hat die unbebauten Grundstücke syste-
matisch überprüft und ab einer bestimmten Grösse 
der Mobilisierung unterstellt. Das Grundstück liegt 
deutlich über diesem Schwellenwert.  
 

923  PP  

  

Es wird beantragt die bisherige Bauzone 
(Fläche in m2) mit geometrischer Anpas-
sung der Bauzone auf der Parz. Nr. 923 bei-
zubehalten 

Die Verkleinerung der Bauzone auf Parz. Nr. 923 erfolgt ohne nachvoll-
ziehbare Begründung und erscheint willkürlich, insbesondere mit Blick 
auf die gleichzeitig beabsichtigten Einzonungen auf Parz. Nr. 951. Die 
FAT-Abstände sind zur bestehenden sowie bei der geometrischen Anpas-
sung der Bauzone auf Parz. Nr. 923 eingehalten.  

N  Parz. Nr. 923: Die Abgrenzung der Bauzone wurde 
aufgrund eines Antrags vom Juli 2020 dahingehend 
angepasst, dass die Erschliessung erleichtert wird 
und ein zweiter Bauplatz auf dem Grundstück gesi-
chert bleibt (Projektvorhaben). Die Gemeinde ist zu-
dem angehalten, die Bauzone substanziell zu reduzie-
ren.  

Parz. Nr. 951: Auf eine Neueinzonung der Parzelle 
wird im weiteren Verfahren verzichtet, da gemäss 
kantonalen Angaben die Voraussetzungen für die Er-
stellung eines Wohngebäudes an diesem Standort in 
Verbindung mit dem Landwirtschaftsbetrieb nicht er-
füllt sind. 
 

J  

930  PP  

  

Es wird beantragt das Beigebäude auf dem 
Grundstück Nr. 930 der Wohnzone und 
nicht der Landwirtschaftszone zuzuordnen.  

Es wird daher die erneute Prüfung und An-
passung der Zonengrenze sowie die Zuwei-
sung des Gebäudes auf dem Grundstück Nr. 
930, zur Wohnzone, beantragt.  

Der Antrag entspricht der realen Nutzung, der baulichen Situation und 
den planungsfachlichen Grundsätzen. Eine Zuweisung im Sinne des An-
trages kann wie folgt begründet werden: Das Gebäude ist nicht mehr 
landwirtschaftlich genutzt, es ist Teil eines Hauptgebäudes und es findet 
dadurch keine Vergrösserung der unüberbauten Wohnzone und die Di-
mensionierung der Bauzone wird nicht beeinflusst.  
 

J  Die beantragte Arrondierung kann vorgenommen 
werden.  

936  P/I/V  

  

Es wird beantragt das bisher in der Wohn-
zone liegende Gebiet auf dem Grundstück 
Nr. 936 in der Bauzone zu belassen.  

Die betroffene Fläche würde im Falle einer baulichen Nutzung lediglich ca. 
vier Wohneinheiten zulassen und zu keinem grösseren Verkehrsaufkommen 
führen, wie dies die Gemeinde im Rahmen der Beantwortung zur 1. 

J  Die Gemeinde muss ihre Bauzonenreserve substanzi-
ell reduzieren. Das Grundstück liegt am Rande der 
Bauzone und kommt für eine Auszonung daher 
grundsätzlich in Frage. Die Reduktion der Bauzone 
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2.3 Schwanden  

Parz.-
Nr.  
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Mitwirkungsauflage geltend macht. 
 

kann dahingehend angepasst werden, dass eine Bau-
tiefe gewährleistet ist.  

Gleichzeitig zur Auszonung von Parz. 936 wird das benachbarte Grundstück 
(GS 951) eingezont. Es erscheint schwer nachvollziehbar, dass derselbe Er-
schliessungsraum einerseits für eine minimale Wohnnutzung als ungenü-
gend eingestuft, andererseits aber als ausreichend erachtet wird, um neues 
Bauland aufzunehmen 

N  Auf eine Neueinzonung der Parzelle Nr. 951 wird ver-
zichtet, da gemäss jüngsten Erkenntnissen aus Abklä-
rungen die Voraussetzungen für die Erstellung eines 
Wohngebäudes an diesem Standort in Verbindung 
mit dem Landwirtschaftsbetrieb nicht erfüllt sind.  

Beim besagten Areal handelt es sich um eine Baulücke gemäss schweizeri-
scher Praxis und bundesgerichtlicher Rechtsprechung. 

 Kenntnisnahme. 

949  PP  

  

Es wird beantragt die Liegenschaft Parz. Nr. 
949 und das gesamte Thon nicht der Archä-
ologiezone zuzuweisen.  

Der Weiler Thon liegt auf dem Schuttkegel der Guppenrunse. Das ist 
Grund genug das Gebiet nicht als archäologisch bedeutend zu bezeich-
nen.  

N  Gemäss dem kantonalen Richtplan haben die Ge-
meinden die räumlichen Abgrenzungen dieser Fund-
stellen in der Nutzungsplanung umzusetzen. Folglich 
werden im Zonenplan die entsprechenden Perimeter 
ausgewiesen sowie eine Bestimmung dazu im Bau-
reglement aufgenommen. Das Ausweisen der Archäo-
logiezone dient den Bauherrschaften im Sinne einer 
frühzeitigen Abklärung dieses Sachverhalts und dem 
Vorbeugen von unerwarteten Baustopps aufgrund 
von archäologischen Funden. 

Die Liste über die Verzeichnisobjekte mit zugehöri-
gem Plan wird im Rahmen der noch folgenden öffent-
lichen Auflage als Informationsgrundlage aufgelegt.  
 

951 
(1910)  

PP  

  

Es wird beantragt von der geplanten Neu-
einzonung der Parz. Nr. 951 abzusehen.  

 

Die Einzonung widerspricht dem Auftrag die Bauzone substanziell zu re-
duzieren, wie dies die Gemeinde mehrfach darlegt.  

Sollte diese Einzonung dennoch umgesetzt werden, wird um Berücksich-
tigung der vorgeschlagenen Verschiebung der Grenze. 

J  Auf eine Neueinzonung der Parzelle Nr. 951 wird ver-
zichtet, da gemäss jüngsten Erkenntnissen aus Abklä-
rungen die Voraussetzungen für die Erstellung eines 
Wohngebäudes an diesem Standort in Verbindung 
mit dem Landwirtschaftsbetrieb nicht erfüllt sind.  

953  PP  

  

Es wird beantragt die Archäologiezone im 
Bereich der Parz. Nr. 953 zu streichen.  

Die Wahrscheinlichkeit von Funden und Befunden im Gebiet Thon/Geis-
sgasse ist nicht vorhanden und nicht bewiesen. Das Thon liegt auf einem 
Schuttkegel, bestehend aus Stein und grösseren Felsbrocken.  

N  Gemäss dem kantonalen Richtplan haben die Ge-
meinden die räumlichen Abgrenzungen dieser Fund-
stellen in der Nutzungsplanung umzusetzen. Folglich 
werden im Zonenplan die entsprechenden Perimeter 
ausgewiesen sowie eine Bestimmung im Bauregle-
ment aufgenommen. Das Ausweisen der Archäologie-
zone dient den Bauherrschaften im Sinne einer früh-
zeitigen Abklärung dieses Sachverhalts und dem Vor-
beugen von unerwarteten Baustopps aufgrund von 
archäologischen Funden.  
 



GL Süd Gesamtrevision | 2. öffentliche Mitwirkung (Nov. 2025 – Dez. 2025)  
 
22. Juni 2026  
 

 

 14  
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957 PP  

 

Es wird beantragt für den unteren (südli-
chen) Streifen der Parzelle Nr. 957 die Ver-
fügbarkeitsregelung zu streichen 

Im Thon gibt es mehrere Liegenschaften, die ebenfalls in der Bauzone lie-
gen, jedoch keiner Verfügbarkeitsregelung unterstellt werden. Die Beibe-
haltung des südlichen Streifens der Parzelle Nr. 957 in der Bauzone DK C 
ohne die Verfügbarkeitsregelung sichert die Nutzung für Wohnzwecke 
und trägt zur geordneten Entwicklung des Gebiets bei. 

N  Die Gemeinde ist angehalten, Massnahmen zur Mobi-
lisierung der unbebauten Bauzone zu treffen. Die un-
bebauten Grundstücke wurden systematisch über-
prüft und ab einer bestimmten Grösse der Mobilisie-
rung. Die Belegung mit einer Mobilisierungspflicht 
wird beibehalten.  
 

1161, 
1163  

P/I/V  

  

Es wird beantragt eine Campingzone auf 
Parz. Nr. 1161 (im nördlichsten Teil) mit 12 
– 15 Stellplätzen (ca. 750 m2) auszuschei-
den.  

Begründet wird dies mit einem dringenden Bedarf in der Gemeinde für gut 
gelegene und komfortable Wohnmobil-Stellplatz mit Infrastruktur. 

Die von der Gemeinde erwähnten Erschliessungsprobleme und Ver-
kehrskonflikte sind zu relativieren und die Altlastenproblematik betrifft - 
soweit bekannt – nur die Parzelle Nr. 2 und nicht denjenigen Teil der Par-
zelle 1163. Weiter verlangt wird ein Konzept. Ein solches kann erst erar-
beitet werden, wenn die planungsrechtliche Möglichkeit grundsätzlich of-
fengehalten oder ermöglicht  

N  Bei der Campingzone handelt es sich um eine spezifi-
sche Zone im Zusammenhang mit einer spezifischen 
Anlage. Die Ausscheidung einer solchen Zone bedingt 
eine konzeptionelle Grundlage. Ein solches Konzept 
bildet auch die Grundlage für die geplante Ausschei-
dung der Campingzone in Elm. Anhand des Konzepts 
und der in diesem Zusammenhang vorzunehmenden 
Abklärungen, muss die grundsätzliche Realisierbar-
keit aufgezeigt sein. 

Die Ausscheidung einer neuen Campingzone kann im 
Rahmen einer projektbezogenen Teilrevision vorge-
nommen werden. Auf die Ausscheidung einer Cam-
pingzone an diesem Standort zum jetzigen Zeitpunkt 
und ohne Grundlage wird deshalb verzichtet. 

1277  U  

  

Es wird beantragt die Nutzungsanteile in 
der vorgesehenen MWA-Zone flexibler zu 
handhaben und die Beschränkung auf max. 
50% Gewerbeanteil zu streichen.  

Eventualantrag: Wird der Gewerbeanteil 
nicht gestrichen oder reduziert wird bean-
tragt, eine Teilfläche in der Mischzone 
(MWA3) zu belassen.  

Die Parzelle Nr. 1277 wird aktuell gewerblich genutzt. Der Wohnanteil ist 
im Bestand untergeordnet, der Gewerbeanteil ist deutlich höher als 50%. 
Mit der neuen Bestimmung der Begrenzung des Gewerbeanteils auf max. 
50% würde sowohl der Bestand als auch das Erweiterungsprojekt nicht 
mehr zonenkonform sein.  

Eventualantrag: Die neue Zuweisung der Gesamtfläche zur Gewerbezone 
gemäss ZP Entwurf löst das Problem des maximalen Gewerbeanteils in der 
Mischzone, verunmöglicht aber das Erstellen jeglicher Wohnungen, die 
nicht betriebsrelevant sind. Entsprechend müsste die Teilfläche für die 
Wohnnutzung in der Mischzone (MWA3) verbleiben.  
 

J  Gestützt auf die eingereichten Planunterlagen kann 
die Zuweisung einer Teilfläche zur Mischzone Woh-
nen und Arbeiten 3 im Sinne des Eventualantrages 
vorgenommen werden.  

Es wird beantragt auf die Teilauszonung 
der Erschliessungs- und Abstellflächen zu 
verzichten.  

Mit der Teilauszonung sind die Erschliessungs- und Abstellflächen inner-
halb der Parzelle nicht mehr in der Bauzone. Dies schränkt die Nutzbar-
keit für den Betrieb sowohl für die Betriebsfläche als auch für die Anre-
chenbarkeit an die Ausnützung stark ein. Die Zonierung als „übriges Ge-
biet“ ist nicht im Baureglement geregelt und an dieser Lage auch nicht 
zweckmässig.  
 

N  Erschliessungsflächen sind neu der Verkehrsfläche 
zuzuweisen. In Bezug auf einzuhaltende Abstände re-
duzieren sich die Nutzungsmöglichkeiten dadurch 
nicht.  

Es wird beantragt die maximale Gebäude-
länge in der MWA3 zu streichen.  

Bestehende Gebäude mit Gewerbeanteil in der Bauzone MWA3 können 
mit dieser Beschränkung nicht erweitert werden. Das kantonale Bauge-
setz lässt hier Spielraum offen, der genutzt werden soll.  

N  Mit der Festlegung einer Gebäudelänge in der Regel-
bauweise wird eine gewisse Baustruktur sicherge-
stellt. Die im Entwurf ausgewiesenen Masse werden 
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betreffend die Länge überprüft. Das gänzliche Weg-
lassen einer Gebäudelänge ohne das Einführen eines 
anderen Regelungsmasses erachtet die Gemeinde als 
problematisch und kann zu unerwünschten bauli-
chen Strukturen führen.  

 

1307  PP  

  

Es wird beantragt die Parzelle der Bauzone 
zuzuordnen.  

Die Ablehnung der Einzonung im Rahmen der ersten Mitwirkung wurde sei-
tens der Gemeinde damit begründet, dass die Parzelle nicht an die beste-
hende Bauzone grenze und eine Einzonung zu einer bundesrechtswidrigen 
Punktbauzone führen würde. Diese Argumentation überzeuge aus mehreren 
Gründen nicht und verkenne sowohl den tatsächlichen Gebietsbestand als 
auch die Planungssystematik des Bundesrechts. Die weitere Begründung um-
fasst Sachverhalte betreffend heutige Zonierung, der geplanten Einzonung 
von Parz. Nr. 951, bereits erfolgter freiwillige Rückzonungen im Gemeindege-
biet und die Zweckmässigkeit eines Siedlungsanschlusses  

Unter Berücksichtigung aller genannten Punkte wird ersucht die Parz. Nr. 
1307 in die Bauzone aufzunehmen und von einer Rückzonung des Grund-
stücks Nr. 934 abzusehen.  
 

N  Die Gemeinde muss die Bauzone substanziell redu-
zieren. Einzonungen sind grundsätzlich nicht mög-
lich. Aufgrund der vorgenommen Bauzonenreduktion 
auf dem Grundstück Nr. 984 (Anm.: Nr. 934 gemäss 
Antragsteller) würde die Zuweisung des Grundstücks 
Nr. 1307 zu einer Punktbauzone führen, was gestützt 
auf das Bundesrecht nicht zulässig ist. Die Auszonung 
einer Teilfläche des Grundstücks Nr. 984 erfolgt wie 
vom Antragsteller festgestellt, aufgrund der er-
schwerten Bauvoraussetzungen infolge der sehr stei-
len Hanglage. 

Auf eine Neueinzonung der Parzelle Nr. 951 wird ver-
zichtet, da die Voraussetzungen für die Erstellung ei-
nes Wohngebäudes an diesem Standort in Verbin-
dung mit dem Landwirtschaftsbetrieb nicht erfüllt 
sind.  

 

1405  P/I/V  

 

Es wird beantragt die Badi, Fussball- und 
Tennisplätze zur Zone für touristische Ein-
richtungen zuzuweisen.  

Die Gemeinde ordnet die Anlagen der Zone für öffentliche Bauten zu, da 
sie Sport- und Freizeiteinrichtungen für die Allgemeinheit darstellen.  
Die touristische Bedeutung dieser Anlagen wird jedoch unterschätzt.  
 
 

N  Es handelt sich hier um öffentliche Anlagen im Zu-
sammenhang mit Sport und Freizeit für die Allge-
meinheit. Es sind typische Einrichtungen und Nut-
zungen innerhalb einer Zone für öffentliche Bauten 
und Anlagen. 

1690  U  

  

Es wird beantragt die Zuordnung zu den 
Gefahrenstufen «Rot» und «Blau» für die 
Parz. Nr. 1690 gemäss den aktuellen Ge-
fährdungen nach Montage der neuen Stein-
schlagnetze anzupassen.  

Im Gebiet zwischen Bahnhof und Feuerwehrdepot wurden am Hangfuss 
eine neue Verbauung mittels Steinschlagnetzen erstellt. Dies zur Reduk-
tion der Gefährdungen für die betroffene Kantonsstrasse und das damals 
projektierte neue Tourismusgebäude. Die Parzelle Nr. 181 (Tourismus-
gebäude) wurde denn auch gemäss aktuellem Entwurf zur Nutzungspla-
nung vollständig aus den Gefahrenzonen «Rot» und «Blau» entlassen. Die 
entsprechende Anpassung ist auch für die Parzelle Nr. 1690 vorzuneh-
men. 
 

N  Die Ausscheidung der Gefahrenzone entspricht der 
aktuellen Gefahrenkarte des Kantons. Solange keine 
Anpassung der Gefahrenkarte durch den Kanton er-
folgt, kann die Ausscheidung der Gefahrenzone auf 
die neue Situation hin nicht angepasst werden.  

1491, 
1641, 
1686  

U  

 

Es wird beantragt die Parz. Nrn. 1491, 1686 
und 1641 in die Zone MWA 3 einzuzonen.  

Auf den Parz. Nrn. 1491, 1686 und 1641 wurden je ein MFH (1491 und 
1641) und ein Bürogebäude mit Wohnungen (1686) erstellt. Auf diesen 
Parzellen werden auch in Zukunft Wohnungen stehen. Eine Umzonung in 
Zone GZA würde sämtliche Ausbau- oder Änderungsprojekte der MFH 

J  Die betreffenden Grundstücke sind bereits der MWA3 
zugewiesen.  



GL Süd Gesamtrevision | 2. öffentliche Mitwirkung (Nov. 2025 – Dez. 2025)  
 
22. Juni 2026  
 

 

 16  

2.3 Schwanden  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

verhindern. 
 

20023, 
div. 
Parz. in 
Umge-
bung  

U  

 

 

Es wird beantragt die Gebäude Bergstation, 
Berghotel, Küsnachterhaus, Wärterhaus, 
Alte Bahnstation und Naturfreundehaus auf 
der Mettmenalp von der Landwirtschaft in 
die Bauzone umzuzonen. 

Die Mettmenalp ist seit den 30 Jahren des 20 Jh. touristisch erschlossen 
und nebst der Landwirtschaft und der Wasserwirtschaft, spielt dieser 
Zweig eine wichtige Rolle in diesem Gebiet. Eine bauliche und konzeptio-
nelle Weiterentwicklung der heutigen Betriebe ist für eine erfolgreiche 
Zukunft zwingend. Damit eine solche überhaupt stattfinden kann, ist eine 
Umzonung in die Bauzone unerlässlich!  

Die Revision (RPG 2) wurde vom Parlament im 2023 beschlossen. Darin 
enthalten ist ein Planungs- und Kompensationsansatz, welcher die Um-
nutzung von Landwirtschaftszonen durch Kompensation ermöglichen 
soll. Unter der Betrachtung, dass das Gebiet Mettmen, nebst Braunwald 
und Elm, das drittgrösste touristische Gebiet in Glarus Süd ist und in der 
strukturschwachen Gemeinde eine Chance auf Wachstum hat, wird um 
die Prüfung der Schaffung einer Bauzone auf Mettmen gebeten.  

N  Die Ausscheidung einer Bauzone würde in diesem 
Fall einer Punktbauzone gleichkommen, welche zu-
dem nicht erschlossen ist im Sinne der Gesetzgebung. 
Eine Einzonung kann deshalb nicht vorgenommen 
werden.  

Mit der Revision des eidgenössischen Raumplanungs-
gesetzes wurden verbesserte Möglichkeiten für be-
stehende touristische Betriebe geschaffen. So na-
mentlich in Bezug auf den Ausbau kleinerer Betriebe. 

Für die Anwendung des Gebietsansatzes nach RPG2 
müssen zunächst die Voraussetzungen im kantonalen 
richtplan geschaffen werden.  
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2.4 Nidfurn  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

97  U  

  

Es wird beantragt das Haus (Gebäude Nr. 
36) nicht als Schutzobjekt nach Art. 15 NVH 
zu deklarieren.  

Das Haus ist unbestritten ein prägendes Objekt. Mit der Aufstockung im 
Jahre 1970 und den darauffolgenden Renovationen wurde das Haus 
stark verändert und entspricht daher nicht mehr den Anforderungen, die 
an ein besonders schützenswertes Objekt gestellt werden. Es wird des-
halb gebeten, davon abzusehen, das Haus speziell zu schützen.  
 

 Kenntnisnahme  
Die Festlegung eines Schutzes ist nicht Gegenstand 
des Nutzungsplanverfahrens und somit der vorlie-
genden Gesamtrevision.  

315  PP  

 

Es wird beantragt die Parz. Nr. 315 von der 
Landwirtschaftszone der Wohnzone 2B zu-
zuweisen.  

Die Parz. Nr. 315 unterliegt bereits seit geraumer Zeit nicht mehr dem 
Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht (BGBB) und wird nicht 
landwirtschaftlich genutzt. In Analogie zu den Parz. Nrn. 63, 64, 65, 66, 
71 und 235 soll sie der Wohnzone W2B zugeteilt werden. Durch diese 
Anpassung würde sich das Ortsbild am Dorfeingang harmonisch weiter-
entwickeln und eine einheitliche Gestaltung ermöglichen.  

N  Die Gemeinde muss die Bauzone substanziell redu-
zieren. Die Bauzone kann im Grundsatz nicht erwei-
tert werden. Für das bestehende Haus auf Parzelle 
Nr. 315 gilt die Besitzstandsgarantie.  
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2.5 Haslen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

18, 52  U  

  

Es wird beantragt einen Teil der bestehen-
den Industriezone auf der Parz. Nr. 52 
(5176 m²) direkt südwestlich an die beste-
henden Gebäude angrenzend, in der Indust-
riezone zu belassen.  

 

Seit 1846 besteht an dem Standort in Haslen durchgehend und heute in der 
siebten Generation ein Textilunternehmen, wozu auch ein Wasserkraft-
werk, Landwirtschaft und diverse Wohnliegenschaften gehören.  

Die besagte Fläche im Südwesten ist die einzige Möglichkeit, die denkmal-
geschützten Objekte mit einer zeitgemässen Nutzung zu bewirtschaften, zu 
erhalten, und zu erweitern.  

 
 

J  Ein Teil der vorgeschlagenen Auszonungsflächen sind 
bereits im Entwurf nicht mehr der Bauzone zugewie-
sen. Die vorgeschlagene Auszonung im Bereich der 
Mischzone (Parz. Nr. 52) würde zu einer nicht zweck-
mässigen Zonierung führen und ist planungsrechtlich 
so nicht möglich.  

Die Gemeinde anerkennt die Wichtigkeit einer Re-
serve für eine Betriebserweiterung. In diesem Sinne 
wird die Abgrenzung der Bauzone auf Parz. Nr. 52 im 
Sinne des Antrages überprüft und angepasst.  
 

43, 44, 
488  

PP  

  

Es wird beantragt die Zonenzuordnung 
W2c und W2b zu belassen wie im recht-
kräftigen Zonenplan Haslen.  

In der bestehenden Zonenplan Haslen sind die Parz. Nrn. 488, 44 und 
Teil der Parz. 43 der Wohnzone W2c zugeteilt. Parz. Nrn. 498, 45 und 46 
der Wohnzone W2b.  

Auf der Parz. Nrn. 488 und Teil Parz. 43 befindet sich ein kleiner Betrieb. 
Die geplante Zuordnung von W2c zu W2b erschwert oder verunmöglicht 
die bauliche Veränderungen. Der Betrieb der ist nicht störend.  
 

Auf der Parz. 43 und 46 beim Restaurant befindet sich ein Parkplatz für 
das Restaurant (Auf Parz. 46 auch ein Ökonomiegebäude). Jetzt der Zone 
W2c zugeteilt soll es zukünftig der Landwirtschaftszone zugeordnet wer-
den. Das Restaurant ist eines der wenigen verbliebenen Lokalen im Glar-
ner Hinterland und ist auf den Parkplatz angewiesen. 
 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren, insbesondere die Wohnzone. Die 
Gemeinde muss zwingend eine Auslastung von 95% 
erreichen. Die Zone im Bereich des Schreinereibe-
triebs wurde nicht reduziert. Der Betrieb liegt bereits 
heute in der Wohnzone, mit der vorliegenden Zuwei-
sung ändert sich hinsichtlich des Lärmschutzes 
nichts.  

J  Der Bereich der Parkierung auf den Parz. Nrn. 45 und 
46 wird einer für die Parkierung geeigneten Zone zu-
gewiesen.  

140  PP  

 

Antrag 1: Die ganze Liegenschaft (ehemali-
ges Gasthaus Bären) inklusive Nrn. 108a 
bzw. 56 sei in das Inventar der schützens-
werten Liegenschaften von Haslen aufzu-
nehmen.  

Das Haupthaus und das Nebengebäude werden von der Sachversiche-
rung als Einheit betrachtet und der Anbau ist von 1844, als eine Bäckerei 
das Nebengebäude als Ökonomie-Trakt sowie Versammlungslokal für 
das Wirtshaus erstellt hatte.  

 Kenntnisnahme 
Die Festlegung von Schutzobjekten ist nicht Gegen-
stand des Nutzungsplanungsverfahrens. Sie werden 
im Zonenplan zwecks Information als Hinweis darge-
stellt.  

141 (?)  Antrag 2: Der neue Betonanbau der Liegen-
schaft Nr. 5 sei aus der Liste der schützens-
werten Objekte zu streichen.  

Betonbauten gehören nicht in den Ortsbildschutz.   Siehe Antwort voran.  

142, 144, 
378, 427, 
464, 561  

Antrag 3: Zu Gunsten der schützenswerten 
Dorfkernzone (Gebäude Nrn. 3, 4, 5, 6, 7) 
sei auf den genannten Parzellen ein Hoch-
bauverbot festzulegen.  

In der Vergangenheit wurden im Bereich der schützenswerten Bauten im 
Dorfkern von Haslen neue Gebäude errichtet, die den Auflagen für nach-
barschaftliche Bauten in der Zone von geschützten Dorfkernzonen leider 
nicht entsprechen.  

N  Aufgrund von einer möglichen Schutzwürdigkeit er-
achtet es die Gemeinde als nicht sachgerecht, pau-
schal Hochbauverbote zu erlassen.  

378  Antrag 4: Die Liegenschaft Nr. 172 (ehe-
mals alter Adler) sei ins Inventar der schüt-
zenswerten Bauten von Haslen bzw. Glarus 
Süd aufzunehmen.  
 

Ensemble-Schutz im Dorfkern von Haslen, dazu gehört die Liegenschaft 
ehemaliger Bären, das alte Schulhaus und ehemaliger alter Adler.  

 Siehe Antwort Antrag 1.  
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2.5 Haslen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

222, 
223, 
274, 
469  

PP  

  

Es wird beantragt die Freihaltezone verän-
dert und so festzulegen, dass eine proporti-
onale Beteiligung an der Freihaltezone ge-
währleistet ist.  

Gemäss Antwort der Gemeinde ist sichergestellt, dass auf den Parzellen Nr. 
222, 223 und 274 im Rahmen des vorgesehenen Überbauungsplans 4’700 
m² Bruttogeschossfläche (BGF) realisiert werden können. Dies ist Voraus-
setzung für die Umsetzung des Richtprojekts im Überbauungsplanperime-
ter.  

Die Ausscheidung der Freihaltezone habe so zu erfolgen, dass eine propor-
tionale Beteiligung an der Freihaltezone erfolgt. (Es werden dazu mögliche 
Modelle skizziert.). Weiter wird auf die Behandlung des Richtprojektes in 
der Gestaltungskommission verwiesen.  

N  Die Ausscheidung der Freihaltezone erfolgt abge-
stützt auf das Richtkonzept zuhanden des Überbau-
ungsplanes. Über den noch zu erstellenden Überbau-
ungsplan wird sichergestellt, dass eine Gleichbehand-
lung in der Zuweisung der Nutzfläche erfolgt. Die ge-
plante Bebauung kann zudem nur unter Miteinbezug 
der Grundstücke im Besitze der Gemeinde realisieret 
werden.  

Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone zu reduzie-
ren, die Ausscheidung der Freihaltezone beschränkt 
sich daher nicht nur auf den Obstgarten und umfasst 
auch weitere Aussenflächen. Mit der Im Entwurf Zo-
nenplan ausgewiesenen Freihaltezone ist die Reali-
sierung des Projekts mit rund 4700 m2 gewährleistet. 
Die Zonierung wird belassen.  
 

281 PP  Es wird beantragt vom Eintrag Verzeichnis-
objekt lokal bei dem Wohnhaus Parzelle Nr. 
42 Leuggelbach anzusehen.  

Auch die Wohnhäuser Nr.281 Haslen und Nr.42 Leuggelbach mit der Be-
zeichnung Schutzstatus Verzeichnisobjekt lokal werden neu mit Geset-
zen belastet, was nicht unterstützt wird.  
 

 Kenntnisnahme 
Die Festlegung von Schutzobjekten ist nicht Gegen-
stand des Nutzungsplanungsverfahrens. Sie werden 
im Zonenplan zwecks Information als Hinweis darge-
stellt. 
 

281, 
285, 
286 

PP  

  

Es wird beantragt den Wildtierkorridor im 
geplanten Zonenplan auf den Parzellen Nr. 
281 Haslen, Parzellen Nr. 285 Haslen und 
Parzellen Nr. 286 Haslen zu streichen. 

Es hat genügende Orte, wo die Wildtiere das Tal überqueren können, 
ohne den masslosen geplanten Wildtierkorridor. Die Ausscheidung eines 
solchen Korridors erschwert die landwirtschaftliche Nutzung noch wei-
ter.  

 Kenntnisnahme 
In Rücksprache mit dem Kanton erfolgt die Ausschei-
dung der Wildtierkorridore erst nachdem die Fach-
grundlage vollständig überarbeitet vorliegt und be-
kannt ist, welche der Korridore effektiv in der Nut-
zungsplanung zu sichern sind.  

Die Ausscheidung der Wildtierkorridore in der Nut-
zungsplanung ist neu daher nicht mehr Gegenstand 
der Teilvorlage 1 und wird in der Teilvorlage 2 be-
handelt.  
 

299, 
578  

U  

  

Es wird beantragt die beiden Parz. Nrn. 299 
und 578 der "Zone für touristische Einrich-
tungen" nach Art. 26 BauR oder alternativ 
eine Zuteilung in die «Zone für Sport und 
Intensiverholung» nach Art. 25 BauR zuzu-
weisen anstelle der «Zone für Sport und Ex-
tensiverholung» nach Art. 39 BauR.  

Der seit beinahe 100 Jahren bestehende Berggasthof (nach einem Brand 
1929 wieder aufgebaut) ist ein traditioneller Beherbergungs- und Gast-
ronomiebetrieb. Für ein Überleben des Betriebes ist eine sanfte Renova-
tion und Erweiterung im Rahmen einer ordentlichen Bauzone essenziell. 
Mit der geplanten Auszonung in eine Nichtbauzone mit massiv reduzier-
ten und völlig unklaren Baumöglichkeiten erlischt jegliche Rechtssicher-
heit und wird dem bestehenden Betrieb die Grundlage entzogen.  
 

N  Peripher gelegene Ausflugsgaststätten ausserhalb 
des Siedlungsgebiets werden einheitlich der Zone für 
Sport und Extensiverholung mit Zweck Ausflugsgast-
stätte zugewiesen.  

Neu gilt die revidierte Raumplanungsgesetzgebung 
(RPG2), welche für bestehende touristische Bauten 
erweiterte Möglichkeiten vorsieht als bisher, so na-
mentlich auch für Hotelbetriebe und Gaststätten. 
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2.5 Haslen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

309, 
342, 
550  

PP  

 

Es wird beantragt die Grundstücke Nrn. 
309 und 550, welche überbaut und ganz-
jährig als festen Wohnsitz genutzt werden 
in der Ferienhauszone zu belassen.  

--  J  Der mit Wohnen genutzte Teil der Parz. Nr. 342 wird 
im Sinne des Antrags in der Ferienhauszone belassen. 
Bei der Parz. Nr. 309 handelt es sich um ein Grund-
stück innerhalb Waldareal. 

368  PP  

 

 

Es wird beantragt einen Teil des jetzigen 
Baulandes in der Bauzone zu belassen. 

Es besteht die Absicht mehr Wohnraum zu schaffen und entweder den 
Stall als Wohnhaus umzubauen oder auf dem heutigen Bauland) ein 
neues Holzhaus zu erstellen. Bei einer Gesamtfläche von 35'068 m2 bildet 
das Bauland mit 6528m2 ein kleiner Teil der Parzelle. Für die Landwirt-
schaft ist im Vergleich immer noch ein sehr grosser Teil vorhanden. An-
gesichts dessen erscheint es unverständlich, dass das gesamte Grund-
stück in eine Landwirtschaftszone zugewiesen wird. 

N  Aufgrund des Bundesgesetz über Zweitwohnungen 
(ZWG) können in der Gemeinde Glarus Süd keine 
neuen Ferienhäuser realisiert werden, sofern es sich 
nicht um touristisch bewirtschaftete Wohnungen 
handelt.  

Weiter ist die Gemeinde angehalten, die Bauzone 
substanziell zu reduzieren. Namentlich in den Ferien-
hauszonen ergibt sich auch aufgrund des Bundesge-
setzes über Zweitwohnungen (ZWG) keine weitere 
Bautätigkeit für neue Ferienwohnungen. Unter die-
sen Voraussetzungen ist eine Zuweisung von unbe-
bauten Flächen in diesem Umfang zur Ferienhaus-
zone nicht sachgerecht.  

Im Weiteren umfasst das betreffende Gebiet keine 
Siedlungsstruktur im engeren Sinne und hat auch kei-
nen Charakter einer Baugruppe. An der Rückzonung 
wird festgehalten. Rechtmässig erstellte Bauten und 
Anlagen haben Besitzstandgarantie.  
 

396, 
437, 
446  

PP  

 

1. Die Liegenschaft Nr. 446, GB Haslen, sei 
im bisherigen Umfang (ca. 678 m2) in der 
Ferienhauszone zu belassen.  

Entlang der Tannenbergstrasse befinden sich vier Siedlungen. Im Rahmen 
der neuen Nutzungsplanung sollen alle diese Siedlungen (grösstenteils) in 
der Ferienhauszone verbleiben. Einzig die Siedlung beim Tannenberg soll 
ausgezont werden. Es gibt keine objektiven Gründe dafür, wieso diese Sied-
lung anders behandelt werden soll als die übrigen drei Siedlungen entlang 
der Tannenbergstrasse.  

Hinzu kommt, dass die Liegenschaften Nrn. 396, 437 und 446 (sowie auch 
Nrn. 298 und 368,) nicht nur zu einer Siedlung gehören, welche ohne jeden 
ersichtlichen Grund nachteilig behandelt wird, sondern selbst innerhalb die-
ser Siedlung werden die besagten Liegenschaften noch benachteiligt: Die be-
nachbarten Liegenschaften Nrn. 299 und 578 sollen inskünftig nämlich nicht 
zur Landwirtschaftszone, sondern zur Zone für Sport und Extensiverholung 
gehören. Hier wurde dementsprechend auf die besonderen Bedürfnisse der 
jeweiligen Liegenschaften Rücksicht genommen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Auszonung der Liegenschaften 
Nrn. 396, 437 und 446 gegen das Rechtsgleichheitsgebot (Art. 8 BV) verstösst 
und den bundesrechtlichen Kriterien gemäss Art. 15 und 16 RPG zuwider-
läuft. Weiter wird auf die Verletzung des rechtlichen Gehörs verwiesen. 

N   Aufgrund des Bundesgesetz über Zweitwohnungen 
(ZWG) können in der Gemeinde Glarus Süd keine 
neuen Ferienhäuser realisiert werden, sofern es sich 
nicht um touristisch bewirtschaftete Wohnungen 
handelt.  

Weiter ist die Gemeinde angehalten, die Bauzone 
substanziell zu reduzieren. Namentlich in den Ferien-
hauszonen ergibt sich auch aufgrund des Bundesge-
setzes über Zweitwohnungen (ZWG) keine weitere 
Bautätigkeit für neue Ferienwohnungen. Unter die-
sen Voraussetzungen ist eine Zuweisung von unbe-
bauten Flächen in diesem Umfang zur Ferienhaus-
zone nicht sachgerecht.  

Im Weiteren umfasst das betreffende Gebiet keine 
Siedlungsstruktur im engeren Sinne und hat auch kei-
nen Charakter einer Baugruppe. An der Rückzonung 
wird festgehalten. Rechtmässig erstellte Bauten und 
Anlagen haben Besitzstandgarantie.  

2. Die Liegenschaft Nr. 396, GB Haslen, sei 
vollständig in der Ferienhauszone zu belas-
sen.  

N  
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2.5 Haslen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

Aus den dargelegten Gründen ist es angezeigt, dass die Liegenschaften Nrn. 
396, 437 und 446 im bisherigen Umfang in der Ferienhauszone verbleiben. 
Sollte dem Antrag nicht Folge geleistet werden, wird eventualiter beantragt, 
die gegenwärtig Ferienhauszone einer anderen Bauzone zuzuweisen.  

Bei der Mitwirkungsauflage handelt es sich um kein 
Rechtsmittelverfahren. Das rechtliche Gehör wird im 
Rahmen der öffentlichen Auflage gewährleistet. Die 
Mitwirkungsauflage dient in erster Linie der politi-
schen Meinungsbildung und steht deshalb einem 
breiten Personenkreis offen.  
 

3. Die Liegenschaft Nr. 437, GB Haslen, sei 
vollständig in der Ferienhauszone zu belas-
sen.  

N  Bei dem betreffenden Gebäude handelt es sich um 
eine Ökonomiebaute. Das Grundstück gilt als nicht 
genutzt. Das Belassen in der Ferienhauszone würde 
zu einer Punktbauzone führen.  

4. Eventualiter sei die Liegenschaft Nr. 446, 
GB Haslen, im Umfang, in dem sie gegen-
wärtig zur Ferienhauszone gehört einer an-
deren Bauzone zuzuweisen.  

N  Siehe Antwort Antrag 1 und 2.  
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2.6 Leuggelbach  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

41, 123 PP  

 

Es wird beantragt den Eintrag Verzeichnis-
objekt lokal bei den Wohnhäusern Parz. 41 
und Parz. 123 Leuggelbach zu streichen. 

Die Wohnhäuser Nr.41 Leuggelbach und Nr.123 Leuggelbach und das Ge-
bäude (Parzelle Nr.123 Leuggelbach) werden mit Bezeichnung Verzeich-
nisobjekt Lokal neu mit weiteren Auflagen belastet.  
 

 Kenntnisnahme 
Die Festlegung von Schutzobjekten ist nicht Gegen-
stand des Nutzungsplanungsverfahrens. Sie werden 
im Zonenplan zwecks Information als Hinweis darge-
stellt. 

123, 
199 

PP  

 

Es wird beantragt die geplante Landschafts-
schutzzone zu streichen. 

Die Liegenschaften Nr. 123 Leuggelbach und Nr.199 Leuggelbach liegen 
in der Landwirtschaftszone was schon mit strengen Auflagen verbunden 
ist. Dadurch würden noch mehr Auflagen dazu kommen. 
 

N  Die Landschaftsschutzzonen sind auf der Grundlage 
des kantonalen Richtplans im Zonenplan auszuschei-
den. Die Gemeinde weist derzeit keine zusätzlichen 
Zonen aus. Es werden lediglich gewisse Gebietslü-
cken zwischen zwei Zonen geschlossen, dies gemäss 
der Rückmeldung aus der kantonalen Vorprüfung. 
 

42 PP  

 

Es wird beantragt den Eintrag Verzeichnis-
objekt lokal bei dem Wohnhaus Parzelle Nr. 
42 Leuggelbach zu streichen. 

Die Wohnhäuser Nr.281 Haslen und Nr.42 Leuggelbach werden mit der 
Bezeichnung Schutzstatus Verzeichnisobjekt Lokal mit weiteren Aufla-
gen belastet. 
 

 Kenntnisnahme 
Die Festlegung von Schutzobjekten ist nicht Gegen-
stand des Nutzungsplanungsverfahrens. Sie werden 
im Zonenplan zwecks Information als Hinweis darge-
stellt. 

162 PP  

 

Es wird beantragt die geplante Landschafts-
schutzzone streichen. 

Begründung sinngemäss Antrag Parz. 123, 199  
 

N  Siehe Antwort zu Antrag Parz. Mr. 123, 199. 

55  PP  

 

Es wird beantragt die Parzelle nicht der 
Verpflichtung zur Überbauung sowie vom 
Kaufrecht der Gemeinde zuzuweisen.  

Es besteht die Absicht, die Parzelle in Zukunft zu bebauen.  J  Ein Teil des Grundstücks liegt in der Gefahrenzone 1 
und ist nicht bebaubar. Da in der Dorfkernzone keine 
Ausnützungsziffer definiert wird, wird dieser Teil des 
Grundstücks ausgezont. Infolge der Reduktion der 
Bauzone entfällt die Belegung mit einer Baulandmo-
bilisierung.  
 

88 PP  

 

Es wird beantragt mindestens den Teil in 
der Bauzone zu belassen, wo bereits ein 
Bauvorhaben mit Näherbaurecht im Grund-
buch eingetragen ist.  

Erstellung einer Einstellhalle.  J  Der Umfang der Zuweisung zur Bauzone erfolgt ge-
mäss Rücksprache mit dem Grundeigentümer zwecks 
Sicherstellung eines Bauplatzes für eine Einstellhalle. 
Dem Anliegen kann entsprochen werden.  
 

105  PP  

  

Es wird beantragt die unüberbaute Arbeits-
zone nördlich der Fabrikliegenschaft (Parz. 
Nr. 105) der Landwirtschaftszone zuzuwei-
sen oder mindestens eine Freihaltezone 
zwischen der Arbeitszone und der Villen-
zone auszuscheiden.  

Es besteht kein ausgewiesener Nutzungsbedarf für die Arbeitsflächen an 
diesem Standort. Die Parzelle wird seit Langem nicht industriell/gewerb-
lich genutzt und es handelt sich um eine Reservefläche einer Industrie-
brache. Eine Rückzonung verhindert unnötige Reserveflächen, die nicht 
genutzt werden. Der Standort weist zudem standortbedingte Nachteile 
auf (Erschliessung, Nähe zu Wohnquartieren, etc.), die eine Nutzung als 
Arbeitszone stark einschränken. Aus raumplanerischer Sicht ist die Flä-
che nicht zweckmässig, da die Fläche weder vollständig noch zweckmäs-
sig erschlossen ist, und die Fläche kann nicht abgetrennt und selbststän-
dig überbaut werden. 

N  Die Ausscheidung entspricht der heute rechtskräfti-
gen Bauzone. Eine Reduktion aufgrund des Gewäs-
serraums (Gegenstand zweite Teilvorlage) ist zudem 
in diesem Bereich nicht so gross, dass die Bebaubar-
keit des Grundstücks nicht mehr gegeben ist.  

In Anbetracht der direkten Nähe der Arbeitszone (ES 
IV) zur Villenzone (ES II), wird der weitgehend unbe-
baute Teil der Arbeitszone einer Empfindlichkeits-
stufe (ES) III anstelle einer ES IV zugewiesen. Die be-
treffende Fläche ist ausreichend gross für eine 
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2.6 Leuggelbach  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

Die vorgesehene Arbeitszone weist die Lärmempfindlichkeitsstufe IV auf 
und grenzt an eine Villenzone mit Lärmempfindlichkeitsstufe II. Um den 
gesetzlichen Anforderungen der Lärmplanung sowie einem konfliktar-
men Nebeneinander von Nutzungen gerecht zu werden, ist die Rückzo-
nung des nördlichen Teils der Parz. Nr. 105 in die Landwirtschaftszone 
sachlich angezeigt.  

Entwicklung bzw. Erweiterung der Arbeitsnutzung 
auf dem Areal.  

105 PP  

 

Es wird beantragt die unüberbaute Arbeits-
zone nördlich der Fabrikliegenschaft (Par-
zelle Nr. 105) der Landwirtschaftszone zu-
zuweisen. 
 

Sinngemäss gleiche Begründungen wir Antrag voran. 
 

N  Siehe Antwort zu Parz. Nr. 105 voran.  

105 PP  

 

Es wird beantragt die Fläche der Landwirt-
schaftszone zuzuweisen. 

Sinngemäss gleiche Begründungen wie Antrag voran. N  Siehe Antwort zu Parz. Nr. 105 voran.  

105  PP  

  

Es wird beantragt den Teil der Parz. Nr. 
105, welcher zwischen der Bahnhofstrasse 
und der Häuserreihe  liegt, von der Land-
wirtschaftszone in die Wohnzone 2A einzu-
zonen.  

Weiter beantragt wird, dass auf Parz. Nr. 
105, welche in der Arbeitszone zugweisen 
ist, auch Wohnen ermöglicht sein muss.  

Es wurde ein Bauprojekt mit Wohnungen geplant. (Projektplan beigelegt). 
Eine projektbezogene Planung wurde 2019 nicht weiterverfolgt. Diese sah 
die Zuweisung zur Bauzone vor.  

Im vorliegenden Entwurf ist die Liegenschaft weiterhin der Landwirt-
schaftszone zugwiesen. Die Häuserreihe ist seit vielen Jahren leerstehend 
und sehr baufällig. Mit dem Belassen in der Landwirtschaftszone ist eine 
bauliche Entwicklung im Sinne des ehemaligen Projektes nicht möglich.  

Der Rest der Parzelle 105 liegt in der Arbeitszone. Es ist im Interesse der 
Gemeinde Glarus Süd, dass diese alte Industriebrache für Arbeiten und 
Wohnen nutzbar gemacht wird und innert möglichst kurzer Frist dafür ein 
Umbauprojekt vorliegen kann.  

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren. Einzonungen zur Schaffung neuer 
Baumöglichkeiten sind nicht möglich. Die richtplane-
rische Grundlage hat sich mit der Genehmigung des 
neuen kantonalen Richtplan verändert und ist nicht 
mehr dieselbe wie bei der Planung 2019.  

Der der Arbeitszone zugewiesen Bereich wird für Ar-
beiten genutzt. Im Falle einer Nutzungsaufgabe 
könnte eine Umzonung geprüft werden. Eine Nut-
zungsaufgabe ist der Gemeinde nicht bekannt.  

105  PP  

 

Es wird beantragt die unüberbaute Arbeits-
zone nördlich der Fabrikliegenschaft (Parz. 
Nr. 105) der Landwirtschaftszone zuzuwei-
sen werden.  

Das Dorf ist heute bereits stark durch Industriebauten geprägt, teils auch 
durch verfallene Gebäude belastet.  

N  Die Ausscheidung entspricht der heute rechtskräfti-
gen Bauzone. Eine Reduktion aufgrund des Gewäs-
serraums (Gegenstand zweite Teilvorlage) ist zudem 
in diesem Bereich nicht so gross, dass die Bebaubar-
keit des Grundstücks nicht mehr gegeben ist.  

In Anbetracht der direkten Nähe der Arbeitszone (ES 
IV) zur Villenzone (ES II), wird der weitgehend unbe-
baute Teil der Arbeitszone einer Empfindlichkeits-
stufe (ES) III anstelle einer ES IV zugewiesen. Die be-
treffende Fläche ist ausreichend gross für eine Ent-
wicklung bzw. Erweiterung der Arbeitsnutzung auf 
dem Areal.  
 

116 U  

 

Es wird beantragt auf Parzelle 116 GB 
Leuggelbach 640 m2 Wohnzone 2a und 
1455 m2 Industriezone in die Mischzone 

Es ist beabsichtigt, auf der Parzelle Nr. 116 ein Wohn- und Arbeitsprojekt 
zu realisieren, das einen wichtigen Beitrag zur positiven Weiterentwick-
lung der Gemeinde Glarus Süd leisten soll. Neben der Schaffung von alters-
gerechtem und zeitgemässem Wohnraum ermöglicht das Projekt die 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Arbeitszone zu redu-
zieren. Am Standort wird eine Reserve auf Grundstück 
Nr. 105 belassen. Auch im Bereich der Wohnzone ist 
die Gemeinde angehalten, die Bauzone substanziell zu 
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2.6 Leuggelbach  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

Wohnen und Arbeiten 3 (MWA3) umzuzo-
nen.  

Die nicht mehr benötigte Gewerbefläche auf 
der gleichen Parzelle kann zu Arrondie-
rungszwecken verwendet werden. 

Freigabe von dringend benötigtem Wohnraum für junge Familien. Die be-
antragte Umzonung ist erforderlich, um die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Umsetzung des Projekts zu schaffen und die angestrebte 
Nutzung zu ermöglichen.  

reduzieren. Die Gemeinde muss zwingend eine Auslas-
tung von 95% erreichen.  

Eine Reserve auf Grundstück Nr. 116 ist auch aus orts-
baulichen und vor allem landschaftlichen Gründen 
(Blickbezug in die offene Landschaft, Siedlungsrand-
lage) freizuhalten. Mit der künftigen Ausscheidung so-
wie den Übergangsbestimmungen des Gewässerraums 
reduziert sich die potenzielle Bebauungsfläche zudem. 
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2.7 Luchsingen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

230, 
363, 
375  

PP  

  

Es wird beantragt der Erschliessung und 
Wegrecht für die Parz. Nr. 363 und um die 
Bedeutung der Bezeichnung Verkehrsflä-
che(Strasse) innerhalb Siedlung über Parz. 
Nrn. 230 und 231 sicherzustellen. 

Der Zugang zur Parz. Nr. 363 wurde im Entwurf der Nutzungsplanung 1. 
Mitwirkungsauflage als Verkehrsfläche ausgewiesen. Im Entwurf zur 2. 
Mitwirkungsauflage ist dies nicht mehr der Fall.  

Die Erschliessung der Parz. Nrn. 231 und 363 sind nur Richtung Süden 
über Parz. Nr. 230 möglich. Die Erschliessung für Wohnhaus Parz. Nr. 
363 ist zwingend sicherzustellen.  
 

N  Mit der Zuweisung dieser Fläche zur Verkehrsfläche 
ist die Erschliessung nicht eigentümerverbindlich ge-
regelt. Die Erschliessung ist mit einer Dienstbarkeit 
zu regeln. Die Fläche wird deshalb nicht der Ver-
kehrsfläche zugewiesen.  

332  P/I/V  

 

 

Es wird beantragt den südlichsten Teil der 
Gewerbezone B der Zone für touristische 
Einrichtungen zuzuweisen 

Die Gemeinde weist im Antrag zur 1. Mitwirkung darauf hin, dass das 
Areal rechtskräftig der Gewerbezone zugewiesen ist und der Eigentümer 
keine Umzonung beantragt hat. Ein temporäres Abstellen von Wohnmo-
bilen sei im Einvernehmen mit dem Grundeigentümer möglich;  

Nach dem geplanten Bau eines Betriebsgebäudes auf dem Areal sollen 
weiterhin 4 – 5 Stellplätze vorhanden sein. Der Standort beim Bahnhof 
hat sich in der Vergangenheit bewährt und viel Zuspruch erhalten. 

Es ist im Interesse der Gemeinde Glarus Süd wie auch des Tourismus, ge-
nügend Alternativen für Wohnmobilisten sicherzustellen. Man möchte 
daher die planerischen Grundlagen für ein reguläres, zukunftssicheres 
Angebot an Stellplätzen schaffen, das den touristischen Bedürfnissen ge-
recht wird.  
 

N  Innerhalb der Bauzonen können rechtmässig er-
stellte Parkplätze als saisonale oder ganzjährige Stell-
plätze genutzt werden, ohne dass es hierfür einer 
Zone für touristische Einrichtungen bedarf. Mittels 
Baubewilligungsgesuch ist jedoch ggf. die Erstellung 
von Infrastrukturanlagen zu melden.  

Ein Antrag seitens Grundeigentümer auf die Aus-
scheidung einer spezifischen Zone zur Sicherung von 
Stellplätzen würde geprüft werden. Ein solcher An-
trag liegt der Gemeinde nicht vor.  

203, 
343, 
376  

PP  

  

Es wird beantragt die Freihaltezone (FH) 
innerhalb der Parz. Nr. 376 zu streichen 
und als Bauzone W2A zu belassen. Weiter 
beantragt wird die Aufhebung der Überbau-
ungsplanpflicht für die Parz. Nrn. 376, 203 
und 343.  

Gemäss Nutzungsplan-Entwurf ist der südliche Teil der bereits bebauten 
Parz. Nr. 376 als Freihaltezone eingetragen. Die Abgrenzung ist nicht 
nachvollziehbar. Diese Freihaltezone ist auf drei Seiten umgeben von be-
stehenden Gebäuden und auf der vierten Seite befindet sich eine Baupar-
zelle (Nr. 203).  

Für den noch unbebauten Rest der Parz. Nr. 376 bestehen bereits Pläne. 
Im Weiteren wird aufgrund der bereits realisierten Bauten im Gebiet das 
Erfordernis einer Überbauungsplanpflicht hinterfragt.  
 

J  Aufgrund der geregelten Erschliessung über Dienst-
barkeiten, kann auf eine Überbauungsplanpflicht ver-
zichtet werden. Aufgrund der gegebenen Erschlies-
sung von Parz. Nr. 376, kann diese vollumfänglich in 
der Bauzone belassen werden.  

447  PP  

  

Es wird beantragt die Parzelle in der Wohn-
zone W2B zu belassen.  

Die in der ersten Mitwirkung dargelegte Begründung, dass unter Berück-
sichtigung der einzuhaltenden Abstandsmasse das Grundstück nicht 
selbständig bebaubar ist, trifft so nicht zu. Die gesetzlichen Vorausset-
zungen für eine Freihaltezone sind sodann nicht gegeben. Die Ausschei-
dung der Freihaltezone erscheint willkürlich.  

N  Bei Einhaltung der Grenzabstände von allseitig 4.0 m 
verbleibt und der Berücksichtigung des Gebäudeab-
standes ist das Grundstück selbständig nicht mehr 
zweckmässig bebaubar. Hinzu kommt, dass die Frei-
haltung dieser Kurvensituation auch aus ortsbauli-
cher Sicht von Vorteil. Die Ausscheidung einer Frei-
haltezone wird deshalb als sachgerecht erachtet. 
 

510, 
578  

PP  

  

1) Auf die vollständige Umzonung der Parz. 
Nr. 510 und die teilweise Umzonung der 
Parz. Nr. 578 (ex Nr. 510), GB Luchsingen, 
in die "Villenzone" (Art. 18 BauR) sei zu 
verzichten und beide Parzellen seien 

Zu Antrag 1+2): Mit der vorgeschlagenen Umzonung wird nicht nur die 
Villa und Umgebung einer neuen sogenannten Villenzone mit restriktiven 
Bebauungsmöglichkeiten zugeteilt, sondern auch ein Grossteil der Parzelle 
Nr. 578 (ex Nr. 510) mit dem Ökonomiegebäude.  

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell 
zu reduzieren, insbesondere die Wohnzone. Die Ge-
meinde muss zwingend eine Auslastung von 95% er-
reichen.  
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2.7 Luchsingen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

weiterhin beide vollständig in der Wohn-
zone (W2a) zu belassen.  

Nicht akzeptiert wird, dass der Umgebungsschutz der Villa neu auch auf 
die Parzelle 578 (ex 510) ausgedehnt werden soll. Damit würde der flä-
chenmässig bisher bereits existierende Umgebungsschutz (Ortsbild Adlen-
bach sowie ebenfalls der bisher praktizierte Umgebungsschutz der Villa 
um weitere fast 50% Fläche auf den betroffenen Grundstücken ausge-
dehnt.  

In Gutheissung einer Beschwerde gegen den Entscheid des Gemeinderats 
Glarus Süd kam das Verwaltungsgericht zum Schluss, dass auf der Parzelle 
578 ein Bau mit Abstand von 35 Metern zur Villa ausreicht, um den Schutz-
bereich der Villa nicht mehr zu tangieren. Weshalb mit der Revision der 
Nutzungsplanung dieser gerichtlich erstrittene Konsens auf dieser Parzelle 
in Frage gestellt wird, ist nicht erklärt. 
 

Es handelt sich vorliegend gesamthaft um ein Bauen-
semble. Die Villenzone kann aufgrund ihrer spezifi-
schen Bestimmungen als gesamthaft überbaut betrach-
tet werden. Bei einer Zuweisung zur Wohnzone 
müsste ein Grossteil des Grundstücks als nicht über-
baut eingestuft und eine entsprechende Teilauszonung 
wäre zu prüfen. Die Zuweisung zur Villenzone steht 
nicht im Widerspruch zur angesprochenen Rechtsent-
scheid.  

Die Gemeinde ist bestrebt die Auszonungen so gering 
wie möglich zu halten. Die Zuweisung zur Villenzone 
wird deshalb als zweckmässig erachtet und belassen.  

2) Eventualiter sei auf die teilweise Umzo-
nung der Parz. Nr. 578 (ex Nr. 510), GB 
Luchsingen, in die "Villenzone" (Art. 18 
BauR) zu verzichten. Die Parz. Nr. 578 (ex 
Nr. 510), also jene Fläche, welche östlich 
der aktuellen Grenzlinie für den Umge-
bungsschutz "Adlenbach" (und/oder 
"Park") liegt, sei damit weiterhin vollstän-
dig in der Wohnzone (W2a) zu belassen.  

N  Siehe Antwort zum ersten Antrag.  

3) Der Gefahrenschutz Wasser auf Parz. Nr. 
510 ist auf dem bisherigen Stand zu belas-
sen. 

3) Weshalb der Gefahrenschutz Wasser auf der Parz. Nr. 510 ebenfalls 
derart stark ausgebaut werden sollte, ist unklar. 

N  Die Ausscheidung der Gefahrenzone entspricht den 
aktuellen Grundlagen des Kantons und wurde von 
diesem bestätigt.  
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2.8 Hätzingen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

42, 44, 
45, 53  

P/I/V  

  

Beantragt wird die Ausweisung einer Zone 
für Sport und Intensiverholung im Bereich 
Skilift Loo, inkl. Skiliftstübli.  

Die Gemeinde führt an in der Beantwortung zur ersten Mitwirkung aus, 
dass es sich beim Skilift Loo um eine standortgebundene Kleinanlage 
handelt und die Zuweisung zu einer Zone für Sport und Intensiverholung 
angesichts der ausschliesslichen Winternutzung nicht sachgerecht sei.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine solche Zonierung gerade sachge-
recht ist, um die Nutzung für Sport und Freizeit klar zu regeln und die 
Entwicklung des Standorts zu sichern. Eine entsprechende Zone schafft 
die rechtliche Grundlage für eine kontinuierliche, standortgerechte Nut-
zung und verhindert Konflikte mit anderen Nutzungen in der Umgebung.  
 

N  Beim Skilift Loo handelt es sich um eine standortge-
bundene Kleinanlage. Die Zuweisung zu einer Zone 
für Sport und Intensiverholung in Bezug auf die aus-
schliessliche Nutzung während der Winterzeit ist 
nicht sachgerecht.  

65, 276, 
277, 
278 

U  

 

Es wird beantragt die Parzellen Nrn. 65, 
276, 277 und 278 bzw. Teile davon der Ho-
telzone und Zone für Sport und Extensiver-
holung zuzuweisen 

Die in der Beilage 2 dargestellte Zuordnung der Flächen auf den Parzel-
len Nrn. 65, 276, 277, 278 und 279 in die einzelnen Zonen ist das Resul-
tat eines Austausches zwischen verschiedenen Involvierten.  

Die im Entwurf des Zonenplans dargestellte Zonenzuteilung entspricht in 
keiner Weise diesem Entwurf bzw. dem Ergebnis dieser Gespräche. Es ist 
nicht ersichtlich, weshalb der Zonenplanentwurf nun davon derart ab-
weicht. Die beantragte Zuweisung hat zudem keinen Einfluss auf die 
Bauzonenkapazität und den Auszonungsbedarf.  

Die in den Beilagen aufgezeigten Entwicklungspläne stellten im Rahmen 
der Ansiedlung einer neuen Unternehmung auf dem Areal-Teil nördlich 
der Hauptstrasse ein entscheidendes Argument dar in der Standortwahl 
für die neue touristische Nutzung.  

Im Antrag weiter verwiesen wird auf die nicht korrekte Abgrenzung der 
Lagerzone.  

N 

 

Der besagte Zonenplanentwurf wurde im Mai 2021 
dem Kanton zur Vorprüfung eingereicht. Aufgrund 
fehlender Unterlagen zum Vorhaben in Kombination 
mit der fehlenden Gesamtgebietsplanung gemäss 
kommunalem Richtplan erachtete der Kanton die Vo-
raussetzungen für die sehr spezifische Zonierung als 
nicht gegeben. Die Gemeinde reichte trotz dieser Vor-
behalte des Kantons und mit weitergehender Begrün-
dung diesen Zonierungsvorschlag im Mai 2024 er-
neut zur Vorprüfung ein. Dies, zwischenzeitlich keine 
weitergehenden Grundlagen als 2021 vorlagen. Da-
mit hat die Gemeinde auch zum Ausdruck gebracht, 
dass eine solche Entwicklung im Interesse der Ge-
meinde ist. 

Mit Vorprüfungsbericht vom September 2024 präzi-
sierte der Kanton die Vorbehalte und verneinte die 
Zweckmässigkeit und die Genehmigungsfähigkeit 
aufgrund nicht vorliegender Projektunterlagen und 
Nachweise. Sobald diese Grundlagen und Nachweise 
vorliegen kann eine projektspezifische Teilrevision 
des Zonenplans angegangen werden.  
 

 J Die Lage und die Abgrenzung der Lagerzone werden 
im Sinne des Antrages überprüft. 

114  PP  

  

Es wird beantragt die Parzelle Nr. 114 als 
Hauptnutzung Typ: weitere Zonen nach Art. 
18 Abs. 1 RPG ausserhalb der Bauzonen zu 
belassen und auf eine Rückzonung in die 
Landwirtschaftszone zu verzichten. 
 

Da die Wohnparzelle über praktisch keinen Umschwung verfügt wurden 
in der Vergangenheit die beiden anderen Parzellen für den Anbau von 
Gemüse, Kräutern, Büschen und Bäumen genutzt. Die Parzelle Nr.114 ist 
mit Parzelle Nr. 117 Wohnhaus und Parzelle Nr. 111 Gartenanlage eine 
Einheit. 
 

J  Das betreffende Grundstück kann im Sinne des An-
trags anstelle vom übrigen Gemeindegebiet zur Land-
wirtschaftszone, stattdessen der Freihaltezone G 
(Zweck Gartengestaltung) zugewiesen werden.  
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2.8 Hätzingen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

179  PP  

 

Es wird beantragt auf die Auszonung eines 
Teils der Parzelle Nr. 179 von der Dorfkern-
zone zu Landwirtschaftsland zu verzichten 
(Aufteilung der Parzelle Nr. 179 in eine Vil-
lenzone und in eine Landwirtschaftszone).  

Die Parz. Nr. 179 liegt in der Dorfkernzone. Mit der Revision wird die 
Parz. Nr. 179 aufgeteilt und mitten in der Dorfkernzone ein Teil des Bau-
landes in Landwirtschaftsland umgezont. Das besagte Grundstück ist 
auch keine Randlage.  

Der in der ersten Mitwirkung gemachte Hinweis betreffend Erschlies-
sung ab Kantonsstrasse wird hinterfragt.  

N  Auf der jetzt ausgewiesenen zur Villenzone zugewie-
senen Fläche bestünde Potenzial zur Erstellung einer 
kleineren Liegenschaft. Mit einer Bebauung der im 
Entwurf zur Landwirtschaft zugewiesenen Fläche, 
würden nochmals mehr Wohneinheiten dazukom-
men. Dies würde zu einem regelmässigen zusätzli-
chen Verkehrsaufkommen führen, welches nicht ver-
gleichbar ist, mit dem Aufkommen aufgrund der land-
wirtschaftlichen Bewirtschaftung.  

Gemäss Praxis des Kantons sind die Voraussetzungen 
für die Erschliessung ab Kantonsstrasse nicht gege-
ben. 
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2.9  Diesbach  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

28  PP  

 

Es wird beantragt das genannte Objekt 
nicht ins Inventar der national geschützten 
Baudenkmäler aufzunehmen. Sollte das Ob-
jekt bereits im Inventar aufgenommen sein, 
wird die Entfernung aus dem Inventar be-
antragt.  

Das Haus wird mit der Inventarisierung den Objekten Freulerpalast und 
Beuge, Näfels, gleichgestellt. Das Haus verfügt weder über Denkmal-
schutz- noch Ortsschutz-Charakter. Das Haus wurde bereits mehrmals 
um- und angebaut.   

 Kenntnisnahme 
Die Festlegung von Schutzobjekten ist nicht Gegen-
stand des Nutzungsplanungsverfahrens. Sie werden 
im Zonenplan zwecks Information als Hinweis darge-
stellt. 

194, 
225, 
232  

(Talbo-
den + 
Oren-
platte)  

U  

 

Es wird beantragt die Nutzungsplanung in 
dem Sinne anzupassen, dass die touristische 
Nutzung des Gebietes Orenplatte, unter Ein-
zug der Liegenschaften Nrn. 194, 225 und 232 
GB Diesbach sowie Liegenschaft Nr. 163, GB 
Betschwanden, im Rahmen der Nutzungspla-
nung möglich ist und eine entsprechende Zone 
auszuscheiden. 

Die Ausscheidung muss auch die Talstation 
auf Liegenschaft Nr. 194, GB Diesbach umfas-
sen. 

Bei diesen Liegenschaften handelt es sich um das Gebiet Orenplatte in 
der Region Braunwald, welche durch die Liegenschaft Nr. 194 im Tal er-
gänzt wird. Die Liegenschaft Nr. 194 stellt die ursprüngliche Talstation 
für die Seilbahnverbindung zur Orenplatte dar. 

Gemäss der kantonalen Richtplankarte bildet das Gebiet Orenplatte, und 
damit auch die Liegenschaften Nr. 225 und Nr. 232 Teil des touristischen 
Intensiverholungsgebietes, respektive der Erweiterung des touristischen 
Intensiverholungsgebietes (vgl. T2.Ol .2, Seite 128, Richtplan Text). Eben-
falls ist im Rahmen der Richtplanung die Erschliessung dieses Intensiver-
holungsgebietes mit einer Seilbahn aus dem Raum Diesbach vorgesehen 
(vgl. T2.03, Seite 1 28, Richtplan Text). Auf diese kantonale Richtplanung 
wird in der Nutzungsplanung keinerlei Bezug genommen und die be-
troffenen Liegenschaften werden vorbehaltlos der Landwirtschaftszone 
(überlagert mit Schutzzonen) zugeschieden. 

N  Die Realisierung eines solchen Vorhabens setzt eine 
Grundlage im kantonalen Richtplan voraus. Diese 
Grundlage besteht derzeit nicht. Die im Antrag zitier-
ten Festlegungen (mit unterschiedlichen Koordinati-
onsständen) reichen für eine Festlegung im Zonen-
plan nicht aus. Infolge können zum jetzigen Zeitpunkt 
im Zonenplan keine entsprechenden Zonenzuweisun-
gen im Zusammenhang mit dem Vorhaben Hotelpro-
jekt Orenplatte vorgenommen werden. 

Zudem hat die Gemeinde ihre Liegenschaft 
Nr. 194, GB Diesbach, eine Zone zur Ablage-
rung von Geschiebe zugeschieden. Hier sind 
raumplanerisch die entsprechenden Mass-
nahmen zu treffen, dass eine Erschliessung 
der Orenplatte von der Parzelle Nr. 194 aus 
nach wie vor möglich ist. 

 In Rücksprache mit dem Kanton werden die Zonen 
für die Ablagerung von Geschiebematerial nicht Ge-
genstand der Teilvorlage 1 sein. 

225 
(Oren-
platte)  

P/I/V  

  

Es wird beantragt die raumplanerischen 
Voraussetzungen dahingehend weiterzu-
entwickeln, dass auf der Orenplatte ein Mu-
sikhotel (ein Hotel mit besonderer Ausrich-
tung und Strahlkraft, Zitat Planungs- und 
Mitwirkungsbericht 2021) erstellt werden 
kann.  

Im Prozess der Gesamtrevision der Nutzungsplanung der Gemeinde Gla-
rus Süd war im Mitwirkungsverfahren 2021 die Einführung einer Hotel-
zone auf der Orenplatte vorgesehen. Am Ziel dieses Vorhaben zu realisie-
ren, hat sich seither nichts geändert. Es wird festzuhalten, dass die Reali-
sierung des Musikhotels weiterhin angestrebt wird. 

Im Mitwirkungsverfahren 2024/2025, wie auch im jetzigen Mitwir-
kungsverfahren wird auf die noch fehlenden Voraussetzungen auf Stufe 
kantonaler richtplan verwiesen (Koordinationsstände). Weitere Abklä-
rungen sind entweder bereits in Bearbeitung oder werden in nächster 
Zeit der Bearbeitung zugeführt.  
 

N  Die Realisierung eines solchen Vorhaben setzt eine 
Grundlage im kantonalen Richtplan voraus. Diese 
Grundlage besteht derzeit nicht. Infolge können zum 
jetzigen Zeitpunkt im Zonenplan keine entsprechen-
den Zonenzuweisungen im Zusammenhang mit dem 
Vorhaben Hotelprojekt Orenplatte vorgenommen 
werden.  

Zur Realisierung dieses Vorhabens muss zunächst die 
Anpassung des kantonalen Richtplans angestrebt 
werden, dies im Lichte der neuen Möglichkeiten nach 
RPG 2 (Gebietsansatz).  

Dies-
bach, 
Alp Dis-
tel  

PP  

  

Es wird beantragt beim Kanton auf die Er-
stellung eines Quellschutzes im Gebiet 
Schwamm, Alp Diestel hinzuwirken.  

Es werden umfassende Darlegungen zur Nutzung und Bedeutung der 
Quelle angeführt. 
 

 Kenntnisnahme.  
Die zuständige Stelle der Gemeinde hat diesbezüglich 
mit dem Kanton Kontakt aufgenommen.  

Dies-
bach, 

PP  

 

Es wird beantragt die Quelle im Gebiet 
Schwamm, Waldlage, Alp Diestel, Diesbach 
GL-Süd unter Quellschutz zu stellen.  

Es werden umfassende Darlegungen zur Nutzung und Bedeutung der 
Quelle angeführt. 

 Siehe Antwort voran.  
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2.9  Diesbach  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

Alp Dis-
tel  
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2.10  Betschwanden  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

67 U  

 

Es wird beantragt auf die Teilauszonung 
der Parz. 67 zu verzichten und die genannte 
Parzelle in der Dorfzone B bzw. der Nach-
folgezone im heutigen Umfang zu belassen. 

Das Argument der Gemeinde, ihre Bauzonenreserven müssten substanziell 
reduziert werden, berechtigt im Einzelfall für sich allein nicht, ein Grund-
stück auszuzonen. Damit diese Auszonung rechtmässig erfolgen kann, 
müssen weitere sachliche Argumente angeführt werden, die eine Auszo-
nung im Einzelfall rechtfertigen. Dies ist umso mehr der Fall, wenn wie hier 
ein vollständig erschlossenes Grundstück weitgehend ausgezont wird, das 
in der Dorfkernzone liegt, 2015 im Mitwirkungsverfahren als Bauland be-
stätigt wurde.  

In der Begründung ausführlich dargelegt werden weiter die unbestrittene 
gute Eignung des Grundstückes für eine Bebauung an attraktiver Lage, die 
Erschliessungsvoraussetzungen und den mit der Auszonung einherge-
hende wirtschaftliche Schaden. Weiter wird darauf verwiesen anstelle der 
Auszonung zunächst Gemeindeflächen auszuzonen und um den Rückzo-
nungsbedarf zu reduzieren vermehrt Freihaltezonen auszuscheiden.  

 

J  Die Gemeinde muss ihre Bauzonenreserve substanzi-
ell reduzieren. Das Grundstück liegt am Rand der 
Bauzone und kommt für eine Auszonung daher 
grundsätzlich in Frage.  

Die Reduktion der Bauzone kann dahingehend ange-
passt werden, dass eine vollwertige Bautiefe in der 
Bauzone verbleibt. 

Die Auszonung hat grundsätzlich auch nach raumpla-
nerischen und nicht nach Eigentumskriterien zu er-
folgen. Die Ausscheidung von weiteren Freihaltezo-
nen hat nur dann einen Effekt in Bezug auf den Aus-
zonungsumfang, wenn diese Fläche als nicht bebaut 
gilt. Bei bereits als überbaut geltenden Flächen, sieht 
die Gemeinde von einer Zuweisung zur Freihaltezone 
im Regelfall ab. 
 

97, 177, 
310, 
396 

U  

  

Es wird beantragt die der Zirkuszone zuge-
ordneten Flächen der Gewerbezone zuzuwei-
sen.  

Wird das Areal des Zirkus der Zirkuszone zugewiesen, wäre die aktuelle 
Nutzung des Geländes nicht zonenkonform. Dies, weil die Zirkuszone 
dauerhaftes Wohnen explizit ausschliesst, Auf dem Gelände wird seit 
dem Umzug des Zirkus nach Betschwanden dauerhaft gewohnt, was mit 
der Gewerbezone vereinbar ist. 

Das Gelände ist überbaut. Die Parzellen 296 und 177 sind im Dokument 
«Stand UEB 3. November 2025» als überbaut markiert. Die Parzellen 97 
und 310 sind ebenfalls überbaut.  
 

N 

 

 

 

 

 

 

 

Die Zuweisung zur Zirkuszone erfolgt aufgrund der 
gegenwärtig spezifischen Nutzung der Grundstücke 
im Zusammenhang mit dem Zirkus. Im Falle einer Zu-
weisung zu einer Gewerbezone müsste der Grossteil 
der Fläche gemäss den technischen Vorgaben als 
nicht überbaut eingestuft werden. Dies mit der Folge, 
dass andernorts ausgezont werden müsste. Von einer 
Zuweisung dieser Grundstücke zu einer Gewerbe-
zone wird deshalb abgesehen und die Zirkuszone bei-
behalten.  
Die Grundlage UEB basiert auf der geplanten Zonie-
rung. 

Die zur Zirkuszone zugehörige Bestimmung im Bau-
reglement wird betreffend Wohnen dahingehend 
präzisiert, dass betriebsbedingtes (Personal wie Be-
triebsinhaber) zulässig ist. Damit ist die Zirkusnut-
zung inklusive dazugehörigem Wohnen zulässig.  

J 

97, 177 U  

  

Es wird beantragt die Parz. Nr. 177 und Nr. 
97 gesamthaft der GZ B zu belassen und 
nicht teilweise der Zirkuszone zuzuweisen. 

Die Parzelle Nr. 177 ist eine eigenständige Liegenschaft. Sie wird einerseits 
vom Zirkus gemietet und genutzt, anderseits aber auch nebst einer teilwei-
sen Eigennutzung von verschiedenen anderen Mietern.  

Die Parz. Nr. 177 soll eine eigenständige Gewerbeliegenschaft mit Entwick-
lungspotential für einen allfälligen künftigen Gewerbebetrieb bleiben. In 
der Zirkuszone ist diese Fläche dann aber für andere Nutzungen blockiert.  

Mit den Zonenbestimmungen gemäss neuer Vorlage ist die ‘Zirkuszone’ 
ohne Sinn und Zweck. Heute werden die Flächen des Zirkus zu einem we-
sentlichen Teil für ständiges Wohnen genutzt. Das wäre mit den neuen 

N  Der unbebaute Teil der betreffenden Grundstücke 
wird durch den Zirkusbetrieb belegt. Mit der Aus-
scheidung einer Zirkuszone wird der Standort für 
den Zirkusbetrieb nutzungsplanerisch gesichert. Der 
der Zirkuszone zugewiesene Teil der Parz. Nr. 177 ist 
folglich im Kontext der Gesamtfläche der Zirkuszone 
zu beurteilen. Im Falle einer Zuweisung zu der Fläche 
der Zirkuszone zu einer Gewerbezone müsste der 
Grossteil der Fläche als nicht überbaut eingestuft 
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2.10  Betschwanden  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

Bestimmungen nicht mehr möglich. Auf diese Zone ist deshalb gänzlich zu 
verzichten. Die Nutzung der als Zirkuszone vorgesehenen Fläche der Parz. 
Nr. 177 kann sich längerfristig auch wieder ändern. Diese Flexibilität muss 
möglich bleiben.  

werden (keine festen, dauerhaften Bauten) und in 
der Folge ausgezont werden. 

 Der Gemeinde verzichtet daher auf die Zuweisung 
dieser Grundstücke zu einer Gewerbezone.  

Mit einer Anpassung der Bestimmung der Zirkuszone 
im Baureglement wird dauerhaftes Wohnen möglich. 
Dem Antrag kann sinngemäss entsprochen werden.  
 

216, 
296, 
310 

Auf die Zirkuszone sei zu verzichten. Statt-
dessen seien die Parz. Nr. 216 (Teil Vor-
platz), 296 und 310 ebenfalls der GZ B zu-
zuteilen.  

Mit Kanton und Bund sei das Gespräch zu suchen, dass diese Fläche als 
überbaut anerkannt wird, was ja der tatsächlichen Nutzung mit fest ver-
legten Werkleitungen entspricht. 
 

N  Siehe Antwort voran.  

163 U  

 

Siehe Antrag Parz. 194, 225, 232 (Talboden 
+ Orenplatte) Diesbach  

Siehe Antrag Parz. 194, 225, 232 (Talboden + Orenplatte) Diesbach N  Siehe Antrag Parz. 194, 225, 232 (Talboden + Oren-
platte) Diesbach 
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2.11 Rüti  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

20 U 

 

Es wird beantragt die Parz. Nr. 20 nicht der 
Landwirtschaftszone zuzuweisen. 

Die Umzonung in Landwirtschaftsland ist Willkür und erfüllt die Krite-
rien in BauR. Art. 4 und die Kriterien gem. RPG Art. 33a in keiner Weise. 

Weiter ist ein Baugesuch eingereicht für Kraftwerk mit Unterwasserka-
nal und Zentralenstandort. Erweiterungsbauten sind auf der Parz. Nr. 20 
vorgesehen. 

N Die Gemeinde muss auch in Bezug auf die Arbeits-
zone die Reserve substanziell reduzieren. Die besagte 
Fläche befindet sich am Rande der heutigen Bauzone. 
An der Auszonung wird deshalb festgehalten. 

Das besagte Vorhaben im Zusammenhang mit dem 
Kraftwerk bedingt keine Arbeitszone (Standortge-
bundenheit) und auch weitere direkt damit verbun-
dene Bauten und Anlagen wären standortgebunden.  
 

175 PP 

 

Es wird ein Flächenabtausch von rund 110 
m² innerhalb der Parzelle Nr. 175, Grund-
buch Rüti GL beantragt.  

 

Der beantragte Flächenabtausch führt zu einer klareren und stimmige-
ren räumlichen Gliederung der Parzelle. Die vorgeschlagene Anpassung 
verbessert die gestalterische Qualität des Areals, ohne die baulichen 
Möglichkeiten einzuschränken, und trägt zu einer ausgewogeneren Nut-
zung der Parzelle bei (Planbeilage). 
 

J  Der Zonenplan kann gemäss Antrag angepasst wer-
den.  

341, 372. 
373, 383, 
384, 402, 
403, 404, 
412, 415, 
421, 422, 
426, 431, 
446, 479, 
480, 481 

PP 

 

Es wird beantragt im gesamten oberen Teil 
des Quartiers (Liegenschaften 373, 402, 403, 
404, 412, 415, 416, 431) auf die Ausscheidung 
der Gefahrenzonen zu verzichten und auf die 
Gefahrenkarte zu verweisen.  

Die rote und blaue Zone im Gebiet wurde erst 2020, nach den Felsstür-
zen in die Erlenrunse festgelegt. Die Planung für die Schutzbauten ist ab-
geschlossen und das Bewilligungsverfahren ist am Laufen.  

Im Rahmen der Schutzbautenprojektierung wurden die notwendigen 
Grundlagen erarbeitet, damit nach der Realisierung der Schutzbauten die 
Gefahrenkarte der resultierenden Gefahrensituation angepasst werden 
kann. Sie darf auf keinen Fall im Nutzungsplanung eingetragen werden, 
da sie dann mindestens 15 Jahre verankert bleibt. Die Gefahrenzonen 
sind hier sinngemäss temporäre Zonen,  

 

N  Die Gemeinde Glarus Süd ist angehalten, analog der 
beiden anderen Gemeinden, die Gefahrenzonen auf 
der Grundlage der Gefahrenkarte im Zonenplan aus-
zuscheiden. Die Ausscheidung erfolgt auf der heute 
zutreffenden Gefährdung. 

Erfolgt eine Änderung der Gefährdung infolge der Re-
alisierung von Schutzbauten, kann die Ausscheidung 
der Gefahrenzonen entsprechend überprüft und ge-
gebenenfalls angepasst werden. Dies ist erst nach Ab-
schluss und Neubeurteilung der Gefährdung möglich.  
 

201, 
237 

PP 

 

Es wird beantragt die erschlossenen Bauzo-
nen in der Bauzone Durnägeli ca. 8000 m2 
und Maieneggli ca. 850 m2 in der Bauzone 
zu belassen. 

Mit der geplanten Rückzonung wird eine Entwicklung im Glarner Hinter-
land verunmöglicht. Faktisch heisst das, dass in Rüti keine Entwicklung 
mehr möglich ist. Vorgesehen war, dass in jedem Dorf noch Entwicklungs-
möglichkeiten vorhanden sein müssen.  

Im Durnägeli besteht ein gültiger Überbauungsplan. Dieser ermöglicht es, 
dass ein zusammenhängendes Quartier entstehen kann. Bei der einzigen 
noch offenen Bauparzelle im Quartier Huob (jetzt noch Parz. 201) kann das 
Quartier vervollständigt werden.  
 

N  Im Gebiet Durnagel wird die Bauzone nur soweit re-
duziert, dass ca. 4 Bauplätze bestehen bleiben.  

Im Gebiet Maieneggli handelt es ich um eine unüber-
baute Bauzone im Bereich mit erheblicher Gefähr-
dung. Diese ist deshalb aus der Bauzone zu entlassen  

Auch beim vorliegenden Entwurf bestehen Baumög-
lichkeiten in der Ortschaft Rüti. 

237 PP 

 

Es wird beantragt das besagte Grundstück 
der Landwirtschaftsfläche zuzuweisen. Die 
Ausscheidungen (blau markiert auf den 
Parzellen 472 und 457) sind nochmals zu 
hinterfragen.  

Neu wird das Grundstück Nr. 237 verschiedenen neuen Zonen zugeteilt, 
was dem aktuellen Zonenplan nicht entspricht. Neu soll talseitig eine Zo-
nenplanänderung auf W2B stattfinden und hangseitig ist eine schlei-
chende Einzonung beabsichtigt. Gemäss aktuellem Zonenplan befindet 
sich dort eine Landwirtschaftszone. Die schleichende Einzonung steht im 
Widerspruch zu den anlässlich der ersten Mitwirkung öffentlich aufgele-
genen Unterlagen, wo die ganze Parzelle der Freihaltezone zugeordnet 

N  Die der Parz. Nr. 475 gegenüberliegende Fläche ist 
rechtskräftig der Bauzone zugewiesen. Im Gebiet 
Durnägeli wird aufgrund der bestehenden Erschlies-
sung die erste Bautiefe nördlich der Durnagelstrasse 
belassen, die übrige Fläche wird aus der Bauzone ent-
lassen.  
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2.11 Rüti  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

wurde.  
 

245, 
342, 
390 

P/I/V 

 

Es wird beantragt die als Wald ausgeschie-
denen Flächen im Durnagelbachsammler, 
zwischen der Solstegbrücke und der Linth, 
der Zone Gewässer zuzuweisen. 

Mit dem Kanton wurde einst vereinbart, dass die bestockten Flächen 
nicht als Wald ausgewiesen werden und bei Bedarf teilweise oder ganz 
gerodet werden können. Dies wurde bis Anhin so gehandhabt. Warum 
diese Flächen um NUP als Wald ausgewiesen werden, ist unklar. Grosse 
Bäume gehören nicht in einen Bachsammler, da dieser dann seine Funk-
tion nicht mehr erfüllt.  
 

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen.  

341, 
440, 
417 

PP 

 

Antrag zur Beibehaltung der Parzelle 341 in 
Bauzone und Änderung der jetzigen Einzo-
nung der Böschung Parzelle 440/417 der 
Umfahrungsstrasse von Wald zu Landwirt-
schaftszone / FH / ZEV / übrige Gebiet oder 
dergleichen gemäss Anhang des Antrages. 
 

Die Teilumzonung der Parzelle 341 in Freihaltezone Garten oder jegliche 
andere Zone ausser Bauland ist nicht nachvollziehbar.  

Die angrenzende Parzelle 440/417 welche wohl zur Kantonsstrasse zu 
zählen ist hat wie im Anhang beschrieben nichts mit Wald zu tun. Die Zu-
weisung soll mit dem Kanton geklärt werden.  

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen.  

411  PP 

 

Bereinigung der Aussagen im Planungsbe-
richt  

Im Bericht NUP 2. MWA PMB 10.10.25 steht im Anhang A-15 Ziff. 3.36 
dritter Abschnitt (Strich) die falsche Parz. 411 immer noch im Gebiet Er-
lenrunse. Im Bericht MWA 02.10.25 hingegen steht auf Seite 37 ein Hin-
weis zur Parz. 411. Wird diese Korrektur noch vorgenommen? 

 Die Ausscheidung der Gefahrenzone wurde durch die 
kantonale Fachstelle nochmals geprüft. .  

456 PP 

 

Es wird beantragt anstelle der Auszonung 
einer Teilfläche der Parzelle in Landwirt-
schaftszone eine Umzonung in Freihalte-
zone mit Zweck Gartengestaltung vorzu-
nehmen. 

Auf dieser Fläche soll eine Naturwiese mit einheimischen Obstbäumen 
und Sträuchern/Hecke sowie Gemüsebeete zum Eigenverzehr ange-
pflanzt werden. Mit diesen Massnahmen soll das geplante neue Gebäude 
auf der Parzelle gut in die Landschaft (Dorfrandzone) eingegliedert wer-
den und der Übergang vom Gebäude in die Landwirtschaftszone sanft er-
folgen (Planbeilage). 

J  Die besagte Fläche kann gemäss Antrag der Freihalte-
zone mit Zweck Gartengestaltung zugewiesen wer-
den.  

Des Weiteren ist die Gemeinde angehalten, Massnah-
men zur Mobilisierung der unbebauten Bauzone zu 
treffen. Die unbebauten Grundstücke wurden syste-
matisch überprüft und ab einer bestimmten Grösse 
der Mobilisierung. Die Parzelle wird entsprechend 
mit einer Mobilisierungspflicht belegt.  
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2.12 Braunwald  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

6 U 

 

Es wird beantragt kein Waldgebiet unter 
der Sesselbahn auszuscheiden 

Unter und im Bereich der Sesselbahn muss der Wald ausgeforstet sein, 
damit ein sicherer Betrieb der Anlage möglich ist und aufgrund der BAV 
Richtlinien. Generell ist im Bereich der Sesselbahn der Wald auszuzo-
nen. 

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen. 

6, 454 Es wird beantragt eine Einzonung einer di-
rekten Seilbahn, welche die Parzelle Nr. 
757 Grotzenbüel mit der Parzelle Nr. 520 
verbindet, in den Zonenplan aufzunehmen.  

Für eine zukünftige Ersatzanlage der Sesselbahn Seblen muss eine di-
rekte Anbindung mit der Zubringerbahn auf den Grotzenbüel möglich 
sein. Nur so kann zukünftig eine Anlage effizient und gästefreundliche 
betrieben werden. 

N Die Gemeinde anerkennt die Beweggründe und auch 
den Nutzen einer Sicherung solcher Infrastrukturen in 
einem öffentlich-rechtlichen Planungsmittel. Die Aus-
scheidung einer Baulinie kann geprüft werden, soweit 
eine konzeptionelle Grundlage vorliegt. Eine Zonen-
ausscheidung ist nicht möglich.  

6, 460, 
464 

Siehe Antrag Parz. Nr. 6 Siehe Begründung Antrag Parz. Nr. 6 N  Siehe Antwort zu erstem Antrag Parz. Nr. 6 

19, 199 Es wird beantragt eine Einzonung einer di-
rekten Seilbahn, welche die Parzelle Nr. 19 
beim Bahnhof Linthal mit der Parzelle Nr. 
199 Hüttenberg verbindet in den Zonenplan 
aufzunehmen. 

Nur eine zukünftige direkte Erschliessung und Anbindung an den öf-
fentlichen Verkehr der Sportbahnen Braunwald kann den Fortbestand 
der Unternehmung, des Angebotes und der Arbeitsplätze sicherstellen. 

N  Siehe Antwort Antrag Parz. Nrn. 6, 454.  

70, 757 Es wird beantragt einen Teil in eine Hotel-
zone, umzuzonen. 

Es werden mehr selbst bewirtschaftete Betten benötigt für ein langfris-
tiges Überleben. 

N  Die Ausscheidung einer Bauzone, namentlich der be-
antragten Hotelzone, würde hier womöglich zu einer 
bundesrechtswidrigen Punktbauzone führen. Grund-
lage für eine allfällige Zonenausscheidung müsste ein 
entsprechendes Konzept oder Projektvorhaben bilden, 
aufgrund dessen auch die planungsrechtlichen Anfor-
derungen und die Erfordernis einer richtplanerischen 
Grundlage beurteilt werden können. 

323 Siehe Antrag Parz. Nr. 6 
 

Siehe Begründung Antrag Parz. Nr. 6 N  Siehe Antwort zu erstem Antrag (Parz. Nr. 6) 

520, 
756 

Es wird beantragt einen Teil in eine Hotel-
zone, umzuzonen. 

Es werden mehr selbst bewirtschaftete Betten benötigt für ein langfris-
tiges Überleben. Der Standort Seblen ist durch seine ausgeprägte Lage 
prädestiniert für ein Leuchtturmprojekt, welches sich durch eine aus-
sergewöhnliche Architektur und einem optimal in die Landschaft einge-
bettetes Berghotel hervorheben kann. 
 

N  Siehe vorstehende Antwort Antrag Parz. Nrn. 70, 757.  

6 PP 

 

Es wird beantragt den Wald auf ein Mini-
mum zu reduzieren so wie auch die Quell-
schutzzonen 

In den Jahren. 1955 bis 1975 wurde auf dem ganzen Braunwalder Alpge-
biet Waldweideausscheidungen getätigt, das soll auch weiterhin so einge-
halten werden.  

Bei den Quellschutzzonen sollen die Zonen auf das Minimum redeziert, da 
es ja teilweise auch Wintersportflächen betrifft. 

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen.  
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2.12 Braunwald  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

Die Quellschutzzonen sind im Zonenplan als Hinweis 
dargestellt und sind nicht Gegenstand des Nutzungs-
planungsverfahren. Sie werden in einem separaten 
Verfahren festgelegt.  

6 Es wird beantragt das Gebäude 250/448 als 
Verzeichnisobjekt zu streichen. 

Das Objekt ist in Privateigentum. Das Gebäude ist nicht schützenswert 
und ist somit zu entfernen. 

 Kenntnisnahme 
Die Festlegung von Schutzobjekten ist nicht Gegen-
stand des Nutzungsplanungsverfahrens. Sie werden im 
Zonenplan zwecks Information als Hinweis dargestellt. 

242 Es wird beantragt das Gebäude 250/280 als 
Verzeichnisobjekt zu streichen. 

56, 878 Es wird beantragt kein Waldgebiet, sondern 
landwirtschaftliche Nutzfläche auszuschei-
den.  

Diese Parzellen wurden schon immer landwirtschaftlich genutzt.  

Die Begründungen umfassen weitere Ausführungen zur konkreten Nut-
zung und Bewirtschaftung des Gebietes. 

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen. 

66, 338 

73 

92 

93, 94 

245 

10 PP Es wird beantragt das Gebäude nicht als 
Verzeichnisobjekt auszuweisen. 

Beim Gebäude handelt es sich um ein einfaches Haus in der Landwirt-
schaftszone. 

 Kenntnisnahme 
Die Festlegung von Schutzobjekten ist nicht Gegen-
stand des Nutzungsplanungsverfahrens. Sie werden im 
Zonenplan zwecks Information als Hinweis dargestellt 
 

33 Es wird beantragt kein Waldgebiet, sondern 
landwirtschaftliche Nutzfläche auszuschei-
den. 

In der Parzelle stehen nur vereinzelnde Bergahorne. Der effektive Wald 
wird von einer Strasse getrennt, deshalb wird gebeten diese Parzelle 
der landwirtschaftlichen Fläche zuzuweisen. 

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen.  

78, 79, 
556, 
863 

Es wird beantragt kein Waldgebiet, sondern 
landwirtschaftliche Nutzfläche auszuschei-
den. 

Diese Parzellen sind extensive Weiden für die Tiere. Auf der Parzelle 
stehen nur ein paar Bergahorne, diese dienen als Schutz für die Tiere, 
bei heisser und schlechter Witterung. 

81, 82 Es wird beantragt kein Waldgebiet, sondern 
landwirtschaftliche Nutzfläche auszuschei-
den. 

Diese Fläche (81) wird als extensive Weide genutzt. Ist in der Biodiver-
sitätsstufe Q II. Das ist von einem Kontrolleur so bestätigt worden, da es 
einen sehr hohen Anteil an Artenvielfalt hat.  

Die Fläche (82) wird als extensive Wiese genutzt und ist ebenfalls in der 
Biodiversitätsstufe Q II zugwiesen.  

156 Es wird beantragt kein Waldgebiet, sondern 
landwirtschaftliche Nutzfläche auszuschei-
den. 

Dort ist kein Wald vorhanden. 

206 Es wird beantragt kein Waldgebiet, sondern 
landwirtschaftliche Nutzfläche auszuschei-
den. 

Dort ist kein Wald vorhanden. 
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2.12 Braunwald  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

218 Es wird beantragt kein Waldgebiet, sondern 
landwirtschaftliche Nutzfläche auszuschei-
den. 

In der Parzelle stehen keine Bäume. Diese Bäume werden von einer 
Strasse getrennt, deshalb wird gebeten diese Parzelle der landwirt-
schaftlichen Fläche zuzuweisen. 
 

45, 600 PP Es wird beantragt die bestehenden Bauge-
biete der Parzellen 600 und 45 in der 
Bauzone zu belassen. 

Die geplante Umzonung würde innerhalb des bestehenden Baugebiets 
eine unlogische Unterbrechung schaffen und damit die räumliche Kohä-
renz der Bauzone beeinträchtigen. Bereits bei der Umzonung in den 
1990er-Jahren war die Parzelle 45 betroffen, sodass eine erneute Um-
zonung eine zusätzliche Belastung darstellen würde. Die vorgesehene 
Umzonung der beiden betroffenen Parzellen führt zu einer unverhält-
nismässigen Einschränkung, da die Gesamtfläche überproportional re-
duziert und die Nutzungsmöglichkeiten stark eingeschränkt würden. 
Zudem liegt die Fläche in einer mittleren Rutschzone, während andere 
Gebiete mit hohem Rutschrisiko weiterhin als Baugebiet bestehen blei-
ben. Dies widerspricht dem Grundsatz der Gleichbehandlung. 
 

N  Die Parz. Nr. 45 ist rechtskräftig nur teilweise der 
Bauzone zugewiesen, eine Einzonung ist nicht möglich. 
Die eingezonte Teilfläche liegt am Siedlungsrand und 
ist unter Einhaltung der Grenzabstände nicht zweck-
mässig bebaubar.  

Die Reduktion der Bauzone auf Parz. Nr. 600 richtet 
sich nach der bestehenden Bebauung, der zugehörigen 
Gartenanlage und der Topografie.  

73, 266 PP 

 

Es wird beantragt die landwirtschaftlichen 
Nutzflächen auf den Parzellen 266 und 73 
wie im Landwirtschaftslayer im Geoportal 
ersichtlich entsprechend im Zonenplan dar-
zustellen. 

Die Bäume und Büsche sowie die Mauern werden regelmäßig geschnit-
ten. Es wird gebeten auf die Ausscheidung als Wald zu verzichten.  

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen. 

84, 104 PP 

 

Es wird beantragt den südlichen Teil der 
Parzelle Nr. 84 wie Parzelle 104 der Frei-
haltezone Garten zuzuweisen. 

Die Parzellen 84 und 104 sind umgeben von Bauzone, Wegfläche oder 
Freihaltezone Garten der Nachbargrundstücke. Die Grundstücke wer-
den bereits heute als Gartenflächen genutzt und erfüllen damit genau 
die Funktion, die der Freihaltezone Garten zugeordnet ist. Wenn eine 
Auszonung erfolgt, muss zumindest eine Gartennutzung möglich blei-
ben. 
  

J  Die beantragte Zuweisung zur Freihaltezone mit 
Zweck Gartengestaltung kann vorgenommen werden.  

100 PP 

 

Es wird beantragt auf die Auszonung der 
Liegenschaft Nr. 100 zu verzichten und die 
genannte Parzelle in der Wohnzone W2A zu 
belassen. 

Eventualantrag:  
Es sei Liegenschaft Nr. 100 in die Wohn-
zone W2A und ein Teil in die Freihaltezone 
aufzunehmen. 

Wie der Gemeinde bekannt ist bestehen seit längeren Bauabsichten auf die-
sem Grundstück. So in Bezug auf die Erneuerung und Erweiterung des Be-
standes wie auch zur Realisierung von bewirtschafteten Ferienwohnungen. 
Aus verschiedenen dargelegten Gründen konnte in den letzten 10 Jahren 
kein Bauvorhaben realisiert werden.  

Die Liegenschaft Nr. 100 ist voll erschlossen, auch für den Bau von neuen 
Häusern oder den Umbau bzw. Erweiterungsbau. So werden die beiden 
Nachbarsliegenschaften Nr. 334 und Nr. 586 unter anderem über die Liegen-
schaft Nr. 100 erschlossen.  

Mit der vorgesehenen Auszonung der Liegenschaft von rund 1200 m2 ver-
bleiben noch rund 600 m2 in der Bauzone, welche aufgrund des Waldab-
stands wohl nicht überbaut werden können. Die vorgesehene Auszonung ist 
massiv zu bezeichnen  

J  Die Ausscheidung der Bauzone auf Parz. Nr. 100 kann 
dahingehend angepasst werden, dass Bereiche im 
Waldabstand der Freihaltezone zugewiesen werden, 
sodass eine Fläche in der Bauzone verbleibt, dass eine 
weitere Baumöglichkeit bestehen bleibt.  
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Aus diesem Grund wird beantragt, die Liegenschaft Nr. 100, Grundbuch 
Braunwald, in der Wohnzone W2A zu belassen. Eventualiter ist ein Teil der 
Liegenschaft Nr. 100 in die Freihaltezone aufzunehmen. Dies müsste jedoch 
so erfolgen, dass es möglich wäre, auf der südlichen Seite der Liegenschaft 
Nr. 100 das bestehende Ferienhaus zu erweitern und auf der restlichen Par-
zelle neue Häuser zu erstellen. 

Weiter wird in der Begründung auf nicht gleich behandelte Fälle verweisen. 
 

103, 
828 

PP 

 

Es wird beantragt die Parzelle 828 und den 
angrenzenden Teil der Parzelle 103 in der 
Gewerbezone zu belassen anstatt in die 
Wohnzone 2A umzuzonen. 

In der Wohnzone 2A wäre eine gewerbliche Tätigkeit nicht mehr mög-
lich, da die Arbeit zonenwidrig wäre. 

J  Aufgrund der bestehenden Nutzung wird die Zuwei-
sung zur Gewerbezone beibehalten. Die gewerbliche 
Nutzung ist noch anzumelden.  

105 PP 

 

Es wird beantragt von der Aufteilung der 
Parzelle 105 (Bauzone) in eine Parzelle 
Bauzone und eine Parzelle Freihaltezone 
Garten abzusehen. 

Die geplante Umzonung auf der derzeitigen Parzelle würde in einem Aus-
mass erfolgen, welches rund die Hälfte der Parzelle betrifft. Diese Umzo-
nung verletzt die Eigentumsgarantie und in diesem Ausmass stellt sie eine 
Ungleichbehandlung mit den umliegenden Parzellen dar. Weiter wird in der 
Begründung auf die Lage im Bereich Schulhaus-Strassenstern, auf die güns-
tige Erschliessung und die günstige topographisch flache Lage verwiesen.  
 

J  Dem Antrag dahingehend entsprochen werden, dass 
die Abgrenzung der Freihaltezone Gartengestaltung 
soweit angepasst wird, dass ein weiterer Bauplatz im 
ebenen Gelände gewährleistet ist. Die Zuweisung einer 
Teilfläche zur Freihaltezone Gartengestaltung wird 
beibehalten.   

198 PP 

 

Es wird beantragt das Bauland vom Haus in 
der Bauzone zu belassen und die Fläche zu 
vergrössern.  

Wenn die Grenzen so bleiben beim Haus, kann nicht mit der jetzigen 
Grösse gebaut werden. 

J  Bei der Parz. Nr. 198 erfolgt keine Auszonung. Im 
Sinne einer besseren Nutzbarkeit der Parzelle wird die 
Bauzone talseitig flächenneutral so umgelagert, dass 
eine bessere Bebaubarkeit als heute gegeben ist.  
 

460 Es wird beantragt keinen Wald auszuschei-
den. 

Bitte die Weiden als Priorität belassen. N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen. 
 

216 – 
218, 
250 

PP 

 

Es wird beantragt die Waldflächen nur in 
der Bauzone einzutragen. 

Die Waldflächen ist erst nach der Waldplanbereinigung einzutragen. N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen. 

460 Es wird beantragt eine Deponie unterhalb 
der Strasse auszuscheiden. 

Die Mulde unterhalb der Strasse Nussbüehl eignet sich besser als Depo-
nie. Im Hang oberhalb der Strasse ist eine sichere Deponie fraglich. 

N  Bei der Ausscheidung handelt es sich um eine beste-
hende Deponie. Die Ausscheidung der Zone für die Ab-
lagerung von Geschiebematerial ist nicht mehr Gegen-
stand der vorliegenden Vorlage.  
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Es wird beantragt die Waldflächen nur in 
der Bauzone einzutragen. 

Die Waldflächen sind erst nach der Waldplanbereinigung einzutragen. N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen. 
 

275, 
543, 
677, 
815 

PP 

 

Es wird beantragt die Grundstücke Parzel-
len Nr. 275, 543, 677 und 815 weiterhin 
gänzlich der Wohnzone 2A zu belassen 

Mehrere Gründen sprechen gegen eine Änderung der bestehenden Zu-
weisung zur Bauzone und gegen die Zuweisung zur einer Freihaltezone:  

Erschliessung: Nebst den Grundstücken 65, 275 und 543 sind auch die 
beiden Grundstücke Parz. Nr. 677 und 815 voll erschlossen. Über die 
Grundstücke führen Leitungen für Elektrizität und TV, Wasser und Ab-
wasser. Nachdem über das Grundstück Nr. 677 bereits ein Weg zum 
Grundstück Nr. 65 führt, ist die Zufahrt über die Bätschenstrasse sicher-
gestellt.  

Baulücke: Bei den beiden Grundstücken handelt es sich um klassische 
Baulücken, was von der Gemeinde auch anerkannt wird.  

Siedlungsgebiet: Hinzu kommt, dass sämtliche Grundstücke im kanto-
nalen Richtplan dem Siedlungsgebiet zugewiesen sind. 

Rechtliches: Die Raumplanungsgesetzgebung verpflichtet das Gemein-
wesen, für eine haushälterische Bodennutzung zu sorgen (Art. I Abs. 1 
RPG [SR 700]). Insbesondere ist die Siedlungsentwicklung nach innen 
zu lenken (Art. 1 Abs. 2 lit. abis RPG) und es sind kompakte Siedlungen 
zu schaffen (Art. 1 Abs. 2 lit. b RPG). Die Begründungen umfassen wei-
tergehende Ausführungen zur Bedeutung des Siedlungsgebietes gemäss 
kantonalem Richtplan und zum Planungsgrundsatz kompakte Siedlun-
gen zu schaffen. 
 

J  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell 
zu reduzieren. Die bereits überbauten Grundstücken 
Nrn. 275 und 543 wird der Stand der Überbauung 
nochmals überprüft. Sofern diese beiden Grundstücke 
keine technische Reserve ausweisen, können diese in 
der Bauzone belassen werden.  

Bei den beiden noch nicht überbauten Grundstücken 
Nrn. 677 und 815 wird die Ausscheidung einer Frei-
haltezone Gartenanlage nochmals überprüft. Bei der 
Freihaltezone Gartenanlage handelt es sich um eine 
Bauzone ohne Nutzungsreserve. Sofern sie eine Be-
bung in der bisherigen Struktur nicht verunmöglicht, 
können die besagten Baulücken geschlossen und das 
Land nach den Zielen und Grundsätzen der Raumpla-
nung genutzt werden.  

319, 
877, 
8781 

PP 

 

Es wird beantragt die drei Liegenschaften 
Nrn. 878, 319 und 877 entsprechend dem 
Situationsplan (Beilage 6) in die Wohnzone 
W2A und in die Freihaltezone aufzuneh-
men. 

Entgegen wie im Mitwirkungsbericht (Teil l) zur ersten Mitwirkung 
vom 2. Oktober 2025 festgehalten, besteht kein Hochbau- sondern nur 
ein Gewerbeverbot. Dieses Verbot ist zwischenzeitlich gelöscht. Somit 
steht der Überbauung der Liegenschaften Nrn. 877 und 878 nichts ent-
gegen, und es wird nachstehend auf den Hinweis im Mitwirkungsbe-
richt eingegangen, dass die Behörde bereit ist, eine Anpassung noch-
mals zu prüfen.  

Mit Blick auf den Auszonungsbedarf ist man bereit, der Gemeinde einen 
Vorschlag mit der Zuweisung zur Wohnzone und Freihaltezone zu un-
terbreiten. Mit der Eingabe können auf der Liegenschaft Nr. 878 und Nr. 
877 noch je ein Wohnhaus gebaut werden. Der Vorschlag gemäss An-
trag berücksichtig eine angemessene Freihaltung der im Jahr 1948 
durch die Architekten Schäfer & Risch gebaute Wohnliegenschaft.  

J  Die Abgrenzung der Bauzone bzw. der Freihaltezonen 
kann im Sinne des Antrags gemäss Beilage 6 vorge-
nommen werden. Bei der Zonen-Ausscheidung zusätz-
lich berücksichtigt werden die Grenz- und Waldab-
stände.  
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325 U 

 

Es wird beantragt die gesamte Parzelle 325 
ohne Einschränkung (insbesondere in Be-
zug auf Baureglement Art. 4) in Dorfkern-
zone B (gem. heutiger Zone) zu belassen. 

Die Belegung mit einer Regelung zur Sicherstellung der Baulandverfüg-
barkeit nach Art. 4 Baureglement» wird als willkürlich erachtet. Eine 
Bebauung ist auch aus Gründen der erlassenen Planungszone und der 
Behebung der Gefährdung noch nicht erfolgt. 

N  In der Dorfkernzone B belassen wird jener Teil, wel-
cher effektiv bebaubar ist. In Bezug auf die mögliche 
realisierbare Geschossfläche hat dies keinen Einfluss.  

Die Gemeinde ist angehalten Massnahmen zur Mobili-
sierung der bestehenden Bauzonenreserven umzuset-
zen. Der Kanton hat in der Vorprüfung dieses Erfor-
dernis mehrfach bestätigt. Zumal auch die Auslastung 
auch nach der Revision erst bei 95% liegt. Die Mobili-
sierung wird systematisch über die gesamte Bauzo-
nenreserve nach gleichen Kriterien festgelegt.  

382, 
605 

Es wird beantragt beide Parzellen Nr. 382 + 
605 ohne Einschränkung in Wohnzone 2 zu 
belassen. 

Ein Vorprojekt wurde bereits vor Jahren getätigt und die Projektunter-
lagen der Gemeinde im Jahr 2021 eingereicht. Infolge der jahrelangen 
er Planungszone durch die Gemeinde ist bis heute keine Realisierung 
möglich gewesen. Das Projekt wird nach Inkrafttreten der Nutzungspla-
nung und dem Erhalt der dafür erforderlichen Bauzone zeitnah reali-
siert.  

Für die Reduktion der Bauzone im Grantenboden wird vorgeschlagen 
die Zonengrenze gegenüber dem Wald analog dem gesetzlichen Wald-
abstand zu ziehen.  

 

N  Parz. Nr. 382: Die Parzelle wird in der Bauzone belas-
sen, die Gemeinde ist angehalten, Massnahmen zur 
Mobilisierung vorzunehmen. Die Zuweisung der Mobi-
lisierungsmassnahmen erfolgt in allen Ortschaften 
nach denselben Kriterien.  

Parz. Nr. 605: Die Parzelle ist aufgrund des einzuhal-
tenden Waldabstands von 15 m selbstständig nicht 
mehr überbaubar. Ein reduzierter Waldabstand von 
10 m müsste über eine Baulinie gesichert werden und 
wäre auch dann nur möglich, wenn ein entsprechen-
des Bauprojekt dies aufzeigen würde. Gemäss Beilage 
ist dies nicht der Fall. Die Parzelle wird deshalb aus 
der Bauzone entlassen und der Zone für künftige bau-
liche Nutzung zugewiesen. Ändern sich die Vorgaben 
seitens der kantonalen Waldgesetzgebung, kann eine 
Anpassung geprüft werden.  

584, 
585 

Es wird beantragt die Parzellen Nr. 584 + 
585 in der Zone W2A zu belassen.  

 

Ein Vorprojekt für bezahlbaren Wohnraum auf den Parz. 584 + 585, 
wurde im Jahr 2017 erstellt. Die Projektunterlagen wurden der Ge-
meinde bereits am 29.01.2021 eingereicht. 

Infolge der jahrelangen Auferlegung der Planungszone für Braunwald 
ist bis heute die Realisierung nicht erfolgt. Das Projekt wird nach In-
krafttreten der Nutzungsplanung und dem Erhalt der dafür erforderli-
chen Bauzone zeitnah realisiert. Die Nachfrage dafür ist vorhanden.  
 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell 
zu reduzieren. Die Parz. Nr. 585 liegt am Rande und 
greift in eine sonst noch unbebaute Landschaftskam-
mer. Zudem handelt es sich um eine steile Hanglage. 
An der Auszonung wird festgehalten.  

328 PP 

 

Es wird beantragt das Grundstück Nr. 328 
in Bauzone (durchgehender Streifen ent-
lang dem Berglistrasse 4 zu belassen. 

 

In Zonenplanentwurf wird das benachbarte Grundstück Nr. 730 als 
Bauzone ausgewiesen, dies aufgrund der Erschliessung. Wird daran 
festgehalten ergibt sich für das Grundstück Nr. 328 eine Ungleichbe-
handlung. Der oberste Teil des Grundstückes 328 ist ebenso als 
Bauzone auszuscheiden, wie es bezogen auf das Grundstück 730 und 
das Grundstück 370 erfolgt ist. Mit der Auszonung des unteren Teiles 

J  Die Anpassung kann im Sinne des Antrags vorgenom-
men werden.  
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des Grundstückes 328 erklärt man sich einverstanden. 
 

447, 
562 

PP 

 

Es wird beantragt auf die Auszonung der 
Liegenschaft Nr. 562 zu verzichten und die 
genannte Parzelle in der Wohnzone W2A zu 
belassen. 

Eventualantrag: 
Es sei Liegenschaft Nr. 562 gemäss beilie-
gendem Situationsplan im Bereich der vor-
gesehenen Freihaltezone Garten in der 
Wohnzone W2A zu belassen.1 

Mit der vorgesehenen Auszonung kann das Ferienhaus auf der Liegenschaft 
Nr. 447 nicht vergrössert werden. Das heutige Wohnhaus mit der Terrasse 
steht zwischen 0.9 - 1.6 Meter zur Grenze. Ein Anbau für eine Erweiterung 
des heutigen Ferienhauses im Rahmen des Zweitwohnungsgesetztes ist im 
südlichen Bereich des Ferienhauses auf der Liegenschaft Nr. 562 geplant. Im 
Falle der vorgesehen Zonenausscheidung ist dies nicht mehr möglich, da 
dort mit dieser Zone gemäss Art. 28 Baureglement nur das Errichten einer 
Gartenanlage zulässig ist. Aus diesem Grund wird beantragt, die Liegen-
schaft Nr. 562, Grundbuch Braunwald, in der Wohnzone W2A zu belassen.  

Als Eventualantrag ist nur der Teilbereich der heute vorgesehenen Freihal-
tezone Garten in die Wohnzone W2A aufzunehmen. Dafür kann einen Teil 
der Liegenschaft Nr. 447 in die Freihaltezone aufgenommen werden. Eine 
Ausscheidung kann gemäss Planbeilage erfolgen.  

Die vorgesehene Auszonung ist massiv, zumal das Land vollständig er-
schlossen ist. Die Behörde wird ersucht, nochmals sorgfältig zu prüfen, wie 
unter dem Aspekt der Rechtsgleichheit solche Fälle, wie der vorliegende, 
durch andere Massnahmen wie Nichteinzonungen, Umzonungen, Teilauszo-
nungen gleich wie andere behandelt werden können, dass keine Verletzung 
der Rechtsgleichheit entsteht  

Weiter wird darauf hingewiesen, mittels Ausscheiden von Freihaltezonen 
auf nicht überbaubaren Flächen eine bessere Lösung in Bezug auf die Aus-
zonungen zu erreichen (z.B. Zuweisung der Flächen im Waldabstandsbe-
reich).  

 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell 
zu reduzieren, insbesondere die Wohnzone. Unter Be-
rücksichtigung der steilen topografischen Vorausset-
zungen wird eine weitere talseitige bauliche Entwick-
lung in diesem Gebiet über die Geländekante hinaus 
auch ortsbaulich als problematisch und nicht zweck-
mässig erachtet.  

Hinweis: Die Ausscheidung von Freihaltebereichen hat 
in Bezug auf die Frage des Auszonungsumfangs nur 
dann eine Relevanz, wenn es sich im nicht überbaute 
Bauzone gemäss UEB handelt. 

480 PP 

 

Es wird beantragt auf die Auszonung der 
Liegenschaft Nr. 480 zu verzichten und die 
genannte Parzelle in der Wohnzone W2A zu 
belassen. 

Eventualantrag: 
Es sei Liegenschaft Nr. 480, Grundbuch 
Braunwald, entsprechend dem Situations-
plan (Beilage 4) in die Wohnzone W2A und 
in die Freihaltezone aufzunehmen. 

Im Mitwirkungsbericht (Teil l) zur ersten Mitwirkung vom 2. Oktober 
2025 wird zum gestellten Antrag festgehalten, dass die Freihaltezone so 
angepasst, dass eine weitere Baute erstellt werden kann. Der vorge-
schlagen Standort für die weitere Baute ist nicht zweckmässig. Eine Be-
bauung im südwestlichen Bereich ist aufgrund der Aussicht und Beson-
nung vorteilhafter und die Erschliessung ist leichter zu gewährleisten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Gebiet seit langem in der Bauzone 
ist, die Flächen im Bereich Gisenegg vollständig erschlossen sind und 
sich an schöner Lage befinden und im Winter über die Gondelbahn er-
reichbar sind 

Die vorgesehene Auszonung ist massiv, zumal das Land vollständig er-
schlossen ist. Die Behörde wird ersucht, nochmals sorgfältig zu prüfen, wie 
unter dem Aspekt der Rechtsgleichheit solche Fälle, wie der vorliegende, 
durch andere Massnahmen wie Nichteinzonungen, Umzonungen, 

J  Die Anpassung kann im Sinne des Eventualantrags ge-
mäss Beilage 4 vorgenommen werden. Des Weiteren 
ist die Gemeinde angehalten, Massnahmen zur Mobili-
sierung der unbebauten Bauzone zu treffen. Die unbe-
bauten Grundstücke wurden systematisch überprüft 
und ab einer bestimmten Grösse der Mobilisierung un-
terstellt.  

Hinweis: Die Ausscheidung von Freihaltebereichen hat 
in Bezug auf die Frage des Auszonungsumfangs nur 
dann eine Relevanz, wenn es sich im nicht überbaute 
Bauzone gemäss UEB handelt. 
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Teilauszonungen gleich wie andere behandelt werden können, dass keine 
Verletzung der Rechtsgleichheit entsteht  

Weiter wird darauf hingewiesen, mittels Ausscheiden von Freihaltezonen 
auf nicht überbaubaren Flächen oder das Auszonen gemeindeeigener Lie-
genschaften eine bessere Lösung in Bezug auf die Auszonungen zu errei-
chen. 

 

481  PP 

 

Es wird beantragt den Teil des Landes der 
von der Wohnzone 2b in die Landwirt-
schaftszone rückgezont wird, stattdessen in 
die Freihaltezone Garten umzuzonen.  

Der Entwurf sieht die Zuweisung einer Teilfläche in die Landwirt-
schaftszone vor. Die landwirtschaftliche Nutzung des Grundstücks ist  
nicht von Interesse. Es besteht die Absicht das Grundstück für private 
Zwecke zu nutzen und eine Gartenanlage zu erstellen. Um dies zu ermög-
lichen wird die Zuweisung zur Freihaltezone Garten beantragt. 

J  Abgestimmt auf die räumliche Situation, kann ein Teil 
der besagten Fläche der Freihaltzone mit Zweck Gar-
tengestaltung zugewiesen werden. Dem Antrag kann 
sinngemäss entsprochen werden.  

483, 
484  

PP 

 

1) Hauptantrag  
Es sei auf die Auszonung der Liegenschaft 
Nr. 483, Grundbuch Braunwald, zu verzich-
ten und die genannte Parzelle sei in der 
Wohnzone W2A zu belassen.  

2) Eventualantrag  
Es seien die zwei Liegenschaften Nrn. 483 
und 484, beide Grundbuch Braunwald, ent-
sprechend dem Situationsplan (Beilage 4) 
in die Wohnzone W2A und in die Freihalte-
zone aufzunehmen. 

Für die Parzelle besteht kein Interesse, ein zweites Wohnhaus auf der Lie-
genschaft Nr. 484 zu bauen. Die Parzelle Nr. 483 wurde als Landreserve 
gekauft. Auf der Liegenschaft Nr. 484 wurde ein Ferienhaus gebaut.  

Es wird darauf hingewiesen, dass das Gebiet seit langem in der Bauzone 
ist, die Flächen im Bereich Gisenegg vollständig erschlossen sind und 
sich an schöner Lage befinden und im Winter über die Gondelbahn er-
reichbar sind.  

Die vorgesehene Auszonung ist massiv, zumal das Land vollständig er-
schlossen ist. Die Behörde wird ersucht, nochmals sorgfältig zu prüfen, 
wie unter dem Aspekt der Rechtsgleichheit solche Fälle, wie der vorlie-
gende, durch andere Massnahmen wie Nichteinzonungen, Umzonungen, 
Teilauszonungen gleich wie andere behandelt werden können, dass 
keine Verletzung der Rechtsgleichheit entsteht  

Im Sinne eines Eventualantrages ist man bereit, einen Teil der Liegen-
schaften Nr. 483 und 484 der die Freihaltezone zuzuweisen. Dies 
müsste so erfolgen, dass es möglich ist, auch auf der Liegenschaft Nr. 
483 ein Wohnhaus zu erstellen. Eine mögliche Aufteilung in die Wohn- 
und Freihaltezone, kann der Planbeilage entnommen werden. 
 

J  Das Grundstück Nr. 483 gilt gemäss technischem UEB 
als nicht erschlossen. Die Gemeinde ist angehalten, die 
Bauzone – insbesondere auch in Braunwald – substan-
ziell zu reduzieren.  

Dem Eventualantrag kann soweit berücksichtigt wer-
den, dass auf der Parz. Nr. 483 ein Bauplatz in der 
Wohnzone verbleibt und ein angemessener Teil der 
Freihaltezone mit Zweck Gartengestaltung zugewiesen 
wird (inkl. Parz. Nr. 484). 

485, 
491, 
482, 
493 

PP 

 

Hauptantrag 
Es sei auf die Auszonung die vier Liegen-
schaften Nrn. 485, 491, 492, 493, alle 
Grundbuch Braunwald, zu verzichten und 
die genannten Parzellen seien in der Wohn-
zone W2A zu belassen. 

Die vier nicht überbauten, jedoch voll erschlossenen Parzellen Nrn. 485, 
492, 493, 494 sollen der Landwirtschaftszone zugewiesen werden, was 
einem erheblichen Wertverlust gleichkommt. Für die besagten Liegen-
schaften bestehen Kaufinteressen. Zum Bau eines Wohnhauses kann es 
infolge der erlassenen Planungszone nicht.  

Im Mitwirkungsbericht (Teil l) zur ersten Mitwirkung vom 2. Oktober 
2025 wird festgehalten, dass die Gemeinde angehalten ist, die Bauzone 
substanziell zu reduzieren, insbesondere die Wohnzone. Weiter wird 
festgehalten, dass auf dem in der Bauzone belassene Grundstück Nr. 
491 noch eine Baumöglichkeit besteht. Gerade bei dieser Parzelle 

N 

 

 

 

 

 

Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell 
zu reduzieren, insbesondere die Wohnzone. Die Ge-
meinde muss zwingend eine Auslastung von 95% er-
reichen.  

Hinweis: Die Ausscheidung von Freihaltebereichen hat 
in Bezug auf die Frage des Auszonungsumfangs nur 
dann eine Relevanz, wenn es sich im nicht überbaute 
Bauzone gemäss UEB handelt. 

J Die Ausscheidung der Freihaltezone auf Grundstück 
Nr. 491 wird im Sinne des Antrages geprüft.  
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2.12 Braunwald  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

besteht kein Interesse ein weiteres Haus zu bauen und man könnte eine 
grössere Fläche der Freihaltezone zuweisen. Interessenten sind hinge-
gen sind für die weiteren vier Parzellen vorhanden. Auch privatrecht-
lich sind die Erschliessung sowohl für die Durchleitungs- als auch die 
Wegrechte geregelt. 

Die vorgesehene Auszonung ist massiv, zumal das Land vollständig er-
schlossen ist. Die Behörde wird ersucht, nochmals sorgfältig zu prüfen, wie 
unter dem Aspekt der Rechtsgleichheit solche Fälle, wie der vorliegende, 
durch andere Massnahmen wie Nichteinzonungen, Umzonungen, Teilauszo-
nungen gleich wie andere behandelt werden können, dass keine Verletzung 
der Rechtsgleichheit entsteht  

Weiter wird darauf hingewiesen, mittels Ausscheiden von Freihaltezonen 
auf nicht überbaubaren Flächen oder das Auszonen gemeindeeigener Lie-
genschaften eine bessere Lösung in Bezug auf die Auszonungen zu errei-
chen. 

 

Eventualantrag 
Es seien die vier Liegenschaften Nrn. 485, 
491, 492, 493, alle Grundbuch Braunwald, 
in die Wohnzone W2A und in die Freihalte-
zone aufzunehmen. 
 

Man ist bereit, im Sinne der obenstehenden Ausführungen Teile der 
Parzellen in die Freihaltezone aufzunehmen, unter der Voraussetzung, 
dass es auf jedem Grundstück trotzdem Platz für ein Wohnhaus hat. 

J Die Gemeinde prüft die Möglichkeiten, um im Sinne 
des Eventualantrages weitere Baumöglichkeiten zu 
belassen. Dies soweit, wies sich dies nicht negativ auf 
die Auslastung auswirkt.  

539 PP 

 

Hauptantrag:  
Es seien mindestens 380 m2 Land der Par-
zelle Nr. 539, Grundbuch Braunwald, in die 
Wohnzone 2A und der Rest der Parzelle 
539 (rund 120 m2 Gewässerabstandsfläche 
grün) in die Freihaltezone, eventuell in die 
Landwirtschaftszone aufzunehmen (Beilage 
2 Skizze zum Antrag vom 19.2.2025). 

Es trifft zu, dass am südwestlichen Rand der Liegenschaft Nr. 539 ein 
Gewässer ist. Aus diesem wurde bereits am 19. Februar 2025 beantragt, 
dass dieser Teil in die Freihaltezone aufzunehmen ist. Man wäre auch 
bereit, dass diese Fläche analog bzw. spiegelbildlich der Liegenschaft 
Nr. 412 in die Landwirtschaftszone aufgenommen wird. 

Für die Liegenschaft Nr. 539 wurde im Jahre 2004 das Wegerecht neu 
geregelt (über die heutige Liegenschaft Nr. 417 und Nr. 819). Dieses 
Wegerecht ist im Grundbuch eingetragen.  

Die Liegenschaf Nr. 539 kann, wie der Planbeilage entnommen werden 
kann, über die Liegenschaft Nr. 819 erschlossen werden. Die Erschlies-
sung ist für die Liegenschaft Nr. 539 somit gewährleistet. 

Aus diesem Grund wird beantragt, mindestens 300 m2 Land Parzelle 
Nr. 539, Grundbuch Braunwald, in die Wohnzone 2A zu belassen (Plan-
beilage). 
 

J  Gemäss technischem UEB gilt die Parz. Nr. 539 als 
nicht erschlossen. Aufgrund der bestehenden Rege-
lung des Wegerechts kann das Grundstück als er-
schlossen betrachtet werden. In diesem Sinne kann ein 
Teil der Parzelle in der Bauzone belassen und dem 
Eventualantrag sinngemäss nachgekommen werden.  

Eventualantrag: 
Es seien mindestens 300 m2 Land der Par-
zelle Nr. 539 in die Wohnzone 2A und der 
Rest der Parzelle 539 (Gewässerabstands-
fläche plus eine zusätzliche Fläche von ca. 
80 m2) in die Freihaltezone aufzunehmen 
bzw. einen Teil, grüne Fläche in die Land-
wirtschaftszone aufzunehmen  

555 PP Hauptantrag: 
Es sei auf die Auszonung der Liegenschaft 
Nr. 555, Grundbuch Braunwald, zu verzich-
ten und die genannte Parzelle in der Wohn-
zone W2A zu belassen. 

Im Mitwirkungsbericht (Teil l) zur ersten Mitwirkung vom 2. Oktober 2025 
wird unter anderem festgehalten, dass das Grundstück nicht der Bauzone 
zugewiesen wird, auch zwecks Vermeidung der Verbauung der bergseitigen 
Landschaftskammer. Diese Begründung vermag nicht zu überzeugen und 
wird mit einer Planbeilage belegt.  

N  

 

 

 

Die Parz. Nr. 555 gilt gemäss technischem UEB als 
nicht erschlossen. Das technische UEB wird erstellt ge-
mäss den Vorgaben und Kriterien des Kantons. Das 
UEB hat keinen rechtsverbindlichen Charakter, ist in-
des die zentrale Grundlage für die Behörden zur 
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2.12 Braunwald  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

 Es ist beabsichtigt, sowohl auf der Liegenschaft Nr. 554 als auch auf der Lie-
genschaft Nr. 555 je ein Wohnhaus zu erstellen. Mit dem weiteren Bauplatz 
auf der Liegenschaft Nr. 863 ergibt sich so eine Siedlungseinheit.  

Die drei Liegenschaften Nrn. 554, 555 und 556 wurden auf eigene Kosten 
vollständig erschlossen. Eine weitere Bebauung wurde aufgrund des Zweit-
wohnungsgesetztes und dann infolge der erlassenen Planungszone verun-
möglicht.  

Die vorgesehene Auszonung ist massiv, zumal das Land vollständig er-
schlossen ist. Die Behörde wird ersucht, nochmals sorgfältig zu prüfen, wie 
unter dem Aspekt der Rechtsgleichheit solche Fälle, wie der vorliegende, 
durch andere Massnahmen wie Nichteinzonungen, Umzonungen, Teilauszo-
nungen gleich wie andere behandelt werden können, dass keine Verletzung 
der Rechtsgleichheit entsteht  

Weiter wird darauf hingewiesen, mittels Ausscheiden von Freihaltezonen 
auf nicht überbaubaren Flächen oder das Auszonen gemeindeeigener Lie-
genschaften eine bessere Lösung in Bezug auf die Auszonungen zu errei-
chen. 

Es besteht die Bereitschaft den Hauptantrag zurückzuziehen, sofern der 
Eventualantrag gutgeheissen wird (Beilage 5) und der Gleichbehandlung in 
diesem Gebiet gewährt ist. Damit wird ein Beitrag zur Reduktion der 
Bauzone geleistet. 

Beurteilung des Stands der Erschliessung. Der Stand 
der Erschliessung ist ein wesentliches Kriterium hin-
sichtlich der Überprüfung und Reduktion der nicht 
überbauten Bauzone. Das Gebiet «Obersiitli» liegt 
fernab des Hauptsiedlungskörpers, die Parz. Nr. 555 
liegt zudem unbestritten an einer Randlage. 

Gemäss Eventualantrag wird ein Vorschlag gemacht, 
zur Ausscheidung mit der Zuweisung der Freihalte-
zone mit Zweck Gartengestaltung. Diese vorgeschla-
gene Zuweisung liegt auf einem anderen Grundstück 
(Parz. Nr. 79, welche in anderem Eigentum liegt). Die 
Zuweisung dieser Fläche zur Freihaltezone Gartenge-
staltung hat keinen Einfluss auf die Grösse der Bauzo-
nenreserve, da diese gemäss UEB als überbaut gilt.  

 

Eventualantrag: 
Es sei die Liegenschaft Nr. 555, Grundbuch 
Braunwald, in die Wohnzone W2A und in 
die Freihaltezone aufzunehmen, gemäss Si-
tuationsplan (Beilage 5). 
 

J Im Sinne des Eventualantrages werden die Möglichkei-
ten geprüft, die Bauzone so auszuscheiden, dass ein 
Bauplatz gewährt ist. Dies soweit, als dass sich die 
nicht negativ auf den Überbauungstand auswirkt. 

801 PP 

 

Es wird beantragt die Zonengrenze der 
W2B der Parzelle 801, um 5m nach Westen 
zu verlegen. 

Die neue Zonengrenze W2B reicht zu nah ans bestehende Chalet beein-
trächtigt die Besonnung und die Aussicht. Die Vergrösserung der W2B 
gegenüber dem ersten Entwurf resp. die Beibehaltung der Bauzone geht 
zu Lasten der Auszonung der Parzelle 203 und bevorteilt die  Parzelle 
801. 

J  Die Abgrenzung der Freihaltezone mit Zweck Garten-
gestaltung wird, abgestimmt auf die für Parz. Nr. 801 
eingereichte Projektskizze überprüft. Soweit möglich, 
wird dem Anliegen Rechnung getragen. An dieser 
Stelle wird darauf verwiesen, dass die Eigentümer-
schaft der Parz. Nr. 801 bereits eine Reduktion der 
Bauzone in Kauf nehmen muss. Die Möglichkeit der 
Realisierung eines Projekts gemäss eingereichter 
Skizze hat in jedem Fall Vorrang.  

Es wird beantragt die Ahorn-Hochstamm-
baumgruppe und den Einzelbaum an der 
Thuotenbergstrasse vor dem Chalet ins In-
ventar aufzunehmen und zu schützen. 

Die Landschaft, die in der Regel architektonisch attraktiven Gebäude 
und die grossen Hochstammbäume prägen Braunwald und sind das Ka-
pital für den Ausflugs- und Ferienort Braunwald. 

 Kenntnisnahme  
Die Unterschutzstellung von Schutzobjekten ist nicht 
Gegenstand des vorliegenden Planungsverfahrens.  

802 PP 

 

Es wird beantragt den schmalen Streifen 
Land zur Berglistrasse hin im Umfang von 
ca. 800 m2 von der Landwirtschafts- in die 
Bauzone einzuzonen. In diesem Fall ist man 
bereits die Auszonung von rund 4'000 m2 
hinzunehmen und einen Beitrag zur Auszo-
nung zu leisten.  

Im Die wegmässige Erschliessung der Parz. 802 zur Berglistrasse führt 
über diesen Streifen, wobei, im Grundbuch  ein Fuss- und Fahrwegrecht 
z. G. der angrenzenden Parz. Nr. 21 und z. L. von Parz. Nr. 802 eingetra-
gen ist. 

Da dieser schmale Streifen Land im Umfang von ca. 800 m2 im Gegen-
satz zum Grossteil der Parz. Nr. 802 in der Landwirtschaftszone liegt, 

N  Die bestehende Erschliessung ist nicht rechtmässig 
und muss zurückgebaut werden. Das Zonierungsbe-
gehren wird nicht berücksichtigt.  
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2.12 Braunwald  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

 wird nun die seit jeher bestehende logische Erschliessung der Parz. Nr. 
802 von der Berglistrasse her als nicht rechtmässig bezeichnet.  

 
 

804, 
826 

PP 

 

Es wird beantragt das gesamte Grundstück 
804 in die Freihaltezone zuzuweisen.  

Es bestehen keine Absichten die Grundstücke in den nächsten Jahren zu 
überbauen. Die ausgewiesene Wohnzone ist zu klein für ein vollwerti-
ges Wohnhaus. Im Interesse steht die Kleintierhaltung.  

Sollte dieser Antrag angenommen werden, ist man mit Auszonung der 
Parzelle 826 in eine Freihaltezone einverstanden. 
 

J  Die Parz. Nr. 804 kann gesamthaft der Freihaltezone 
zugewiesen werden. Die Freihaltezone gilt als 
Bauzone, das Halten von Kleintieren ist in der Bauzone 
zulässig.  

829 PP 

 

Es wird beantragt den südlichen Parzellen-
teil in der Bauzone zu belassen.  

Die Bauzone wurde in diesem Bereich stark verkleinert. Mit dem Belas-
sen der Fläche gemäss Planbeilage ist eine Erweiterung in Form eines 
Ateliers möglich. Die Erweiterung ist wichtig im Zusammenhang mit ei-
ner Erstwohnsitznahme in Braunwald (Planbeilage) 
 

J  Die Reduktion der Bauzone auf Parz. Nr. 829 kann so 
vorgenommen werden, dass die Erstellung des Ateli-
ers möglich ist. In diesem Sinne kann dem Antrag ent-
sprochen werden.  

872 PP 

 

Es wird beantragt, die Fläche gemäss Plan-
beilage in der Bauzone zu belassen 

Es sollte die ganze Fläche der ursprünglichen Baulandparzelle 872 mit 
775 m2 eingehalten werden (Planbeilage) 

J  Gestützt auf die durch den Antragsteller eingereichten 
Plangrundlagen kann die Zonierung gemäss Antrag an-
gepasst werden.  
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2.13 Linthal (mit Tierfehd)  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

5 PP 

 

Es wird beantragt auf die Baulandmobilisie-
rung bzw. Baulandverfügbarkeit gemäss 
Art. 4 des Baureglements zu verzichten. 
Dies im Zusammenhang mit der Auszonung. 

Gegenüber dem aktuellen Zonenplan wurde wird rund die Hälfte des 
Baulandes WZ 2 ausgezont. Angesichts dieser grossen Auszonung von 50 
%, die verbleibende Fläche mit der Baulandmobilisierungs-zu belegen ist 
unverhältnismässig und ungerecht. Es ist daher davon abzusehen. 

N  Beim unbebauten Grundstückteil handelt es sich um 
eine Randlage und folglich um eine potenzielle Aus-
zonungsfläche.  

Die Gemeinde ist angehalten, Massnahmen zur Mobi-
lisierung von Bauzonen zu treffen. Sie macht dies 
konsequent in den Ortschaften Typ Haupttal gemäss 
kantonalem Richtplan sowie bei grösseren unbebau-
ten Grundstücken auch in anderen Ortschaften sowie 
bei Randlagen. Die Baulandmobilisierung auf einer 
Teilfläche des unbebauten Grundstücksteils wird bei-
behalten.  
 

53  PP 

 

Beantragt wird eine Klärung der Freihalte-
zone   

 

Gemäss Auskunft des Bauamts gehört die Freihaltezone Gartenanlage 
(«FH G») zur Freihaltezone gemäss Art. 28 im neuen Baureglement. Da-
rin ist das Erstellen eines Gartengebäudes oder eines Pool zulässig. Kann 
dies bestätigt werden. Das wäre eine zu grosse Einschränkung und ein zu 
grosser Wertverlust.  

 In der Freihaltezone mit Zweck Gartengestaltung 
(«FH G») können die erwähnten Kleinbauten und An-
lagen erstellt werden.  

 Grenzabstände Freihaltezone. Diese werden im neuen Baureglement unter 
Art. 28 nicht erwähnt. Gemäss Auskunft des Bauamtes sind zwischen der 
Dorfkernzone auf der FH G auf derselben Parzelle keine Grenzabstände zu 
wahren. Kann dies bestätigt werden? 

 Gebäude- und Grenz-abstande regelt das kantonale 
Recht abschliessen (Art. 51 und Art. 52  RBG). Damit 
verbunden gelten zudem die Regelungen von Art. 52 
«Grenzabstände» des neuen Baureglements.  

Die Einhaltung von «Grenzabständen» durch Bauten 
bezieht sich auf die Grundstücksgrenze der amtlichen 
Vermessung. Im vorliegenden Fall haben Bauten auf 
dem gleichen Grundstück gegenüber der jeweiligen 
Zonengrenze (Dorfkernzone / Freihaltezone Zweck 
Gartengestaltung) somit keine Grenzabstände einzu-
halten, vorbehalten bleiben «Gebäudestände» nach 
kantonalem Recht. Die Frage kann mit Ja beantwortet 
werden.  
 

96  PP 

 

1) Es wird beantragt für die normgerechte 
Erschliessung, inkl. Notzufahrt und mini-
maler Freiraumfläche im Süden ein mindes-
tens 4 Meter breiter Streifen (Grenzab-
stand) zusätzlich zur vorgeschlagenen 
Bauzonenfläche ausscheiden.  

Nachtrag: Es sei auf Parz. Nr. 96 ein 3 m 
breiter Streifen Linth-seitig in der Bauzone 
– i.V. mit einer lateralen Verschiebung des 
Gewässerraums auf die orografisch rechte 
Seite – zu belassen. 

Aufgrund der deutlichen Verschlechterung der Situation im ZP Entwurf 
NUP 2.MW gegenüber dem Entwurf aus der 1. Mitwirkung, ist hervorzu-
heben, dass eine sinnvolle Bebauung und Erschliessung nur mit einer ge-
wissen Bautiefe möglich ist (Planbeilage).  

Es wird Hand geboten für eine nördliche Erschliessung und den Verzicht 
auf die südliche Erschliessung, sofern eine sinnvolle Bautiefe für eine Be-
bauung geschaffen werden kann. Grundsätzlich sollten Rückzonungen 
zurückhaltend und sinnvoll gestaltet werden. 

J Die Gemeinde weist darauf hin, dass eine Überbau-
ung im bezeichneten Bereich in Bezug auf den über-
gangsrechtlichen Gewässerraum gemäss Übergangs-
bestimmungen der eidgenössischen Gewässerschutz-
verordnung (GSchV) rechtlich nicht möglich ist. Die 
Übergangsbestimmungen gelten so lange, bis die Ge-
wässerräume nutzungsplanerisch festgelegt sind.  

Gemäss Nachtrag kann das Belassen eines Streifens 
Bauzone Linth-seitig i.V. mit einer lateralen Verschie-
bung des Gewässerraums der Linth geprüft werden. 
Die Gemeinde wird die Gewässerräume im Rahmen 
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2.13 Linthal (mit Tierfehd)  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

der separaten Teilvorlage 2 festlegen. Die Bauzone 
und die Ausscheidung des Gewässerraums werden 
aufeinander abgestimmt. Vorbehalten bleibt die Be-
urteilung durch den Kanton im Rahmen der Gewäs-
serraumausscheidung sowie Massnahmen aus dem 
geplanten Hochwasserschutzprojekt.  

2) Es wird beantragt die Parzellierung der 
Linth und des Uferstreifens zu prüfen. 

Heute umfasst die Parzelle Nr. 96 die Bauzone, den Uferbereich und die 
Hälfte des Flussraums der Linth. Zukünftig könnte eine Abparzellierung 
des Flussraums und des Uferbereichs zugunsten der Gemeinde geprüft 
werden. Die Fragen der Parzellierung und der überlagerten „Baulandver-
fügbarkeit" sind gemeinsam zu klären und ein optimaler Parzellierungs-
vorschlag ist auszuhandeln. Die Fragen zum Hochwasserschutz und zur 
Option eines Uferwegs sind dabei einzubeziehen.  

 Kenntnisnahme.  

3) Die überlagerte Baulandverfügbarkeit 
Art. 4 BR ist zu streichen.  

N  Beim unbebauten Grundstückteil handelt es sich vor-
liegend um eine Randlage (potenzielle Auszonungs-
fläche).  

Die Gemeinde ist angehalten, Massnahmen zur Mobi-
lisierung von Bauzonen zu treffen. Sie macht dies 
konsequent in den Ortschaften Typ Haupttal gemäss 
kantonalem Richtplan sowie bei grösseren unbebau-
ten Grundstücken auch in anderen Ortschaften sowie 
bei Randlagen. Die Baulandmobilisierung auf einer 
Teilfläche des unbebauten Grundstücksteils wird bei-
behalten. 
 

106 PP 

 

Es wird beantragt die Parzelle 106 zweizu-
teilen in einen braunwaldseitigen, als 
Bauzone ausgeschiedenen und verkaufba-
ren Teil, und in einen oberen (Kirchenstock 
seitigen) Teil, welcher der Zone für öffentli-
che Bauten oder der Zone für künftige Ent-
wicklungen zuzuschlagen wird.  
 

. Die Fläche soll teilweise in der Bauzone belassen werden, damit eine 
Bebauung gemeinsam mit anderen Parzellen möglich ist. Dies würde zu 
einer besseren Erschliessung- und Parkierung auch der umliegenden 
Grundstücke führen.  

N Die Gemeinde muss die Bauzone substanziell redu-
zieren. Das besagte Grundstück ist eine grössere Flä-
che im Besitz der Gemeinde. Aufgrund der im Ver-
gleich zu anderen Ortschaften in Linthal immer noch 
relativ grossen Reserve, wird dieses Grundstück ge-
samthaft der Zone für künftige bauliche Nutzungen 
zugewiesen.  

131, 
132 

PP 

 

Es wird beantragt, wenigstens eine Fläche 
von 6x11m in der Wohnzone zu belassen.  

Der Sagenbach ist bereits ausgeziffert (siehe beil. Mail vom 8.1.2021). 
Das Grundstück 6x11m berührt den Sagenbach nicht, sondern es bleiben 
2m und mehr. Die angesprochene Fläche 6x11m ist rechtskräftig als 
Wohnzone registriert, und von der Gemeinde entsprechend bestätigt.  

Seit 2016 wird eine Zufahrt zu Parzelle 1097 beantragt. Der Bau einer 
Strasse wurde abgelehnt oder war nicht umsetzbar. Mit der beantragten 
Fläche ist eine Erschliessung mit Lift möglich. 
 

J  Gestützt auf die kantonale Stellungnahme vom 23. 
Dezember 2020 betreffend die gewässerrechtliche 
Beurteilung wird eine Kleinfläche gemäss Antrag der 
Mischzone Wohnen und Arbeiten 3 zugewiesen. Vor-
behalten bleibt die Beurteilung durch den Kanton im 
Zusammenhang mit der Gewässerraumausscheidung 
in der zweiten Teilvorlage.  
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2.13 Linthal (mit Tierfehd)  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

135, 
1094  

PP 

 

1. Es sei die gesamte Liegenschaft GB 
Linthal, Parz. Nr. 135 der Wohnzone 2A zu-
zuordnen bzw. darin zu belassen und auf 
die Zuweisung des Streifens an der Parzel-
lengrenze zur Freihaltezone sei zu verzich-
ten.  

Die Anträge aus der ersten Mitwirkung werden ohne nähere Begründung 
abgelehnt. Bei der Parzelle 135 wird formell mit einem J (Ja) vorgegeben, 
dass der Antrag gutgeheissen worden sei. Bei der Parzelle 1094 werden 
mit einer zu allgemeinen Begründung, wonach die Gemeinde die Bauzone 
substanziell reduzieren müsse, insbesondere im Bereich der Wohnzone, 
die Anträge und die Eventualanträge abgelehnt. Weiter wird auf die Verlet-
zung des rechtlichen Gehörs und auf die Verletzung des verfassungsmässi-
gen Grundsatzes minimaler Gleichbehandlung verwiesen, welcher hier ver-
letzt werde (mit Verweis auf ein Referenzgrundstück). 

Die bis anhin gestellten Anträge werden erneut gestellt, reduziert darauf, 
dass mindestens Bauland für je eine (zusätzliche) Wohnbaute auf den zwei 
Parzellen 135 und 1094 eingezont bzw. in der Wohnbauzone 2A belassen 
werden.  

Die Begründungen umfassen weitergehende Ausführungen betreffend 
Bauinteressenz, der Erschliessungsvoraussetzungen und die Tatsache, dass 
die beiden Parzellen 135 und 1094 seit 1970 als Bauland ausgewiesen 
werden. 

Weiter wird auf die Möglichkeiten der weiteren Ausscheidung von Freihal-
tezonen verwiesen mit dem Ziel die Auszonungen zu reduzieren. 

Aus den besagten Gründen wird beantragt, bei Parzelle 1094 auf die voll-
ständige Auszonung zu verzichten und dem reduzierten Antrag zuzustim-
men. Bei Parzelle 135 sei auf die Umzonung in die Freihaltezone zu ver-
zichten. Mit diesem reduzierten Antrag gegenüber der ersten Mitwirkung 
ermöglicht man der Gemeinde, dennoch einen wesentlichen Teil der Par-
zelle 1094 in die Reduzierung der Bauzonen einzubeziehen.  
 

N  Die Parz. Nr. 135 ist im rechtskräftigen Zonenplan in 
der ersten Bautiefe ab Kantonsstrasse der Wohn- und 
Gewerbezone zugewiesen. Strassenseitig besteht in 
der zugewiesenen Mischzone MWA 3 die Möglichkeit, 
die Parz. Nr. 135 zu überbauen (erschlossener Bau-
platz). Die Ausscheidung zur Mischzone Wohnen und 
Arbeiten (MWA 3) erfolgt so, dass eine zweckmässi-
gere Überbauung innerhalb der gleichen Zone an er-
schlossener Lage möglich ist. Dem Anliegen eines 
verbleibenden Bauplatzes auf der besagten Parzelle 
kann damit sinngemäss entsprochen werden.  

Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren, insbesondere im Bereich der 
Wohnzone. Mit einer Zuweisung der hinteren Bau-
tiefe am Siedlungsrand zur Wohnzone würde eine 
nicht erschlossene Bauzonenreserve resultieren. Mit 
der Zuweisung zur Freihaltezone kann der hintere 
Parzellenteil als überbaut betrachtet werden.  

2. Es sei mindestens die Hälfte der Liegen-
schaft GB Linthal, Parz. Nr. 1094, der 
Wohnzone 2A zuzuordnen bzw. darin zu 
belassen, in jedem Fall aber so viel Bauland, 
dass eine zonenkonforme Wohnbaute ohne 
Einschränkungen darauf erstellt werden 
kann. Der Rest sei der Freihaltezone zuzu-
teilen.  

N  Die Parz. Nr. 1094 gilt gemäss technischem UEB als 
nicht erschlossen. Das technische UEB wird erstellt 
gemäss den Vorgaben und Kriterien des Kantons. Das 
UEB hat keinen rechtsverbindlichen Charakter, ist in-
des die Grundlage zur Beurteilung des Stands der Er-
schliessung.  

Der südöstliche Teil ist bereits überbaut und kann 
deshalb nicht der Freihaltezone zugewiesen werden. 
 

222  U 

 

Antrag 1: Auf ein Teil, der auf der Parzelle 
Nr. 222 geplanten Freihaltezone im Umfang 
von ca.300 m2 ist zu verzichten. 

Ein Flächenersatz kann auf Parz. Nr. 1206 angeboten werden.  

Für die Begründung wird vollumfänglich auf den 2. Mitwirkungsantrag 
betreffend die Parzelle Nr. 1206 vom 12. Dezember 2025 verwiesen.  

J  Parz. Nr. 222: Die Ausscheidung der Freihaltezone 
kann abgestimmt auf das bewilligte Bauvorhaben 
und dessen Erschliessung / Parkierung abgestimmt 
werden. Die Ausscheidung der Freihaltezone erfolgt 
nach räumlichen Überlegungen. 

1206  U Antrag 1: Die Parzelle Nr. 1206 sei zwin-
gend als baureif zu erkennen.  

Der Begriff «Baureife» wird in Art. 45 des Raumentwicklungs- und Bau-
gesetz (RBG) geregelt. In Art. 46 RBG wird zudem festgehalten, dass bei 
Bauten und Anlagen mit erheblichen Auswirkungen auf die Nutzungs- 
und Erschliessungsordnung, die Umwelt oder das Orts- und Landschafts-
bild oder mit ausserordentlichen Gefahren für Benützerinnen und Benüt-
zer und Nachbarschaft zur Baureife ein Überbauungsplan gehört. Ein sol-
cher Überbauungsplan liegt vor und wurde bereits öffentlich aufgelegt. 
Im Mitwirkungsbericht vom 10. Oktober 2025 wird betreffend die Par-
zelle Nr. 1206 richtigerweise ausgeführt, dass das UEB Teile der (unbe-
bauten) Bauzone zeigt, die aufgrund abgeschlossener Planung und 

 Kenntnisnahme.  

Die Einstufung der Baureife im UEB erfolgt nach tech-
nischen Kriterien des Kantons. Da die Erschliessung 
der Parz. Nr. 1206 über einen Überbauungsplan gere-
gelt wird, erfolgt die abschliessende Beurteilung ei-
ner Baureife auch unter diesem Sachverhalt.  
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Erschliessung baureif sind. Die Parz. Nr. 1206 ist bereits mit den notwen-
digen Leitungen für EW/TV, Abwasser und Wasser erschlossen. Zusam-
menfassend ist daher festzuhalten, dass die Parzelle Nr. 1206 vollständig 
erschlossen und auch ein Überbauungsplan vorliegt und die Baureife so-
mit gegeben ist.  
 

Antrag 2: Eine Teilfläche von rund 300 m2 
der Parzelle Nr. 1206 ist als Freihaltezone 
auszuscheiden (gemäss Planbeilage) .  

Mit der Ausscheidung einer Freihaltezone wird Ersatz für die geplante 
Freihaltezone auf Parzelle Nr. 222 geschaffen und Baurealisierung auf 
Parz. Nr. 1206 wird von der Sanierung des Kilchenstockkanals entkop-
pelt. 
 

J  Parz. Nr. 1206: Der nicht bebaubare Teil im Bereich 
des Kilchenstockkanals kann wie beantragt der Frei-
haltezone zugewiesen werden. 

206, 
891 

PP 

 

Antrag 1) Die Liegenschaft Nr. 891 sei voll-
ständig der Mischzone Wohnen und Arbei-
ten 3 (MWA 3) zuzuweisen.  

Im Rahmen der Revision wird beabsichtigt, die Liegenschaft in die Land-
wirtschaftszone rückzuzonen. Diese Rückzonung ist unzweckmässig. In 
naher Umgebung wird neu die Mischzone Wohnen und Arbeiten 3 ausge-
wiesen, ausgenommen das Gebiet in südöstlicher Richtung, welches aus 
Landwirtschaftszone und Wald besteht. Die Liegenschaften Nrn. 278, 
1033, 1028, 221, 1029 und 220 bilden einen geschlossenen Block, der 
gesamthaft der Mischzone Wohnen und Arbeiten 3 zugeordnet wird. Die-
ser geschlossene Block wird aus nicht nachvollziehbaren Gründen ab der 
Liegenschaft Nr. 1186 über die Liegenschaft Nr. 219, bis zur Liegenschaf 
Nr. 891 reduziert. 

Weiter wird in der Begründung zum Antrag ausgeführt und verweisen 
auf die fehlende Zweckmässigkeit der Planung im Sinne Art. 15 Abs. 1 
RBG, auf das Schaffen einer ungewollten Baulücke und die vorhandene 
Erschliessung über Parz. 364. Weitergehend wird auf die Anträge zu den 
Grundstücken Nrn. 1186 und 219 verwiesen, welche zumindest teilweise 
berücksichtigt wurden und bei welchen betreffend Lage und Nähe zu 
Versorgungseinrichtungen gleiches zutrifft wie für Parzelle Nr. 891.  

Zusammenfassend wird festgehalten, dass die Rückzonung der Liegen-
schaft Nr. 891 in die Landwirtschaftszone willkürlich ist und eine Baulü-
cke schafft, was sich mit dem geltenden Verdichtungsgebot nicht verei-
nen lässt. Ebenfalls willkürlich ist die Verkleinerung der Wohnzone auf 
der Liegenschaft Nr. 206. Bei beiden Liegenschaften zeigt sich im Ver-
gleich mit den umliegenden Parzellen eine erhebliche und ungerechtfer-
tigte Schlechterbehandlung.  

Aus den dargelegten Gründen ist es angezeigt, die Liegenschaft Nr. 891 
der Mischzone Wohnen und Arbeiten 3 zuzuweisen und die Liegenschaft 
Nr. 206 in gleichem Umfang auf Wohnzone und Landwirtschaftszone auf-
zuteilen, wie es gegenwärtig der Fall ist.  
 

N  Die Gemeinde miss die Bauzone substanziell reduzie-
ren. Hinzu kommt, dass in Linthal gemäss rechtskräf-
tigen Zonenplan der Bauzonenüberhang besonders 
gross ist. Es ist folglich naheliegend, dass der Umfang 
an Auszonungen in Linthal proportional deshalb 
grösser ausfällt als in anderen Ortschaften.  

Die Parz. Nr. 891 gilt gemäss technischem UEB als 
nicht erschlossen. Das technische UEB wird erstellt 
gemäss den Vorgaben und Kriterien des Kantons. Das 
UEB hat keinen rechtsverbindlichen Charakter, ist in-
des eine wichtige Grundlage für die Behörden zur Be-
urteilung des Stands der Erschliessung. Der Stand der 
Erschliessung ist ein wesentliches Kriterium hinsicht-
lich der Überprüfung und Reduktion der nicht über-
bauten Bauzone.  

Die Überprüfung der Zuweisung zur Bauzone erfolgt 
hier auch im Kontext mit den Parzellen Nr. 1186 und 
Nr. 219. An der Rückzonung festgehalten, wo eben-
falls eine Reduktion stattfindet. 

 

2) Die Liegenschaft Nr. 206, GB Linthal, sei 
in gleichem Umfang auf die Wohnzone 2A 

Im Rahmen der Nutzungsplanung wird beabsichtigt, einen Teil im Nord-
westen der Liegenschaft in die Wohnzone 2A umzuzonen. Der zur 

N  Die Gemeinde muss die Bauzone substanziell redu-
zieren, insbesondere im Bereich der Wohn-, Misch- 
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und die Landwirtschaftszone aufzuteilen, 
wie sie nach gegenwärtig geltendem Zonen-
plan auf die Wohnzone (W) und die Land-
wirtschaftszone aufgeteilt ist. Dementspre-
chend soll derjenige Bereich, welcher zur 
Landwirtschafszone gehört, maximal ca. 
630 m2 betragen. 

Landwirtschaftszone gehörende Teil wird vergrössert Es ist objektiv 
nicht nachvollziehbar, wieso die Wohnzone auf der Liegenschaft Nr. 206 
verkleinert werden soll. Unverständlich ist diese Planung vor allem des-
halb, weil die geplante Wohnzone 2A auf den direkt benachbarten Lie-
genschaften Nrn. 938 und 203 ohnehin weiter in Richtung Südosten und 
somit weiter in die dort grossangelegte Landwirtschaftszone hineinragt.  

Weiter wird in der Begründung ausgeführt und verweisen auf die feh-
lende Zweckmässigkeit der Planung im Sinne Art. 15 Abs. 1 RBG. 

Wie bei der Liegenschaft Nr. 891 ausgeführt besteht auch bei der Liegen-
schaft Nr. 206 kein öffentliches Interesse daran, dass die Landwirt-
schaftszone vergrössert wird.  
 

und Kernzonen (WMK). Die vorgenommene Reduk-
tion erfolgt bis auf eine Bautiefe von 30 m, sodass die 
Möglichkeit einer Überbauung gewährleistet bleibt.  

219 PP 

 

Es wird beantragt die ganze Liegenschaft 
Nr. 219 in der Bauzone zu belassen. 

 

Die Liegenschaft war schon immer in der Bauzone. Sie liegt mitten im 
Dorf, nähe Schule, Altersheim und Volg und ist gut erschlossen, weshalb 
man mit der Auszonung nicht einverstanden ist. Fie Liegenschaft 219 
muss gesamthaft in der Bauzone bleiben. 

N  Die Gemeinde miss die Bauzone substanziell reduzie-
ren. Hinzu kommt, dass in Linthal gemäss rechtskräf-
tigen Zonenplan der Bauzonenüberhang gross ist. 

Die vorgenommene Reduktion erfolgt bis auf eine 
Bautiefe von 30 m, sodass die Möglichkeit einer Über-
bauung gewährleistet bleibt.  
 

245, 
342, 
390 

PP 

 

Es wird beantragt die als Wald ausgeschie-
denen Flächen im Durnagelbachsammler 
der Zone «Gewässer» zuzuweisen und im 
NUP die entsprechende Änderung vorzu-
nehmen. 

Gemäss früherer Zusagen des Kantons werden die bestockten Flächen in-
nerhalb des Sammlers nicht als «Wald» ausgewiesen. Aus Sicherheits-
gründen müssen diese Flächen ganz od. teilweise gerodet werden kön-
nen, damit dieser seine Funktion erfüllen kann. 

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen. 
 

274  PP 

 

1) Es wird beantragt die Parzelle Nr. 274 
sei gemäss eigenem Vorschlag zur Abgren-
zung der Bauzone (Dorfkernzone B) anzu-
ordnen.  
 

Die Parzelle 274 liegt direkt an der Dorfstrasse und ist vollständig er-
schlossen. Die Lage im Dorfkern und in der Nähe zu Einkaufsmöglichkei-
ten und ÖV sind gegeben. Es gibt keine Einschränkungen durch Naturge-
fahren und Gewässerräume.  

Der Dorfkern ist als ISOS-Gebiet regional ausgewiesen und durch zweige-
schossige Blockbauten mit Fassadenverkleidung und Giebeldach geprägt. 
Diese Bauweise lässt sich sehr gut für einen Neubau übernehmen.  

Die gegenüberliegende geschützte Kirche ist Teil des Dorfkerns und 
thront über der Dorfstrasse. Gemäss der Fachstelle Denkmalpflege und 
Ortsbildschutz ist eine Bebauung in Abstimmung mit dem Baureglement 
möglich.  
 

J  Die Zonenzuweisung wird im Sinne des Antrags ange-
passt.  

2) Die überlagerte Baulandverfügbarkeit 
Art. 4 BR ist zu streichen.  

J  Die Gemeinde ist angehalten, Massnahmen zur Mobi-
lisierung von Bauzonen zu treffen. Die Gemeinde hat 
die unbebauten Grundstücke systematisch überprüft 
und ab einer bestimmten Grösse der Mobilisierung 
unterstellt. Die Schwellenwerte wurden überprüft 
und angepasst, neu unterliegt die betreffende Bauzo-
nenfläche nicht mehr der Baulandmobilisierung.  

324, 
325, 
327 

PP 

 

Es wird beantragt die Parzelle Nr. 327 nicht 
der Landwirtschaftszone zuzuweisen und 
in der Dorfkernzone B zu belassen. 

Die Zuweisung zur Freihaltezone Garten entspricht nicht dem Ansinnen 
des Antrages zur 1 Mitwirkung.  

N  Im Rahmen des ursprünglichen Antrags wurde die 
Absicht bekundet, die Parz. Nr. 327 für die Verbreite-
rung einer bestehenden Zufahrt sowie zur Erstellung 
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Ein Vorschlag mit Zuweisung zur Landwirtschaftszone wurde der Be-
hörde unterbreitet. Zudem kann ein Teil der Parzelle 325 in der Land-
wirtschaftszone verbleiben und müsste nicht in die Freihaltezone Garten 
umgeteilt werden. 

eines Carports mit Gartenhaus zu nutzen. Die Reali-
sierung dieser Vorhaben ist in der Landwirtschafts-
zone nicht zonenkonform. In der Freihaltezone mit 
Zweck Gartengestaltung können diese Vorhaben rea-
lisiert werden.  

354 PP 

 

Es wird beantragt die Parzelle 354 in der 
Mischzone zu belassen. 

Aufgrund der betrieblichen Situation ist es grosses Anliegen, dass die 
Liegenschaft in der Mischzone verbleibt, da die Nachfolge des Betriebs 
nicht mehr in der jetzigen Form weiterbetrieben wird. Um eine grössere 
Nutzungsmöglichkeit zu haben, soll die Liegenschaft in der Mischzone 
verbleiben. Zumal die Zufahrt zum Areal für grosse Transporte nicht 
ideal ist.  

Vor wenigen Jahren wurde die Kantonstrasse und die Einfahrt zur Sa-
genstrasse komplett saniert. Bestrebungen zur Verbesserung wurden 
nicht berücksichtigt. Die Zufahrt führt auch noch über eine enge Strasse 
durch ein Wohnquartier. Es gibt in Linthal etliche, unter anderem auch 
grössere Betriebe, welche eine bessere Erschliessung haben und die sind 
in einer Mischzone. 
 

N  Die Sicherung von Flächen für das Gewerbe ist ein 
zentrales Anliegen der Gemeinde.  

Eine Zonierung ist grundsätzlich auf eine bestehende 
Nutzung auszurichten. Mit der Zuweisung zur Misch-
zone würde der bestehende Betrieb zonenwidrig, 
was weder zum Vorteil des heutigen Betriebs noch 
für den Fall einer weiteren gewerblichen Nutzung 
des Gebäudes ist. An einer auf die heutige Nutzung 
abgestimmte Zonenzuweisung wird deshalb festge-
halten.  

 

674  P/I/V 

 

Antrag zur Schaffung eines Stellplatzes für 
Wohnmobile (8 – 10 Plätze) im Tierfehd 
(Dreieck nördlich Hotelzone, Strasse und 
ZEV).  

Die Einrichtung eines Stellplatzes im Tierfehd unterstützt die touristi-
sche Entwicklung der Region. Dieser Standort hat sich in den letzten Jah-
ren bewährt und erfreut sich grosser Nachfrage. Um der steigenden 
Nachfrage mit neuen Angeboten gerecht zu werden, ist es notwendig, al-
ternative Stellplätze anzubieten.  

Es wird darauf verwiesen, dass es sich aktuell um eine Landwirtschafts-
zone handelt, nicht um eine ausgeschiedene Bauzone. Dort ist es nicht 
möglich, fixe Stellplätze zu realisieren. Es soll daher für 8–10 Stellplätze 
Fläche geschaffen werden um ein regelmässiges, touristisches Angebot 
zu gewährleisten. Der Stellplatz bei den Braunwaldbahnen dient für das 
Tierfehd nicht als Ersatz und eine ÖV-Verbindung ab Linthal, Braunwald-
bahn ins Tierfehd fehlt. 
  

N  (Anm.;) Es wird davon ausgegangen, dass der beste-
hende, dreieckige Parkplatz (neben der Linth) süd-
lich der Hotelzone gemeint ist. Dieser befindet sich 
aktuell in einer Sonderbauzone (nicht in der Land-
wirtschaftszone) und soll künftig in der Zone für 
Energieanlagen und –Verteilung liegen, d.h. innerhalb 
einer Bauzone. Innerhalb der Bauzone können recht-
mässig erstellte Parkplätze als saisonale oder ganz-
jährige Stellplätze genutzt werden, ohne dass es hier-
für einer Campingzone bedarf. Mittels Baubewilli-
gungsgesuch ist jedoch ggf. die Erstellung von Infra-
strukturanlagen zu melden.  

817 PP 

 

Es wird beantragt, den Waldanteil in der 
Parzelle zu verkleinern.  

Die Fläche wird im Zusammenhang mit einer Pachtalp bewirtschaftet. 
Auf dieser Parzelle haben die Tiere im Sommer für 4 Wochen Nahrung. 
Die Sträucher und Bäume geben den Tieren ebenfalls Schutz vor Hitze 
und Regen.  

N  Im Zonenplan ist der Wald gemäss dem vom Kanton 
definierten Wald auszuweisen. Die Zuständigkeit der 
Waldfestlegung liegt beim Kanton. Die Ausscheidung 
des Walds wird periodisch überprüft, für die Ge-
meinde Glarus Süd ist eine Überprüfung im Jahr 2027 
vorgesehen. 
  

874 PP 

 

Es wird um eine Bestätigung gebeten, wo-
nach bei einer allfälligen Umzonung in die 
Landwirtschaftszone Art 20 der geltenden 
Bauordnung für Linthal, Absatz 2 («Ausser 

Die Anfrage erfolgt im Zusammenhang mit anstehenden Renovationsar-
beiten.  

 Sowohl bei einer Zuweisung des Hauses zum übrigen 
Gemeindegebiet (rechtskräftig) wie auch neu zur 
Landwirtschaftszone handelt es sich um das soge-
nannte «Nicht-Baugebiet» (ausserhalb Bauzone). Der 
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standortbedingte und bereits bestehende 
Bauten und Anlagen sind keine weiteren 
gestattet») weiterhin Gültigkeit hat.  

Falls diese Zusicherung nicht gegeben wer-
den kann, wird der Antrag gestellt, die Lie-
genschaft in die Bauzone aufzunehmen. 
 

Besitzstand wird gewahrt (Art. 24c RPG). Die Erwei-
terungsmöglichkeiten richten sich nach Art. 42 der 
eidgenössische Raumplanungsverordnung (max. 
30% oder max. 100 m2 der anrechenbaren Bruttoge-
schossfläche).  

Eine Zuweisung zur Bauzone kann indes nicht erfol-
gen, da eine bundesrechtswidrige Bauzone abseits 
des Hauptsiedlungsgebiets geschaffen würde.  
 

976  P/I/V  

  

Antrag zur Schaffung eines Stellplatzes in 
Linthal, Talstation Braunwaldbahn bzw. 
Schaffung einer Campingzone oder Zone für 
touristische Einrichtung.  

Es wird darauf verwiesen, dass die Umsetzung bereits erfolgt ist. Im 
Frühjahr 2025 wurden die Stellplätze neu erstellt und mit einem neuen 
Fundament (Schotterbelag) versehen, welcher ein sicheres und ebenes 
Abstellen von Wohnmobilen der Linth entlang gewährleistet. Dem gros-
sen Bedürfnis von Wintersportler ist man im Weiteren nachgekommen, 
indem man die neuen Stellplätze mit Stromanschlüssen versehen hat, da-
mit die Plätze auch in der kalten Jahreszeit (ohne Solarstrom, Mehrver-
brauch von Strom in der kalten Jahreszeit) genutzt werden können.  

Es ist geplant, in einer zweiten Umbauphase, eine Ver- und Entsorgungs-
anlage zu erstellen, analog Buchholz Glarus, um den Stellplatz mit einem 
regulären, voll funktionsfähigen Angebot für Wohnmobilisten auszu-
bauen. Deshalb ist es wichtig, dass auch die rechtlichen Grundlagen für 
ein langfristiges Angebot geschaffen werden.  
 

N  Die Ausscheidung einer spezifischen Campingzone 
nur für eine kleine Anzahl Stellplätze ist nicht zweck-
mässig, zumal auch keine Dauerstellplätze eingerich-
tet werden. Das temporäre Stellen von Campern in ei-
nem geringen Umfang kann aus Sicht der Gemeinde 
auch in der ausgeschiedenen Bauzone erfolgen.  

Bei der ZöBA handelt es sich um eine Bauzone. Inner-
halb der Bauzonen können rechtmässig erstellte 
Parkplätze als saisonale oder ganzjährige Stellplätze 
genutzt werden, ohne dass es hierfür einer Camping-
zone oder einer Zone für touristische Einrichtung be-
darf. Damit ist die Nutzung flexibler. Mittels Baube-
willigungsgesuch ist jedoch ggf. die Erstellung von 
Infrastrukturanlagen zu melden. 
 

1031  P/I/V  

 

Antrag zur Schaffung eines Stellplatzes 
Linthal, Talstation Braunwaldbahn, Natur-
gefahren: Beim Umbau der Standseilbahn 
sind geeignete Massnahmen zu treffen, um 
die Sicherheit der Gäste an der Talstation in 
der Gefahrenzone sicherzustellen.  

Die Gemeinde verweist, dass der Gefahrenschutz nicht Gegenstand des 
Nutzungsplanverfahrens sei und spezifische Objektschutzmassnahmen 
vorgesehen werden müssten. Es wird darauf verwiesen, dass bislang 
keine konkreten Schutzmassnahmen umgesetzt oder geplant wurden. 
Die Talstation ist weiterhin in der Gefahrenzone vollständig geöffnet, 
wodurch die Sicherheit der Gäste nicht gewährleistet ist. Es ist dringend 
erforderlich, dass die Schutzmassnahmen tatsächlich umgesetzt und 
überprüfbar vorgesehen werden.  
 

N  Der Gefahrenschutz selbst ist nicht Gegenstand des 
Nutzungsplanverfahrens. Zum Schutz von Menschen 
und Tieren sind in Gefahrenzonen spezifische Objekt-
schutzmassnahmen vorzusehen. 

1068 U 

 

Es wird beantragt die Parzelle Nr. 1068 
ohne Einschränkung (insbesondere in Be-
zug auf Baureglement Art. 4) in Wohnzone 
2A (gem. heutiger Zone) zu belassen. 

Die Erschliessung (inkl. Werkleitungen) für die Parzelle ist vorhanden 
und wurde mit hohen Kosten erstellt. 

Das Vorhaben Schutzdamm „Brummbach“ und die Materiallagerung aus 
dem Projekt „Entwässerungsstollen Braunwald“ haben die Planung und 
eine Bebauung der Parzellen bis anhin zeitlich behindert.  
 

N  Die ausgezonte unbebaute Teilfläche liegt einerseits 
überwiegend innerhalb des Gefahrenbereichs mit er-
heblicher Gefährdung, des Weiteren ist eine Überbau-
ung aufgrund des Gewässerraums in Verbindung mit 
einzuhaltenden Grenzabständen faktisch nicht mehr 
möglich. 

1139 U 

 

Antrag zur Umzonung der gesamten Par-
zelle in die Mischzone Wohnen- und 

Die Anträge aus der ersten Mitwirkung wurden nicht im Sinne des An-
tragstellers umgesetzt und das Ergebnis ist nicht zukunftsweisend.  

N  Das ehemalige Bebié-Areal ist rechtskräftig gesamt-
haft der Industrie- und Gewerbezone zugewiesen. Die 
beantragte Mischzone MWA3 gehört zu den 



GL Süd Gesamtrevision | 2. öffentliche Mitwirkung (Nov. 2025 – Dez. 2025)  
 
22. Juni 2026  
 

 

 53  

2.13 Linthal (mit Tierfehd)  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

Arbeiten 3 und Verzicht auf Zuweisung von 
Flächen zur Verkehrsfläche.  

Die Begründungen wie z.B. den Auszonungsbedarf kann nicht nachvoll-
zogen werden. Dass bei der Zuweisung zu einer Mischzone die unbe-
baute Fläche ausgezont werden müsse, wird als Behauptung erachtet.  

sogenannten kapazitätsrelevanten Zonen, welche in 
der Gemeinde Glarus Süd erheblich zu gross sind und 
von Gesetzes wegen reduziert werden müssen.  

Die Gemeinde muss zwingend eine Auslastung von 
95% erreichen. Im Falle der beantragten Zuweisun-
gen zur MWA3 bestünden zusätzliche Reserven, die 
anzurechnen wären und folglich betreffend Auszo-
nung überprüft werden müssten. Die Ortschaft 
Linthal verfügt im Vergleich immer noch über grosse 
Reserven. 

Verkehrsflächen sowohl im öffentlichen wie auch pri-
vaten Eigentum sind gemäss Vorgabe des Kantons 
neu der Verkehrsfläche zugewiesen. 
 

k.A.  

(203)  

PP 

 

Im Rahmen der ersten Mitwirkung wurde 
beantragt, den Kilchenstockkanal von sei-
nem Anfang bis zur Einmündung in die 
Linth auszuscheiden.  

Der Antrag bezieht sich somit nicht nur auf die Parzelle, auf welche sich 
die Antwort zur ersten Mitwirkung bezieht. Eine Gesamtrevision des 
Nutzungsplans ist gerade dafür da, räumliche Probleme gesamthaft zu 
beurteilen, und nicht bloss jene einer einzigen Parzelle. Erwartet worden 
wäre eine Begründung, die sich — entsprechend dem Antrag — auf die 
gesamte Länge des Kilchenstockkanals bezieht.  

Im Mitwirkungsbericht wird nur ausgeführt, dass die Ausscheidung einer 
Freihaltezone im Bereich des Grundstücks Nr. 1266 im Überbauungsplan 
erfolgt. Wie der Freihaltebereich für den Kilchenstockkanal auf den an-
deren betroffenen Parzellen festgelegt wird, wird nicht ausgeführt. 

 Kenntnisnahme 

Derzeit wird die Sanierung des Kilchenstockkanals 
projektiert. Vorliegend erfolgen räumliche Sicherun-
gen in jenen Gebieten und Bereichen, wo dies gegen-
wärtig erforderlich ist. Die Erforderlichkeit der räum-
lichen Sicherung weiterer Abschnitte wird im Rah-
men der zweiten Teilvorlage (Gewässerraumaus-
scheidung) in Verbindung mit dem Sanierungsprojekt 
geprüft werden.  
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2.14 Sool  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

222 PP 

 

Von der Teilauszonung von der Wohnzone 
2 (Bauzone) in die Landwirtschafszone sei 
abzusehen. 

Die Parzelle ist vollständig erschlossen. Liegt weder in einem bestehen-
den Gewässerraum noch in einem Schutzgebiet. Ausgewiesene Gefähr-
dung durch Felsstürze mittel, betrifft jedoch nur nördlich von der Par-
zelle Nr. 359 liegende, eingezonte Teil der Parzelle Nr. 222. Der westlich 
von der Parzelle Nr. 360 liegende, eingezonte Teil, liegt ausserhalb der 
Gefahrenzone bzw. nur in einem gering gefährdeten Teil. Die Parzelle Nr. 
222 erfüllt im dargelegten Bereich A gemäss Planbeilage weder eines der 
vier Kriterien der Gemeinde noch eines der Kriterien des kantonalen 
Richtplans. Zudem steht im zur Auszonung vorgesehenen Bereich B ge-
mäss Planbeilage schon heute eine Baute.  

Weiter wird in der Begründung auf die materielle Koordination mit der 
Gewässerraumausscheidung verwiesen, und dass diese hiermit nicht be-
friedigend überprüft werden kann.  

Überdies widerspricht die Auszonung der Pflicht zur Siedlungsentwick-
lung gegen innen, weil sich das Grundstück für letztere eignet — und mit 
dem geplanten Bauprojekt— sogar konkret vorangetrieben würde. Mit 
der geplanten Teilauszonung könnte das geplante Projekt nicht realisiert 
werden  

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell zu 
reduzieren, insbesondere die Wohnzone. Die Gemeinde 
muss zwingend eine Auslastung von 95% erreichen.  

Mit der verbleibenden Bauzone auf dem besagten Grund-
stück bestehen weiterhin Entwicklungsmöglichkeiten 
(vgl. Beantwortung Eventualantrag). 

Eventualiter sei unter Verzicht auf die Aus-
zonung des Teils westlich der Parzelle Nr. 
360 («Fläche B») nur der Teil nördlich der 
Parzelle Nr. 359 («Fläche A») auszuzonen.  

Man akzeptiert nach wie vor einen Teil der vorgesehenen Auszonung. 
Dies auch, um die Gemeinde in ihrem schwierigen Bestreben, die Bau-
landreserven zu redimensionieren, zu unterstützen. Das Grundstück soll 
nach wie vor aber sinnvoll bebaubar bleiben. Da eine Umlagerung 
schwierig wird, bietet man an, die Auszonung der «Fläche A» zu akzep-
tieren, sofern auf die Auszonung der «Fläche B» gänzlich verzichtet wird.  
 

J  Aufgrund der eingereichten Skizzen einer möglichen Be-
bauung wird die Rückzonung im Bereich der «Teilfläche 
B» dahingehend überprüft, dass die verbleibende 
Bauzone eine gute Bebauung ermöglicht (Bautiefe ca. 25 
m anstelle 20 m).  

Subeventualiter sei die Teilauszonung ein-
gehend zu begründen. 

Sollte auch der Eventualantrag nicht berücksichtigt werden, wird um 
eine detaillierte Begründung gebeten.  

 Siehe Antwort voran.  

315 PP 

 

Es wird beantragt die Parzelle Nr. 315 voll-
ständig in der Bauzone zu belassen.  

Diese Fläche ist als vollwertiges Bauland beurteilt worden. Eine Auszo-
nung würde zu einer erheblichen materiellen Wertverminderung führen 
und stellt eine materielle Enteignung dar.  

Die Parzelle eignet sich aufgrund ihrer Lage, Erschliessung und vorhan-
denen Nutzungsstudien bestens zur baulichen Nutzung. Sämtliche bishe-
rigen Überbauungsvarianten haben gezeigt, dass die Nutzung mit dem 
bestehenden Wohnhaus vereinbar ist. Es liegt keinerlei Baulandhortung 
vor, da mit der Planung eines Mehrgenerationenhauses begonnen wurde.  

Die geplante Freihaltezone auf Parzelle 315 ist sachlich nicht gerechtfer-
tigt. Unterhalb dieser Fläche befindet sich bereits Landwirtschafsland, 
welches als ausreichender Puffer dient. Die zusätzliche Freihaltezone führt 
weder zu einem Mehrwert für das Ortsbild noch erfüllt sie eine planeri-
sche Notwendigkeit. 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell zu 
reduzieren, insbesondere im Bereich der Wohnzone. Eine 
Auslastung von 95% ist zwingend zu erreichen.  

Das teilweise umzonen in eine Freihaltezone Gartenan-
lage ist eine Massnahme, um nicht noch mehr Bauzone 
aus der Bauzone entlassen zu müssen. Ohne Ausschei-
dung der Freihaltezone müsste die verbleibende Bauzone 
als unüberbaut bezeichnet und eine Teilauszonung ge-
prüft werden. Weiter wäre die Zone, bei Verbleib in der 
Bauzone mit einer Mobilisierungsmassnahme zu belegen.  

Die Ausscheidung einer Freihaltezone im südlichen Rand 
wird deshalb als zweckmässig erachtet. 
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2.14 Sool  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

368 Für die Parzelle Nr. 368 kann, die Freihalt-
zone akzeptiert werden. 
 

  Kenntnisnahme.  

347 PP 

 

Es wird beantragt von der Teilumzonung 
der Parzelle Nr. 347, Sool, , Grundbuch Sool, 
von der Wohnzone 2 in die Freihaltezone  
abzusehen. 

Parzelle Nr. 347 erfüllt weder eines der vier Kriterien der Gemeinde 
noch eines der Kriterien des kantonalen Richtplans. Die Parzelle Nr. 347 
zählt damit nicht zu den ungeeigneten Lagen und ist überdies vollständig 
erschlossen. Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, weshalb bei dieser Par-
zelle ein Teil der Freihaltezone zugewiesen werden soll. Zudem erscheint 
der gewählte Ausschnitt willkürlich. Weiter wird auf andere Grundstücke 
verweisen, wo ein Anteil der Freihaltezone zugewiesen werden könnte. 

Mit der Ausscheidung der Freihaltezone wird die Nutzung der Baupar-
zelle unverhältnismässig eingeschränkt. Überdies widerspricht die Um-
zonung hier der Pflicht zur Siedlungsentwicklung gegen innen, weil sich 
das Grundstück für letztere eignet.  

Weiter wird darauf verwiesen, dass aufgrund der anstehenden Gewäs-
serraumausscheidung allenfalls Flächen in der Bauzone belassen wer-
den, welche einst nicht mehr als solche nutzbar sein könnten.  

Erschwerend kommt hinzu, dass ein Einfamilienhaus auf der Parzelle 
nicht mittig, sondern mit einem nördlichen Grenzabstand von 400 cm ge-
baut werden musste, um für einen weiteren Baukörper Platz zu generie-
ren. Die haushälterische Nutzung des Bodens war es damals, welche es 
verhinderte, das EFH mittig im Grundstück anzuordnen. Wenn nun ge-
nau dieser Umstand es — mit der geplanten Umzonung — verhindert, 
dass das Grundstück haushälterisch genutzt werden kann, so liegt darin 
erstens ein widersprüchliches Verhalten der Gemeinde und zweitens 
eine willkürliche Festlegung der Freihaltezone vor.  

Eigenartig mutet auch die Begründung zur Ablehnung des Antrags an, 
dass der Erlass einer Mobilisierungsmassnahme zu prüfen wäre und dass 
mit der jetzigen auf die Situation bezogene Ausscheidung einer Freihalte-
zone mit Zweck Gartenanlage keine Mobilisierung dieser potenziellen 
Reserve erforderlich. Wie bereits erwähnt möchte man diese Parzelle 
weiter bebauen, sodass die Mobilisierungsmassnahme — als milderes 
Mittel —viel eher entsprechen würde (natürlich unter Ausschluss eines 
Kaufrechts), als die Umzonung, welche gerade keine Neubaute mehr er-
möglichte. Es scheint, als wäre der Antrag vielleicht nicht verstanden 
worden. 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell zu 
reduzieren, insbesondere im Bereich der Wohnzone. Bei 
einem vollständigen Belassen des Grundstücks in der 
Bauzone müsste ein erheblicher Teil als nicht überbaut 
eingestuft und der Erlass einer Mobilisierungsmass-
nahme wäre zu prüfen.  

Bei der betreffenden Liegenschaft handelt es sich um eine 
villenartige Situation. Die Ausscheidung der Freihalte-
zone mit Zweck Gartengestaltung nimmt Bezug auf die 
topografischen Verhältnisse sowie die bestehende Gar-
tengestaltung.  

Die Ausscheidung einer Freihaltezone erfolgt auch unter 
dem Aspekt, wieweit eine Parzelle als überbaut oder 
nicht überbaut gemäss UEB gilt. Bei als überbaut gelten-
den Parzellen hat die Ausscheidung einer Freihaltezone 
keinen Effekt auf den Auszonungsbedarf, weshalb in sol-
chen Fällen meist davon abgesehen wird. 

Eventualiter sei die Teilumzonung so zu ge-
stalten, dass sie nur den Rand der Parzelle, 
entsprechend dem eingereichten Planaus-
schnitt, berührt. 

Man akzeptiert eine angepasste Umzonung in Freihaltezone gemäss ein-
gereichtem Plan (Beilage 7). Dies auch, um die Gemeinde in ihrem 
schwierigen Bestreben, die Baulandreserven zu redimensionieren, zu un-
terstützen. Der Vorschlag berücksichtigt den oben erwähnten Umstand, 
dass in einem Streifen an der Parzellengrenze wegen des Grenzabstands 
ohnehin nicht uneingeschränkt gebaut werden kann. Diese Lösung liesse 

J  Die Ausscheidung der Freihaltezone wird im Sinne des 
Eventualantrages überprüft und kann so vorgenommen, 
wie dies in Bezug auf die Darlegung der Reserve von Vor-
teil ist.  
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2.14 Sool  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

noch die Möglichkeit, das Grundstück im geplanten Sinne zu bebauen 
und stellt gleichzeitig aber auch eine namhafte Fläche von ca. 357m2 dar, 
die umgezont wird. 

Subeventualiter sei die Teilumzonung ein-
gehend zu begründen.  

Sollte auch der Eventualantrag nicht berücksichtigt werden, wird um 
eine detaillierte Begründung gebeten. 

 Siehe Antwort Hauptantrag.  

401 PP Es wird beantragt, die bisherige Zonierung 
zu belassen. 

 

 

Auf Antrag der ersten Mitwirkung wurde die besagte Fläche von der 
Landwirtschaftszone in eine Freihaltezone geändert. Diese Umzonung 
steht immer noch in Widerspruch zu den vorhandenen Interessen. Die 
Liegenschaft soll weiterentwickelt werden können. Eine Umzonung 
würde diese langfristige Planung erheblich beeinträchtigen.  

Das Grundstück bietet derzeit die Möglichkeit, durch Erweiterungsbau-
ten zusätzlichen Raum zu schaffen. Diese sind notwendig, um den sich 
wandelnden Anforderungen der Nutzung gerecht zu werden, sei es für 
Wohnraum, wirtschaftliche Tätigkeiten oder andere betriebliche Not-
wendigkeiten. Eine Umzonung könnte diese Erweiterungsmöglichkeiten 
einschränken oder gar verunmöglichen. Dies hätte zur Folge, dass beste-
hende Strukturen langfristig nicht effizient genutzt werden können.  

Bereits in der Vergangenheit wurde diese Parzelle mehrfach Änderungen 
unterzogen. Die geplante Umzonung ist weder notwendig noch verhält-
nismässig und würde erhebliche Nachteile nach sich ziehen.  

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell zu 
reduzieren, insbesondere die Wohnzone. Die Gemeinde 
muss zwingend eine Auslastung von 95% erreichen.  

Aufgrund der Grösse sowie des Zuschnitts der Parzelle ist 
diese nicht eigenständig bebaubar. In der Freihaltezone 
mit Zweck Gartengestaltung ist das Anlegen eines Gar-
tens sowie die Errichtung von Kleinbauten und Anlagen 
zulässig.  
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2.15 Engi  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

256, 
262, 
571 

PP 

 

Es wird beantragt die Dorfkernzone mit 
den Parzellen 262, 571 und 256 (alter 
Werkhof) bis Bach zu vergrössern. Damit 
wird die Dorfkernzone sinnvoll arrondiert 
und entlang der Dorfstrasse kohärent fort-
geführt. 

Die Parzelle Nr. 262 ist vollständig erschlossen, gehört funktional wie 
strukturell zum gewachsenen Siedlungsgefüge und grenzt unmittelbar an 
die Dorfstrasse mit der Bushaltestelle «Engi Dorf». Die Parzelle Nr. 262 
liegt mit der Haltestelle «Dorf» an einem wichtigen Knotenpunkt von 
Engi, der zum Dorfkern gehören muss (die Haltestelle «Dorf» wurde 
2024 rollstuhlgerecht gebaut). Die Parzelle Nr. 262 liegt direkt gegen-
über der Parzellen Nr. 571 und 256, wo der alte Werkhof steht. Die Par-
zellen Nr. 571/256 sind ebenfalls vollständig der Dorfkernzone zuzu-
rechnen. Die vollständige Einzonung zur Dorfkernzone macht für diese 
drei Parzellen planerisch Sinn.  

Die Erweiterung der Dorfkernzone um die drei Parzellen Nr. 262, 571, 
256 (bis Bach) macht Sinn, weil diese drei Parzellen direkt an der 
Dorfstrasse und der Bushaltestelle «Dorf» liegen. Der Bach bildet die na-
türliche Grenze der Dorfkernzone.  

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell zu 
reduzieren. Die Gemeinde muss zwingend eine Auslas-
tung von 95% erreichen. Aufgrund der zu grossen 
Bauzone können keine eigentlichen Einzonungen unbe-
bauter Flächen vorgenommen werden (Parz. Nr. 262). 
Einzonungen reduzieren sich auf technische Anpassun-
gen und wenige Einzelfälle aufgrund spezifischer Gege-
benheiten. 

632 PP 

 

Es wird beantragt die Parzelle soll anstelle 
der W2B zuzuweisen in der Landwirt-
schaftszone zu belassen. 

Die Gemeinde Glarus-Süd muss eine massive Baulandreduktion mit die-
sem Nutzungsplan vollziehen. Viele Private und die Gemeinde haben ei-
nen erheblichen Wertverlust zu verkraften. Nun wird eine Parzelle die 
immer LWZ war eingezont. Es ist anhand der Einzonung zu befürchten, 
dass südlich der Parz. wohl ein Anbau entstehen könnte. Das Gebäude ist 
jetzt schon sehr gross, eine Erweiterung würde landschaftlich den Weiler 
grundmassiv beeinflussen. Weiter unklar ist, wieso dann nicht der ganze 
Streifen bis zur Parz. 330 eingezont wird, somit könnte ein weiteres 
Haus gebaut werden. 

N  Mit der Zuweisung des Wohnhauses zur Wohnzone wer-
den keine kapazitätsrelevanten Baulandreserven ge-
schaffen. Die Zuweisung begründet sich mit der Zugehö-
rigkeit zum übrigen Siedlungsgefügige und dem Schlies-
sen einer bereits weitgehend bebauten Baulücke. 

861 U 

 

Es wird beantragt die Parz. 861 der MWA 3 
zuzuweisen  

Die vorgesehene Zonierung entspricht dem Antrag aus der 1. Mitwir-
kung.  

 Kenntnisnahme.  

886  PP 

 

Es wird beantragt das Grundstück in der 
Bauzone zu belassen oder zumindest ledig-
lich eine Teilauszonung vorzunehmen 

Es liegt eine genügende Erschliessung bei der betroffenen Grundstück-
parzelle vor und das betroffene Grundstück liegt im Siedlungsgebiet. 
Mehrere der umliegenden Parzellen sind bereits überbaut. Eine vollstän-
dige Auszonung als Eingriff in das Eigentum wäre unverhältnismässig, 
insbesondere unter Berücksichtigung der Grösse des Grundstücks und 
der Tatsache, dass die Parzelle erschlossen ist, angemessen an das Stras-
sennetz angebunden ist und eine Überbauung weder die Natur noch die 
Landschaft oder schöne Ortsbilder beeinträchtigen würde.  

J  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanziell zu 
reduzieren. Die Gemeinde muss zwingend eine Auslas-
tung von 95% erreichen.  

Dem Antrag kann soweit entsprochen werden, dass auf 
der Parz. Nr. 886 ein Bauplatz in der Dorfkernzone B ver-
bleibt. Die verbleibende Fläche wird der Freihaltezone 
zugewiesen.  
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2.16 Matt  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

37 U 

 

Es wird beantragt die gesamten Parzelle Nr. 
37 in der Dorfkenzone B zu belassen 

Die Rückzonung des östlichen Teils der Parzelle wird mit der «Randlage» 
begründet. Diese Darlegung ist nicht nachvollziehbar. Das Grundstück 
befindet sich in unmittelbarer Nähe von zentralen Infrastruktureinrich-
tungen wie der Schule und der Kirche. Nördlich angrenzend liegen Par-
zellen, welche in der Zone für öffentliche Anlagen liegen und westlich so-
wie südlich handelt es sich um Parzellen in der Dorfkernzone B. Was ein-
deutig für eine vollständige bauliche Nutzung der Parzelle spricht. 
 

N  (Anm.: Die Aussage betreffend Randlage bezieht sich 
auf den Kontext zum historischen Kern und nicht auf 
den gesamten Siedlungskörper.) 

Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren. Die Gemeinde muss zwingend eine 
Auslastung von 95% erreichen.  

Die rechtskräftige Zonenplanung von Matt weist eine 
sehr grosse Bauzonenreserve aus. Entsprechend er-
höht ist der Auszonungsbedarf in Matt. Auch gemäss 
Entwurf des revidierten Zonenplans sind die Reser-
ven in Matt im Vergleich immer noch gross. An der 
Reduktion wird deshalb festgehalten. Die Zonierung 
wird dahingehend überprüft und vorgenommen, dass 
die Auslastung nicht negativ beeinflusst wird. 

Zwecks Sicherstellung der Erschliessung aller Reser-
ven in diesem Gebiet erfolgt mittels eines Überbau-
ungsplans.  
 

368  P/I/V  

 

Es wird beantragt die betreffenden Liegen-
schaft der Hotelzone bzw. Zone für touristi-
sche Einrichtungen zuzuweisen und nicht 
der Ferienhauszone.  

Bei der besagten Liegenschaft handelt es sich um eine Gruppenunter-
kunft, die offiziell als Ferienunterkunft vermietet wird. Eine Anpassung 
der Zonierung ist daher sachgerecht  

N  Das Grundstück ist rechtskräftig der Ferienhauszone 
zugewiesen. Das Gebäude ist im Gebäude- und Woh-
nungsregister als Wohnhaus genutzt. Die Zonierung 
entspricht der Nutzung als Wohnhaus.  
 

456 PP 

 

Es wird beantragt die Parzelle Nr. 456, in der 
Wohnzone zu belassen (W2B). 

Mit der geplanten Nutzungsplanrevision soll die Parzelle Nr. 456, aus der 
Bauzone entlassen und der Landwirtschaftszone zugewiesen werden. 
Die Parzelle liegt vollständig im bestehenden Siedlungsgebiet. Sie grenzt 
direkt an die bestehende W2B Wohn- und Dorfkernzone und ist Teil ei-
nes klar zusammenhängenden Baugebietes. Eine Rückzonung würde 
keine nachvollziehbare „Zäsur“ zum Siedlungsrand schaffen. Sie bildet 
somit keinen Rand oder Übergang zur Landwirtschaftszone, sondern 
liegt mitten im zusammenhängenden Baugebiet. Eine Rückzonung ist da-
her unlogisch und widerspricht dem bestehenden Siedlungsbild.  

Das Grundstück ist vollständig erschlossen (Zufahrt, Wasser, Abwasser, 
Elektrizität) und direkt an die Strasse angebunden. Es besteht somit kein 
planerischer oder technischer Grund, die Parzelle aus der Bauzone zu 
entfernen und die Fläche ist für die landwirtschaftliche Nutzung nicht ge-
eignet.  

Nach Art. 15 RGP sind Bauzonen so festzulegen, dass sie dem voraus-
sichtlichen Bedarf entsprechen und geeignetes, erschlossenes Land um-
fassen. Die Parzelle erfüllt diese Voraussetzungen womit eine Rückzo-
nung nicht verhältnismässig ist. Weiter wird auf die Nachbargrundstücke 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren. Die Gemeinde muss zwingend eine 
Auslastung von 95% erreichen.  

Die rechtskräftige Zonenplanung von Matt weist eine 
sehr grosse Bauzonenreserve aus. Entsprechend er-
höht ist der Auszonungsbedarf in Matt. Auch gemäss 
Entwurf des revidierten Zonenplans sind die Reser-
ven in Matt im Vergleich immer noch erhöht.  

Entwicklungsreserven sind gemäss den übergeordne-
ten Vorgaben vor allem auch an zentralen Lagen si-
cherzustellen. Aufgrund dessen sowie aufgrund von 
ortsbaulichen Gründen wird an der Rückzonung fest-
gehalten.  
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Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

verwiesen, welche in der Bauzone, verbleiben.  
 

586 PP 

 

Es wird beantragt auf die Umzonung eines 
Teils der Parzelle Nr. 586 in 8766 von Bau-
land zur Freihaltezone zu verzichten (glei-
cher Antrag erste Mitwirkung). 

Das Grundstück ist erschlossenes Bauland und ausnahmslos von Bauland 
umgeben. Es hat eine Grösse, die den Bau von zwei Häusern ermöglicht. 
Dies ist auch jetzt noch möglich, da das Wohnhaus ganz in der Südwest-
Ecke der Parzelle steht. 

Eine Umzonung in die Freihaltezone wäre effektiv eine Auszonung und 
käme einer Enteignung gleich. Es wird gebeten auf die vorgesehene Um-
zonung zu verzichten.  

N  Bei einer kompletten Zuweisung der Parzelle zur 
Wohnzone würde eine unbebaute Fläche über 
900 m2 resultieren, welche aufgrund des Zuschnitts 
und der bestehenden Baute nicht zweckmässig und 
eigenständig überbaut werden könnte. Die Fläche 
würde folglich anhaltend als Reserve ins Gewicht fal-
len. Eine Erweiterung des bestehenden Gebäudes so-
wie das Anlagen einer Gartenanlage ist mit der vorge-
sehenen Zonierung gewährleistet.  

Eine Anpassung der Zuweisung zur Wohnzone kann 
in Verbindung mit einer neuen Überbauung mit hö-
herer Ausnützung der Parzelle dannzumal geprüft 
werden.  
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253 PP Es wird beantragt auf die Zuweisung zur 
Ortsbild- und Archäologiezone zu verzich-
ten 

Eine rein vorsorgliche oder pauschale Einzonung ist rechtlich nicht zu-
lässig, sofern keine konkrete archäologische Relevanz dokumentiert ist. 
Das Gebäude weist keine besonderen Merkmale auf, die über das ge-
wöhnliche Ortsbild von Elm hinausgehen. Viele der ursprünglich orts-
bildrelevanten Eigenschaften existieren heute nicht mehr, etwa aufgrund 
früherer Umbauten oder Modernisierungen.  

N  Archäologiezone:  
Gemäss dem kantonalen Richtplan haben die Ge-
meinden die räumlichen Abgrenzungen der Fundstel-
len in der Nutzungsplanung umzusetzen. Folglich 
werden im Zonenplan die entsprechenden Perimeter 
ausgewiesen sowie eine Bestimmung im Bauregle-
ment aufgenommen. Das Ausweisen der Archäologie-
zone dient den Bauherrschaften im Sinne einer früh-
zeitigen Abklärung dieses Sachverhalts und dem Vor-
beugen von unerwarteten Baustopps aufgrund von 
archäologischen Funden. Die Ausscheidung erfolgt 
auf der vom Kanton vorgegeben Grundlage. 

Ortsbildschutzzone: 
Die Ausscheidung des Ortsbildschutzperimeters er-
folgt auf der Grundlage des ISOS und die Umsetzung 
in der Nutzungsplanung erfolgt gemäss den Vorgaben 
des Kantons. Die Gemeinde hat hier nur minimalen 
Spielraum. Die Abgrenzungen der Ortsbildschutzzone 
werden auf der Grundlage der Rückmeldungen und 
Vorgaben der zuständigen kantonalen Fachstelle 
überarbeitet. Primäres Ziel in der Ortsbildschutzzone 
ist der Erhalt des Ortsbildes und nicht der Erhalt ei-
nes jeden Gebäudes.  
 

281, 
1246 

PP 

 

Es wird beantragt die bereits berücksich-
tigte Umzonung auf der Ostseite der Par-
zelle Nr. 281 ist zulasten der Parzelle Nr. 
1246 gemäss Skizze, um ca. 2.7 m2 zu er-
weitern.  

Der Entwurf des Zonenplans sieht bei Parzelle Nr. 281 auf ihrer Süd- und 
Ostseite je eine Umzonung vor. Diese zwei Umzonungen wurde abge-
sprochen.  

Der ursprünglich geplante Gartensitzplatz auf der Ostseite war zu knapp 
bemessen. Daher wird ersucht, die beantragte marginale Erweiterung 
der Umzonung auf der Ostseite noch vorzunehmen. (Planbeilage) 
 

J  Die minimale Arrondierung zur Bauzone gemäss An-
trag wird vorgenommen.  

392 PP 

 

Es wird beantragt das Grundstück Nr. 392 
vollständig aus der Bauverpflichtung her-
auszunehmen. 

Gemäss der im Mitwirkungsverfahren aufgelegten Nutzungsplanung 
wird ein Teil des Grundstücks Nr. 392 mit einer Bauverpflichtung verse-
hen. Dies würde bedeuten, dass man dieses Grundstück innerhalb von 8 
Jahren überbauen müsste, ansonsten die Gemeinde ein Kaufrecht ausü-
ben kann.  

Eine solche Bauverpflichtung ist vorliegend nicht möglich, da aufgrund 
der konkreten Umstände und der dargelegten Gründe eine Bebauung in 
dieser Frist nicht möglich ist.  
 

N  Die Gemeinde ist angehalten, Massnahmen zur Mobi-
lisierung der unbebauten Bauzone zu treffen. Die un-
bebauten Grundstücke systematisch überprüft und 
ab einer bestimmten Grösse der Mobilisierung unter-
stellt. Die Gemeinde hat dies über alle Ortschaften 
nach demselben Prinzip vorgenommen. 

Die Gemeinde wird über ein Reglement festlegen, wie 
die Ausübung des öffentlichen Kaufrechts erfolgt und 
in welcher Reihenfolge dies geschieht. Im Reglement 
kann auf spezifische Gegebenheiten eingegangen 
werden. 
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414  P/I/V  

 

Es wird beantragt das Hotel von der 
Dorfkernzone in die Hotelzone oder in die 
Zone für touristische Einrichtungen 
umzuzonen.  

Die Gemeinde weist darauf hin, dass eine Hotelnutzung in der 
Dorfkernzone möglich ist und die Besitzstandsgarantie gilt Eine 
Umzonung ist dennoch zweckmässig und nachvollziehbar, da ein Hotel in 
einer Hotelzone besser verortet ist. Vergleichbare Umzonungen, wie z. B. 
bei der Munggähütte, zeigen, dass eine solche Anpassung möglich ist.  

N  Eine Hotelnutzung ist auch in der Dorfkernzone mög-
lich, der Betrieb erfolgt bereits im Rahmen der 
rechtskräftigen Nutzungsplanung in der Dorfkern-
zone. Eine Umzonung ist nicht zwingend. Es gilt die 
Besitzstandsgarantie. 

Da das Hotel nicht mehr als solches genutzt ist, erach-
tet die Gemeinde es als nicht zweckmässig, das Hotel 
jetzt einer Hotelzone zuzuführen. Sollte sich im Zuge 
einer Wiedernutzung (mit allfälligen baulichen Er-
weiterungen) die Zuweisung zu einer Hotelzone als 
vorteilhaftverweisen, kann dies über eine projektbe-
zogenen Teilrevision vorgenommen werden. Zum jet-
zigen Zeitpunkt erachtet die Gemeinde dies als nicht 
zweckmässig.  
 

713, 
1942 

PP 

 

Es wird beantragt die beiden Parzellen in 
WG 1 oder 2 Wohnen und Arbeiten 
umzuzonen (Verweis auf gleiche Fälle mit 
einem Garagenbetrieb)  

Bei der Parzelle 713 handelt es sich um kein stilles Gewerbe sondern um 
eine Automobilwerkstatt mit aussenliegender Kraftstofftankstelle, 
Abstell- und Ausstellplatz für Fahrzeuge sowie um ein Lagergebäude und 
Lager Container. Dadurch 7/24 durchgehend Betrieb und 
dementsprechend Lärm. Die Nutzungsaufteilung für WG 2 beträgt max. 
60% Wohnen, 40% Arbeiten. Die heutige Nutzung entspricht dem nicht.  
 

J  Die im Antrag erwähnten Gebiete umfassen jeweils 
gebietsweise Zuweisungen zur Mischzone Wohnen 
und Arbeiten. Aufgrund der bestehenden Wohn- und 
Gewerbenutzungen erfolgt die Zuweisung zur 
Mischzone Wohnen und Arbeiten 2 anstelle der 
Wohnzone 2B für die Parz. Nrn. 713, 973 und 1942. 
Dem Antrag kann damit entsprochen werden.  
 

777 PP 

 

Es wird beantragt die Liegenschaft der 
Wohnzone zuzuweisen.  

Bei Umzonung besteht die Möglichkeit ein Geräteschuppen aufzustellen.  J  Die Parzelle wird gemäss Antrag der Wohnzone 2B 
anstelle der Zone für touristische Einrichtungen 
zugewiesen und von der Überbauungsplanpflicht 
ausgenommen.  
 

1089 PP 

 

1. Auf die vorgesehene Auszonung der 
Parzelle Nr. 1089, Grundbuch Elm sei zu 
verzichten und die Parzelle sei weiterhin 
einer Bauzone zuzuweisen, welche die 
Realisierung eines Wohnhauses zulässt.  
 

Mit Eingabe vom 21.02.2025 wurde im Rahmen der Mitwirkung 
beantragt, auf eine Rückzonung der Parzelle Nr. 1089 zu verzichten, 
eventualiter eine Entschädigung auszurichten und die Mitwirkung im 
Verfahren zu gewähren. Die damalige Begründung  wird vollumfänglich 
aufrechterhalten. 

In der Beantwortung zum Antrag der 1. Mitwirkung hält die Gemeinde 
fest, dass das Grundstück wegen eines in der Mitte der Parzelle 
unterirdisch verlaufenden Baches „nicht mehr bebaut werden“ könne 
und deshalb ausgezont werde und verweist darauf, dass Fragen der 
Entschädigung in einem separaten Verfahren zu klären sind. 

Die Parzelle befindet sich in der Bauzone und stellt Bauland dar. Ein 
konkrete Projekt wurde erarbeitet und ein Baugesuch eingereicht. Eine 
vollständige Auszonung nimmt diese Nutzungsmöglichkeit endgültig und 
stellt einen besonders schweren Eingriff in die Eigentumsgarantie dar. 

N  Das Grundstück kann aufgrund des in der Mitte des 
Grundstücks unterirdisch verlaufenden Bachs nicht 
mehr bebaut werden. Das Grundstück wird deshalb 
ausgezont.  

2. Eventualiter sei festzuhalten, dass die 
geplante Auszonung eine materielle 
Enteignung darstellt und ein voller 
Entschädigungsanspruch zusteht.  
 

N  

 

Die Feststellung, ob eine Reduktion einer Bauzone ei-
ner materiellen Enteignung gleichkommt, ist im Ein-
zelfall zu klären und kann erst festgestellt werden, 
wenn die entsprechende Nutzungsplanung für das 
besagte Grundstück rechtskräftig ist.  

Die Feststellung erfolgt in einem separaten Verfahren 
und nach Abschluss und Rechtskraft des vorliegen-
den Nutzungsplanverfahrens. Das Verfahren über die 

3. Subeventualiter sei die Gemeinde zu 
verpflichten, unverzüglich nach Rechtskraft 
der Nutzungsplanung das separate 

N  
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Entschädigungsverfahren einzuleiten, bzw. 
Verhandlungen über eine angemessene 
Entschädigung aufzunehmen. 

Nach der Begründung der Gemeinde beruht die Auszonung primär auf 
den Verhältnissen eines unterirdischen Baches, der in der Mitte des 
konkreten Grundstücks verläuft. Damit wird faktisch eine einzelne 
Parzelle aufgrund spezieller Gegebenheiten praktisch vollständig 
entwertet, ohne dass eine gleichartige Belastung in der Nachbarschaft 
ersichtlich ist. Dies spricht für ein Sonderopfer. Die Gemeinde begründet 
die Auszonung mit der fehlenden Bebaubarkeit aufgrund des 
unterirdischen Baches. Es ist jedoch nicht ersichtlich, weshalb keine 
milderen Massnahmen geprüft und umgesetzt werden können wie die 
Festlegung eines reduzierten Baufensters, Spezialbauvorschriften oder 
Schutzauflagen für eine kleinere, angepasste Überbauung  
 

Prüfung einer allfälligen Entschädigungspflicht ist 
durch die betroffene Grundeigentümerschaft einzu-
leiten.  

1110, 
1280 

PP 

 

Beantragt wird sinngemäss auf die Ausschei-
dung der Freihaltezone zu verzichten, da 
dies nicht rechtmässig sei. 

Gemäss dem Mitwirkungsbericht vom 2. Oktober 2025 kann ein Teil des 
Grundstücks (Parz,-Nr. 1280 und 1110) in der Bauzone belassen werden. 
Das wird begrüsst. Hingegen ist nicht nachvollziehbar, weshalb «der 
verbleibende Teil» des Grundstücks der Freihaltezone mit der Begründung 
Gewässerbereich zugewiesen werden soll. Faktisch bewirkt die Umzonung 
des heutigen Baulands in eine Freihaltezone ein Bauverbot.  

«Freihaltezonen» umfassen gemäss Art. 28 E-BauR «Gebiete für die 
Freihaltung von Flächen innerhalb des Baugebietes vor einer 
Überbauung zwecks Gliederung der Siedlung, der Freihaltung von 
Flächen oder Aussichtslagen, Uferbereichen oder von Waldrändern». 
Demzufolge bezweckt die Umzonung von Bauland in Freihaltezonen 
nicht die Ausscheidung von Gewässerräumen. Die geplante Umzonung 
mit der Begründung «Gewässerbereich» würde den Zonenzweck 
überschreiten und ist unzulässig.  

Weiter wird dahingehend begründet, dass die Ausscheidung von 
Gewässerräumen nicht Gegenstand der vorliegenden Zonenplanrevision 
ist und die Zuweisung von Bauland in eine Freihaltezone zwecks 
Sicherstellung des Gewässerraums vorliegend somit nicht angezeigt ist 
und über die übergangsrechtlichen Bestimmungen (Art. 4 la GschV) ist 
Freihaltung und Sicherung der Gewässer auch ohne Ausscheidung einer 
Freihaltezone gesichert ist.  

Der «verbleibende Teil» des Grundstücks Nr. 1280 befindet sich in einer 
gut erschlossenen Bauzone zwischen zwei überbauten Grundstücken. In 
der Begründung wird weiter auf die Ausführungen gemäss Antrag der 
ersten Mitwirkung verwiesen. Es wird beantragt, dass auch der 
«verbleibende Teil» des Grundstücks Nr. 1280 in der Bauzone belassen 
wird. Eventualiter sei die Zuweisung des «verbleibenden Teils» des 
Grundstücks Nr. 1280 zur Freihaltezone auf den Bereich der 
provisorischen Gewässerzone zu begrenzen. 
 

N  Die Gemeinde muss ihre Bauzone substanziell redu-
zieren. Entwicklungsreserven sind gemäss den über-
geordneten Vorgaben vor allem auch an zentralen La-
gen sicherzustellen.  

Bei den besagten Freihaltegebieten handelt es sich 
um Richtplaninhalte gestützt auf ein früheres Hoch-
wasserschutzkonzept für die grossen Talflüsse. Frei-
haltegebiete für Kleingewässer wie im vorliegenden 
Fall im Bereich der Parz. Nrn. 1110, 1280 bestehen 
keine. Wie im Planungs- und Mitwirkungsbericht er-
wähnt, bezeichnet zudem der kantonale Richtplan 
2018 solche Freihaltegebiete nicht mehr. 

Solche Freihaltegebiete oder Revitalisierungsperime-
ter gemäss anderen Planungen werden indes auch 
nicht automatisch einer Freihaltezone (Bauzone im 
Siedlungsgebiet) zugewiesen, sondern befinden sich 
tendenziell ausserhalb des Siedlungsgebiets bei den 
grossen Talflüssen.  

Der Kanton hat die Gemeinde dazu angehalten im 
Rahmen der Teilvorlage 1 die materielle Koordina-
tion mit der Teilvorlage 2 (mit der Ausscheidung der 
Gewässerräume) in jedem Fall sicherzustellen. Mit 
der Ausscheidung der Freihaltezone wird dem Rech-
nung getragen.  
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1218, 
1237  

PP 

 

Es wird beantragt die Campingzone auf der 
Parz. Nrn. 1218 und 1237 zu streichen 

Bevor produktives Landwirtschaftsland überbaut wird, sollte zuerst 
geprüft werden, ob bestehende Kapazitäten genutzt oder optimiert 
werden könnten (Segnes).  

Die landwirtschaftliche Nutzfläche ist wichtig für den 
Landwirtschaftsbetrieb bzw. die Futterproduktion und ein Wegfall 
würde den Betrieb in Frage stellen. 
 

N  Wird im Rahmen des Antrages aus der ersten Mitwir-
kung dargelegt verfügt die Gemeinde über keinen ei-
gentlichen grösseren Campingstandort mit entspre-
chenden Einrichtungen und Angeboten.  

Ein Camping ist nicht gleichzusetzen wie Stellplätze für 
Wohnmobile und Zeltplätze. Bei einem Camping han-
delt es sich um ein anderes touristisches Angebot, wel-
ches es in der Gemeinde so noch nicht gibt. Es besteht 
eine konkrete Projektabsicht und das Vorhaben wurde 
unter Miteinbezug auch von kantonalen Stellen unter-
stützt. Bei der Campingzone in Elm handelt sich um die 
einzige Campingzone in der Gemeinde. An der Aus-
scheidung einer Campingzone in Elm wird deshalb 
festgehalten. 
 

1290, 
1945 

PP 

 

Es wird beantragt auf die Auszonung der 
Parzelle 1290 und 1945 zu verzichten. 

Es handelt sich um grob erschlossenes Bauland . Die letzten 15 Jahre 
wurde kontinuierlich auf beiden Parzellen gebaut. Es sind bereits Vorin-
vestitionen für die Feinerschliessung getätigt worden. Garagen und Vor-
platz auf der Parzelle 1945 sind bereits gebaut. 

N  Die Gemeinde ist angehalten, die Bauzone substanzi-
ell zu reduzieren. Die Gemeinde muss zwingend eine 
Auslastung von 95% erreichen.  

Es handelt sich vorliegend um eine Kleinbauzone 
(Baugruppe) an peripherer Lage. Die Gemeinde ist 
angehalten, Bauzonenreserven an zentralen Lagen 
bereitzustellen. An der Rückzonung wird daher fest-
gehalten. 
 

1552, 
1558 

PP 

 

Es wird beantragt die Wintersportzone, 
welche zu nahe am Wohngebäude und Stall 
vorbeiführt anzupassen. 

Nach Rücksprache mit der Gemeinde kann dem Antrag entsprochen wer-
den, wenn die Bahnen damit einverstanden sind. Die ist gemäss Beilagen 
der Fall.  

Die Bahnen haben ihre Zustimmung dazu gegeben. 

J  Die Anpassung der Abgrenzung der Wintersportzone 
kann unter Abstimmung mit dem rechtskräftigen 
Überbauungsplan Futuro gemäss Antrag vorgenom-
men werden.  

1971 PP Es wird beantragt detailliert zu erläutern, 
warum das Grundstück in eine Archäologie-
zone umgewandelt werden soll und was die 
Konsequenzen sind. 

  Gemäss dem kantonalen Richtplan haben die Ge-
meinden die räumlichen Abgrenzungen der Fundstel-
len in der Nutzungsplanung umzusetzen. Folglich 
werden im Zonenplan die entsprechenden Perimeter 
ausgewiesen sowie eine Bestimmung im Bauregle-
ment aufgenommen. Das Ausweisen der Archäologie-
zone dient den Bauherrschaften im Sinne einer früh-
zeitigen Abklärung dieses Sachverhalts und dem Vor-
beugen von unerwarteten Baustopps aufgrund von 
archäologischen Funden.  
 

1982 PP 

 

Es wird beantragt die gesamte Liegenschaft 
Nr. 1982 in der Dorfkernzone B zu belassen 
bzw. es sei auf die Auszonung des 

Im Planungs- und Mitwirkungsbericht vom 10. Oktober 2025 wird die 
Auszonung eines wesentlichen Teils der Parzelle 1982 dadurch begrün-
det, dass das aufgrund des sich im Untergrund befindenden Gewässers 

N Der Kanton hat die Gemeinde dazu angehalten im 
Rahmen der Teilvorlage 1 die materielle Koordina-
tion mit der Teilvorlage 2 bzw. mit der Ausscheidung 



GL Süd Gesamtrevision | 2. öffentliche Mitwirkung (Nov. 2025 – Dez. 2025)  
 
22. Juni 2026  
 

 

 64  

2.17 Elm  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

südwestlichen Teils der Parzelle und die 
Umzonung in die Landwirtschaftszone zu 
verzichten. 

nicht überbaut werden. Das Grundstück ist landwirtschaftlich genutzt. Es 
wird folglich der Landwirtschaftszone zugewiesen. Diese Begründung ist 
unzutreffend.  

Wie in den Begründungen ausführlich dargelegt gibt es keine Anhalts-
punkte für ein unterirdisches Gewässer. Weiter wird darauf hingewie-
sen, dass in diesem Falle auch bei weiteren Parzellen eine entsprechende 
planerische Massnahme vorzunehmen sei.  

Weiter wird darauf verwiesen, dass das Grundstück weder dem bäuerli-
chen Bodenrecht unterstellt, ist noch ein Pachtvertrag mit einem Land-
wirt für dieses Grundstück besteht. Es wird folglich am Antrag der ersten 
Mitwirkung festgehalten, der fragliche Teil sei in der Dorfkernzone zu 
belassen. Weiter wird auf die Rechtsgleichbehandlung verwiesen.  

Man hält am Antrag fest, die Liegenschaft Nr. 1982, analog allen Nachbar-
parzellen, in der Dorfkernzone zu belassen.  

 

der Gewässerräume in jedem Fall sicherzustellen. Mit 
der Ausscheidung der Freihaltezone wird dem Rech-
nung getragen.  

Die Gewässerraumausscheidung betrifft auch die 
Parzelle Nr. 1982. Die Festlegung einer Freihaltezone 
wird auf den minimalen Gewässerraum reduziert. Da 
in der Kernzone kein Nutzungsmass definiert ist, ist 
damit auch keine Reduktion des Nutzungsmasses 
verbunden.  

Der nicht vom Gewässerraum betroffene Teil der Par-
zelle wird in der Bauzone belassen.  

Gemäss UEB weist nebst der Parzelle Nr. 1982 nur 
noch die Parzelle Nr. 202 eine unüberbaute Fläche in-
nerhalb des Gewässerraumes aus. Zwecks Gleichbe-
handlung wird die Ausscheidung einer Freihaltezone 
bei diesem Grundstück geprüft.  

Skige-
biet Elm  

U 

 

Es wird beantragt, dass die Übereinstim-
mung der Nutzungsplanung mit der Son-
dernutzungsplanung ÜP Futuro sicherge-
stellt ist.  

Man nimmt zur Kenntnis, dass sich die Genehmigungsinhalte des Son-
dernutzungsplans Futuro grösstenteils in der Wintersportzone befinden. 
Nicht von der Wintersportzone überlagert sind die Pumpstation Tal und 
die Wasserfassung Sernf sowie die Leitungen und Aufwertungsmassnah-
men im Gebiet Matt.  

Die Nichtberücksichtigung der Wasserfassung und der Hauptzufuhrlei-
tung über die Matt (Parkplatzzone) kann nicht nachvollzogen werden, da 
die Fassung das Herzstück der Beschneiungsanlage ist und in die Winter-
sportzone gehört. Man bittet entsprechend um Anpassung. 
 

J  Die materielle Übereinstimmung der Wintersport-
zone mit dem genehmigten Überbauungsplan wird si-
chergestellt. 

Betreffend zwingendes Erfordernis auch die Wasser-
fassung und der Hauptzufuhrleitung in die Winter-
sportzone aufzunehmen wird nochmals geprüft. 

 

Den Zonenzweck mit Blick auf den Ganzjah-
restourismus überprüfen. 

Gemäss Mitwirkungsantwort vom 29. Januar 2021 wollte die Gemeinde 
überprüfen, ob die Wintersportzone konzeptionell so ausgestaltet wer-
den kann, dass sie auch für den Sommer- und Ganzjahrestourismus 
zweckmässig anwendbar ist. Diesem Antrag wurde nicht entsprochen.  

Man möchte darauf hinweisen, dass die sommertouristische Nutzung für 
die Gebiete wichtig ist und in der Nutzungsplanung Entsprechung finden 
sollte.  
 

N  Festlegungen für ganzjährige Tourismusnutzungen 
und -angebote sind projektspezifisch in Zonenplan 
oder im Rahmen von Folgeplanungen vorzunehmen. 
Dies auch im Hinblick auf das grössere Nutzungskon-
fliktpotenzial ausserhalb der Wintersaison (z.B. mit 
der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung).  

Weiter ist dann mit dem Kanton zu prüfen, wieweit 
die heute geltende richtplanerische Festlegungen 
ausreichen oder eine Grundlage im Lichte von RPG2 
erforderlich ist. 
 

Die bundesrechtlichen Anforderungen für 
den Umgang von Seilbahnen in der Nut-
zungsplanung sind von der Planungsbe-
hörde zu berücksichtigen. 

Mit Verweis auf Merkblatt des ARE «Nutzungsplanung bei Seilbahnvor-
haben» vom März 2020 stellte man den Antrag, dass die bestehenden An-
lagen (Seilbahn- und Liftkorridore) in der Nutzungsplanung zu berück-
sichtigen und umzusetzen sind (beispielsweise mit Baulinien) und hier-
für einen ausreichend grossen Korridor vorzusehen ist, der auch einen 

J Die Gemeinde hat im E-BauR die Voraussetzungen 
geschaffen, auch über den Zonenplan direkt Bauli-
nien festlegen zu können.  
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2.17 Elm  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

Ersatz der Anlagen erlaubt. Diesem Antrag wurde bisher nicht entspro-
chen.  

Mit Verweis auf das Merkblatt des ARE ersucht man nochmals darum, ei-
nen Baulinienplan bzw. Seilbahnkorridor für die bestehenden Anlagen 
und die geplanten Erneuerungen im Zonenplan mittels Baulinien auszu-
scheiden. 
 

Die Gemeinde prüft das Anliegen zwecks Erlass von 
Baulinien im Zusammenhang mit Seilbahnen. Die Ge-
meinde nimmt mit den Bergbahnen diesbezüglich 
Kontakt auf.  

517, 
1925 

U Es wird beantragt auf Ausscheidung einer 
Gefahrenzone im Bereich Parkierungszone 
zu verzichten. 

Die Parkierungszonen PA und PB im Bereich der Talstation (Gebiet Matt, 
Parzellen Nr. 517 und 1925) sind keine Bauzonen. Es fehlt deshalb die 
Notwendigkeit, diese Gebiete der Gefahrenzone zuzuweisen. Man ersucht 
erneut darum, dem Antrag zu entsprechen. 

Mit der Nutzung als Parkierungsfläche werden keine Bauten und Anlagen 
erstellt, die dem ständigen Aufenthalt von Personen dienen. Sach- und 
Personenschäden werden durch die Lawinenschutzmassnahmen im Tal, 
einschliesslich Evakuations-, Alarmierungs- und Sperrungsmassnahmen, 
vermieden. Die Nutzung als Parkierungszone schafft kein zusätzliches 
Schadenspotenzial. Auf die Ausscheidung einer Gefahrenzone im Bereich 
Parkierungszone, die in der Nichtbauzone liegt, ist zu verzichten. 
 

N  Bei der Parkierungszone handelt es sich gemäss E-
BauR um eine Bauzone. Die Ausscheidung der Gefah-
renzonen erfolgt bezogen auf das Siedlungsgebiet 
bzw. die Bauzone gemäss den kantonalen Vorgaben 
im Zusammenhang mit der Umsetzung des sogenann-
ten Gefahrenzonenmodells. An der Zuweisung wird 
festgehalten. 

2014 Es wird beantragt die Parkierungszone PB 
auf die heute bereits zu Parkierungszwe-
cken geeignete und teilweise genutzte Par-
zelle 2014 zu erweitern (gemäss Planbei-
lage). 
 

Die Parzelle soll weiterhin zu Parkierungszwecken verwendet werden. 
Die Fläche weist für diesen Zweck ein ideales Gelände auf und die Zu- 
und Wegfahrt sind optimal geregelt und lassen sich auch ins bestehende 
Parkierungssystem integrieren. 

J  Die Zuweisung einer Teilfläche zur Parkierungszone 
B und entsprechender Zuweisung zur Gefahrenzone 
kann gemäss Antrag vorgenommen werden.  

Sport-
bahnen 
Elm 

U Es wird um Bestätigung ersucht, dass für 
die geplanten Zonenplanänderungen im Ge-
biet der Bahnen, einschliesslich im Bereich 
der Talstation, weder eine Mehrwertabgabe 
noch eine Überbauungsfrist vorgesehen 
sind.  

Falls die vorgesehenen Umzonung der 
Mehrwertabgabepflicht unterstellt wären, 
wird eine Ergänzung einer Ausnahmerege-
lung im Baugesetz beantragt, wonach die 
Zuweisung zur Zone für touristische Ein-
richtungen nicht der Mehrwertabgabe-
pflicht untersteht.  
 

Eine solche Ausnahme rechtfertigt sich, um den Fortbestand des Touris-
mus und die für die Gemeinde Glarus Süd überlebensnotwendigen tou-
ristischen Entwicklung zu gewährleisten und zu fördern. 

N  Die Befreiung von der Mehrwertabgabepflicht ist 
nicht möglich. Die Gemeinde erachtet es als nicht ge-
rechtfertigt hierzu eine Sonderbestimmung zu erlas-
sen, wonach eine einzige Nutzung davon befreit wäre.  
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3 Zonenpläne – Besondere Themen  

Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

3.1 Übertragungsleitungen  

Glarus 
Süd  

U 

 

Es wird beantragt, dass für die geplanten Einzo-
nungen von Nichtbauzonen in Bauzonen zwin-
gend NISV-konformität zu prüfen ist für die Par-
zellen Nrn.:  

- 306 Sool  

- 64, 400 Engi  

- 574, 263, 230 Matt  

- 774, 769, 831 Elm (Tschinglenalp)  

- 1135 Linthal  

Gemäss Art. 16 NISV dürfen Bauzonen nur dort ausgeschieden 
werden, wo die Anlagegrenzwerte von bestehenden und raumpla-
nungsrechtlich festgesetzten geplanten Anlagen (Stromleitungen) 
eingehalten sind oder mit planerischen oder baulichen Massnah-
men eingehalten werden können. In belasteten Bereichen dürfen 
keine OMEN entstehen.  

Somit ist die Belastung durch nichtionisierende Strahlung (NIS) in 
den entsprechenden Fällen im Nutzungsplan zu kennzeichnen. 
Sämtliche Zonenänderungen und Bauvorhaben/-gesuche, die nä-
her als 80 Meter zu den Hochspannungsleitungen geplant sind, 
zwingend überprüft werden. Es wird gebeten, diese Punkte in den 
Planungs- und Mitwirkungsbericht einfliessen zu lassen und zu be-
stätigen.  
 

 Eine Überprüfung hat stattgefunden. Mit E-Mail vom 
30. April 2026 wurde der Gemeinde Glarus Süd be-
stätigt, dass im Rahmen der vorliegenden Revision 
keine weiteren Massnahmen betreffend nichtionisie-
rende Strahlung (NIS) zu treffen sind.  

3.2 Zonierung Kraftwerksanlagen  

17  
(Linthal
)  

U 

 

Es wird beantragt den Teil der Parz. Nr. 17, GB 
Linthal, welcher das Einlaufwerk und den Weiher 
der umfasst, der Zone für Energieanlagen und -
Verteilung zuzuweisen (Planbeilage).  

Die Parz. Nr. 17, GB Linthal, befindet sich im aufliegenden Plan in 
verschiedenen Nutzungs- und Erhaltungszonen sowie dem übrigen 
Gebiet. Im Planentwurf sind die gewichtige Wasserkraftanlage mit 
dem Einlauf- und Speichersystem richtigerweise aus der Landwirt-
schaftszone wegmutiert, aber statt neu der Zone für Energieanla-
gen und -Verteilung einer Zone «übriges Gebiet» zugewiesen. Diese 
Zone «übriges Gebiet» wird im Baureglement der Gemeinde nicht 
umschrieben und im kantonalen Gesetz wie folgt definiert: «Übri-
ges Gebiet und Gebiete, für die eine bestimmte Nutzung erst später 
zugewiesen wird».  

Der im beiliegenden Plan rot schraffierte und zur Änderung bean-
tragte Teil der Parzelle 17 dient der Energiegewinnung durch Was-
serkraft und die diesbezüglichen Konzessionen laufen noch bis 
zum Jahr 2097. Die Zonenzuteilung in die nutzungsspezifische 
Zone «Energieanlagen und -Verteilung» ist für den beantragten 
Parzellenteil ist folgerichtig. 
  

J  Die Zuweisung zur Zone für Energieanlagen und -ver-
teilung kann gemäss Antrag vorgenommen werden.  

443  

(Linthal
)  

U 

 

Es wird beantragt den Teil der Parz. Nr. 443, GB 
Linthal, welcher die Kaverne samt dazugehöriger 
Wasserleitsysteme des Wasserkraftwerkes am 
Brummbach beinhaltet, der Zone für Energieanla-
gen und -Verteilung zuzuweisen.  

Eventualiter sei derjenige Teil der Parzelle Nr. 
443, auf welchem sich die Kaverne und die dazu-
gehörigen Wasserleitsysteme des Kraftwerkes 

Die Parz. Nr. 443, GB Linthal, besteht aus einer Fläche von 
4'827'520 m2, welche hauptanteilsmässig aus geschlossenem Wald 
besteht. Auf dieser Parzelle befindet sich auch die als Wasserspei-
cher genutzte Felsenkaverne des Wasserkraftwerkes am Brumm-
bach.  

 

J Die Notwendigkeit der Ausscheidung einer vom Sied-
lungsgebiet abseits gelegenen Bauzone wird im Sinne 
des Antrages zusammen mit dem Kanton geprüft. 
Sollte sich dies als vorteilhaft gegenüber der Legiti-
mation über die Standortgebundenheit erweisen, 
kann dem Antrag entsprochen werden. Sollte dies 
auch seitens Kantons nicht als zweckmässig erachtet 
werden, wird davon abgesehen.  
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Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

am Brummbach befinden, der Parz. Nr. 444 zuzu-
weisen. Dies im Realabtausch mit Land der Par-
zelle Nr. 444, welches neu der Parz. Nr. 443 zuge-
wiesen wird.  
 

 

Eine gemeinsame Auslegeordnung vor dem Entscheid des Gemein-
derates zur 2. Mitwirkung würde sehr begrüsst. 

 Kenntnisnahme 

 

444  

(Linthal
)  

U 

 

Es wird beantragt die Parz. Nr. 444, welche das 
Einlaufwerk des Kraftwerkes am Brummbach be-
inhaltet, vollumfänglich der Zone für Energieanla-
gen und -Verteilung zuzuweisen.  

Der Sachverhalt der Punktbauzone – wie von der Gemeinde im 
Rahmen der ersten Mitwirkung angeführt - trifft hier nicht zu, da 
für standortgebundene Wasserkraftanlagen auch isoliert vom Sied-
lungsgebiet Spezialzonen für die Energiegewinnung ausgewiesen 
werden können.  

Parz. Nr. 444 hat eine Grösse von 4'007m2, wovon rund die Hälfte 
für das Einlaufwerk des Brummbach-Wasserkraftwerkes (Gewässer, 
befestigte Fläche, Gebäude) genutzt wird und die andere Hälfte als 
geschlossener Wald ausgewiesen wird. Bestandteil des Wasserkraft-
werkes am Brummbach ist auch eine als Wasserspeicher genutzte 
Felsenkaverne, die auf der gegenüberliegenden Seite des Einlauf-
werkes liegt. Dies innerhalb der Parz. Nr. 443, welche im Besitz der 
Gemeinde Glarus Süd ist.  

Es wird es deshalb als prüfenswert erachtet, die bewaldete Felsen-
kaverne samt den dazugehörigen Wasserleitsystemen – im mög-
lichst realen Landausgleich mit Waldfläche von Parz. Nr. 444 – ab-
zutauschen.  
 

J  Siehe Antwort zu Antrag Parz. 443  

865  

(Linthal
)  

U 

 

Es wird beantragt die Parz. Nr. 865 vollumfäng-
lich der Zone für Energieanlagen und -Verteilung 
zuzuweisen.  

Die Parz. Nr. 865 wird der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen 
zugewiesen. Diese Parzelle ist jedoch explizit die Druckleitung des 
Hochdruck-Wasserkraftwerkes Brummbach. Diese Parz. Nr. 865 
mit 1060 m2 wurde 1968 neu geschaffen, um als Teil des Brumm-
bach-Hochdruckkraftwerkes erhalten zu bleiben. Es bestehen 
keine anderweitigen grundbuchlichen Verträge. Die Parzelle, um-
schrieben mit «Teilstück der Brummbach-Druckleitung, untere 
Brücke und Böschung», dient der Stromproduktion mittels Wasser-
kraft und kann somit nicht Teil einer Zone für öffentliche Bauten 
und Anlagen sein. Sachgemäss ist diese Parzelle der Zone für Ener-
gieanlagen und -Verteilung zuzuweisen.  

Es ist unzutreffend, wenn begründet wird, der Druckstollen ver-
laufe unterirdisch, um dann daraus das Recht abzuleiten, eine Nut-
zung für öffentliche Anlagen und Bauten auf Privateigentum vorzu-
sehen. Die Druckleitung verläuft nicht unterirdisch, sie wurde un-
rechtmässig eingedeckt. 
 

N In gewissen Fällen kann eine auch unterirdische Zo-
nenzuweisung erfolgen. Im Zonenplan abgebildet ist 
indes primär die oberirdische Nutzung. So werden 
beispielsweise unterirdische Anlagen zum Bevölke-
rungsschutz ausserhalb der Bauzone nicht als 
Bauzone, sondern als Landwirtschaftszone ausge-
schieden. Die Nutzung der Anlage ist deswegen in 
keinerlei Hinsicht in Frage gestellt.  

Die Gemeinde verzichtet daher vorliegend auf die Zu-
weisung der Parz. 865 zur beantragten Zone und 
möchte mit der Zuweisung zur ZöBA hier die Nut-
zung im Zusammenhang mit der Parkierung bei der 
Braunwaldbahn sichern. 

Glarus 
Süd  

U 

 

Es wird beantragt, dass nach der Prüfung der 
Ausscheidung weiterer Standorte für die Ablage-
rung von Geschiebematerial im Rahmen der 

Wir nehmen Ihre Beantwortung und Behandlung unseres Antrags 
vom 21. Februar 2025 zur Kenntnis (s. Beilage) 

 Kenntnisnahme.  

Die Ausscheidung der Zone für die Ablagerung von 
Geschiebematerial ist nicht mehr Gegenstand der 
vorliegenden Vorlage. Die Standorte werden in 
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Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

Linthal, 
Hinter-
sand  

zweiten Teilvorlage die Möglichkeit besteht, 
nochmals Stellung zu nehmen.  

Zusammenarbeit mit dem Kanton durch die Ge-
meinde überprüft.  

Nach dieser Überprüfung im Rahmen der nutzungs-
planerischen Umsetzung wird die Möglichkeit mitzu-
wirken dannzumal wiederum möglich sein.  

Glarus 
Süd  

Linthal  

U 

 

Antrag Zone für die Ablagerung von Geschiebe-
material  
 

Wir nehmen Ihre Beantwortung und Behandlung des Antrags vom 
21. Februar 2025 zur Kenntnis (s. Beilage). Es wird darauf verwie-
sen, dass das Bundesamt für Energie die Bewilligung für die Erstel-
lung und den Betrieb der geplanten Deponie erteilen wird. Es wird 
empfohlen, alternative Standorte für die Deponie zu evaluieren.  

 Kenntnisnahme.  

Die Ausscheidung der Zone für die Ablagerung von 
Geschiebematerial ist nicht mehr Gegenstand der 
vorliegenden Vorlage. Die Standorte werden in Zu-
sammenarbeit mit dem Kanton durch die Gemeinde 
überprüft.  

3.3 Zone für Beseitigung von Geschiebematerial  

163  

(Mit-
lödi)  

P/I/V  

 

Es wird beantragt auf den Ablagerungsplatz 
Schiesserhof Mitlödi zu verzichten.  

Aus praktischen und wirtschaftlichen Gründen ist es unvernünftig 
solche Deponiestandorte vorzusehen. Damit die Deponie bei Be-
darf zur Verfügung stehen würde, müssen grosse Vorinvestitionen 
getätigt werden. Im Ungewissen, wann und ob ein Ereignis eintre-
ten wird und die Gemeinde auf diese (andere sind vorhanden) an-
gewiesen ist.  

 Kenntnisnahme  

Das Standortkonzept für die Ablagerung von Geschie-
bematerial ist grundsätzlich eine Planung und in der 
Zuständigkeit des Kantons. Das bisherige Standort-
konzept wird zusammen mit dem Kanton und unter 
Beizug der Kooperationen überarbeitet. Die Aus-
scheidung der Zone für die Ablagerung von Geschie-
bematerial ist deshalb nicht mehr Gegenstand der 
Teilvorlage 1 der Nutzungsplanung.  

 

1191  

(Schwan
den)  

P/I/V  

 

Es wird beantragt, die vorgesehene Zone für Be-
seitigung von Geschiebematerial Allmeind Herren 
auf die südlich gelegene Parzelle Weidli umzula-
gern.  

Die Allmeind Herren ist vor Jahrzehnten mit grossem Aufwand ur-
bar gemacht worden und stellt für die Landwirtschaft ein gut zu 
bewirtschaftendes Grundstück dar. Die Parzelle Weidli, gleich da-
neben ist sehr coupiert, hat grosse Unebenheiten, die viel Material 
aufnehmen kann und durch eine Aufschüttung und Planie ein Ge-
winn für die Bewirtschaftung bedeuten würde. Als gutes Beispiel 
eines Mehrwertes z.G. der Bewirtschaftung. Deshalb ist die vorge-
sehene Zone angrenzend Richtung Süden umzulagern (Planbei-
lage) 
 

 Siehe Antwort voran. 

Dies-
bach  

P/I/V  

 

Es wird beantragt die vielen Runsen im Dorfge-
biet Diesbach bei einem Ereignis, in dem der Ge-
schiebesammler oder Bachlauf gefüllt wird und 
eventuell auch das angrenzende Wiesland über-
führt wird, weiterhin dieses Material unkompli-
ziert und schnell an Ort und Stelle auf sinnvolle 
Art angelegt werden kann.  

Der Auftrag der Runsenkorporation besteht im Offenhalten der 
Runsenläufe und Geschiebesammler. Sollte dies infolge eines Ereig-
nisses nicht mehr der Fall sein, muss die Korporation schnell und 
unkompliziert handeln können. Muss in Zukunft noch ein Bauge-
such für diese Arbeiten eingereicht werden, ziehen sich diese Ar-
beiten unnötig in die Länge und es entstehen unnötig Zusatzkosten.  

 

 Siehe Antwort voran. 

2, 203, 
216, 

P/I/V  

 

Es wird beantragt die Deponie Maienegg ersatz-
los zu streichen und das Ablagern von Runsenma-
terial in der unmittelbaren Nähe der Runsen, 

Die Runsenkorporationen in der Gemeinde Glarus Süd, realisieren 
Runsenräumungen und Runsenunterhalt auch im Interesse der Ge-
meinde. Das Erstellen von kleinen Deponien bei den Runsen muss 

 Siehe Antwort voran. 
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Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

240, 
241  

(Rüti)  

respektive deren Sammler weiterhin zu ermögli-
chen. 

weiterhin möglich sein. Ein weiterer Abtransport würde Kosten 
verursachen, welche für die Korporationen zu hoch sind. 
 

196  

(Rüti)  

PP 

 

Es wird beantragt den Geschiebeablagerungs-
standort Standort MG9 Maienegg Rüti zu strei-
chen. Stattdessen müssen in Runsen Nähe klei-
nere Deponiestandorte bei Waldrändern ausge-
schieden werden. 

Der vorgesehene Standort MG9 ist im landwirtschaftlichen Nut-
zungsgebiet und schlecht erschlossen, zudem sind lange Abtrans-
porte nötig. Mit kleineren Deponiestandorten in unmittelbarer 
Nähe von den jeweiligen Runsen kann Material effizient, ohne oder 
sehr geringen Transporten gelagert werden. Bei Geschiebeablage-
rungen sollen möglichst landwirtschaftliche Liegenschaften gemie-
den werden. 
 

 Siehe Antwort voran. 

 

863, 
684 
(Linthal
)  

P/I/V  

 

Es wird die Schaffung einer Deponiezone direkt 
bei der Runse zur Lagerung von Geschiebe aus 
dem Einzugsgebiet des Furbachs nach einem Na-
turereignis auszuscheiden. 

Die letzten Naturereignisse haben neben Baggerungen in der Linth 
resp. im Mündungsbereich des Furbachs immer auch mech. Räu-
mungen der Bachschale erfordert. Die Verwendung des Materials 
durch die Bauwirtschaft ist jeweils ungewiss. Aus diesem Grund er-
folgt der Wiedererwägungsantrag zur Schaffung einer Deponie-
zone auf den korporationseigenen Parzellen. 
 

 Siehe Antwort voran. 

 

Sernftal  PP 

 

Es wird beantragt sämtliche Deponien im Sernftal 
für das Ablagern von Runsenmaterial ersatzlos zu 
streichen damit in unmittelbarer Nähe der Run-
sen, respektive deren Sammler das anfallende 
Material weiterhin angelegt werden kann. 

Die Bach- und Runsenkorporationen übernehmen die Runsenräu-
mung und -unterhalt. Das Erstellen kleiner Deponien bei den Run-
sen muss weiterhin möglich sein und nicht abtransportiert werden 
müssen. Die Kosten dafür wären zu hoch, und die Umweltbelastung 
durch den Abtransport unnötig. Fallen grosse Geschiebemengen 
an, können diese nach situativen Entscheiden auf die Deponie Dä-
niberg in Schwanden gebracht werden. 
 

 Siehe Antwort voran. 

 

3.4 Verkehrsfläche (ganzes Gemeindegebiet)  

Glarus 
Süd  

PP Es wird beantragt Parzellen im Eigentum der Ge-
meinde, welche als Verkehrsflächen genutzt wer-
den, aber nicht als solche ausgewiesen sind, auf 
eine Zuweisung zur Verkehrsfläche hin zu über-
prüfen.  

Die Zuordnung bestehender Strassen zur Zone für Verkehrsflächen 
führt zu einer Bereinigung der Bauzonenflächen und damit zu ei-
ner präziseren Ermittlung der effektiven Baulandreserve. Strassen-
flächen weisen kein bauliches Nutzungspotenzial auf und zählen 
daher nicht zur baulich nutzbaren Bauzone. Werden bestehende 
Strassenflächen korrekt der Verkehrszone zugewiesen, reduziert 
sich der rechnerische Anteil an Bauzonenfläche entsprechend. 
Dadurch erhöht sich im Gegenzug der Anteil an tatsächlich nutzba-
rer Baulandreserve.  

N  Verkehrsflächen sind in den rechtskräftigen Zonenplä-
nen unterschiedlich ausgewiesen (teilweise Bauzone, 
teilweise Übriges Gebiet). Im Zonenplan werden ge-
mäss Vorgabe des Kantons Verkehrsanlagen wie Stras-
sen, Wege und Gleisanlagen der Verkehrsfläche zuge-
wiesen, mit Unterscheidung in Verkehrsfläche inner-
halb und ausserhalb des Baugebietes. Ausserhalb der 
Bauzone sind Strassen mit einer breite > 4.0 m sowie 
Korporationsstrassen (privat oder öffentlich) der Ver-
kehrsfläche zugewiesen. Die Zuweisung zur Verkehrs-
fläche erfolgt nach technischen Kriterien und nicht an-
hand der Eigentümerschaft.  
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Parz.-
Nr.  

Antragsteller  Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)  Beantwortung und Behandlung  

3.5 Langlaufloipen, Winterwanderwege  

Glarus 
Süd, 
Sernftal  

P/I/V  

 

Es wird beantragt die Langlaufloipen (Engi – Matt 
und Elm) sowie die Winterwanderwege bei der 
nächsten Überarbeitung des kommunalen Richt-
plans zu berücksichtigen und planungsrechtlich 
abzusichern.  

Die Ausführungen der Gemeinde zur Beantwortung des Antrages 
aus der ersten Mitwirkung werden zur Kenntnis genommen, dass 
die Festlegung von Erschliessungselementen nicht Gegenstand des 
Zonenplans ist und die Sicherung solcher Verbindungen im Richt-
plan erfolgen soll. Wir bitten diese Pendenz für die nächste Richt-
planüberarbeitung aufzunehmen.  
 

 Kenntnisnahme.  

3.6 Wald (ganzes Gemeindegebiet)  

Glarus 
Süd  

P/I/V  

 

Es wird beantragt die von den vorgesehenen 
Wald-Einzonungen betroffenen "Übrigen Ge-
biete" in die 2. Etappe der Nutzungsplanung zu 
überführen und dort gesondert aufzulegen.  

Die aktuell vorgeschlagenen Waldperimeter weisen zahlreiche Un-
klarheiten sowie erhebliche Konflikte mit der land- und alpwirt-
schaftlichen Nutzung auf. Die geplanten Einzonungen würden ei-
nen unverhältnismässigen Verlust funktionsfähiger Alpweideflä-
chen verursachen und führen aufgrund der gesetzlichen Vorgaben 
zu untragbaren Bewirtschaftungsbedingungen. Die Ausweisung als 
Wald entspricht weder den tatsächlichen Gegebenheiten noch dem 
Interesse einer nachhaltigen Nutzung der Alpen.  

Um eine korrekte Beurteilung, sorgfältige Abwägung und praxis-
taugliche Lösung sicherzustellen, ist eine vertiefte Prüfung im Rah-
men der 2. Etappe der Nutzungsplanung erforderlich.  

J  Im vorliegenden Entwurf des Zonenplans ist der 
Wald gemäss dem vom Kanton definierten Wald aus-
zuweisen.  

Die Zuständigkeit der Waldfestlegung liegt beim Kan-
ton. Die Ausscheidung des Walds wird periodisch 
überprüft, für die Gemeinde Glarus Süd ist eine Über-
prüfung im Jahr 2027 vorgesehen. In Rücksprache 
mit dem Kanton erfolgt im Rahmen der zweiten Teil-
vorlage gestützt auf die neuen Abgrenzungen die An-
passung der Waldflächen im Zonenplan.  

Dem Anliegen kann damit entsprochen werden.  

4 Baureglement  

Nr.  Antragstel-
ler 

Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

4.1 Struktur  

BauR 
allge-
mein  

P/I/V 

 

1) Im Baureglement Glarus Süd soll sich die Zonen-
ordnung aus dem kantonalen Raumentwicklungs- 
und Baugesetz (Art. 19, 20) ableiten.  

 J  Eine Anpassung gemäss Systematik des kantonalen Raum-
entwicklungs- und Baugesetzes wird vorgenommen.  

2) Die Überschrift von Abschnitt 3.3 soll zu «Überla-
gernde Zonen» umbenannt werden.  

Der Begriff «Schutzzonen» ist untauglich und spiegelt auch 
die Wirkung der Zonen nicht wider. Demzufolge sind fol-
gende Anpassungen durch Verschieben/Ergänzen einzel-
ner Artikel zwingend:  

Kapitel 3.2 Nichtbaugebiet: Art xx Naturschutzzone (Grund-
nutzung) (Art. 19 Abs. 2 lit. b Ziff. 3 RBG)  

Kapitel 3.3 Überlagernde Zonen: Art 38 Wintersportzone 
(Art. 20 Abs. 1 lit. f RBG) / Art 39 Zone für Sport- und Exten-
siverholung (Art. 20 Abs. 1 lit. g RBG)  

J   

Die Wintersportzone sei unter den Abschnitt 3.3 ein-
zuordnen.  

Die Wintersportzone ist, analog der Zone 10 (Elm) bzw. 
Zone 9 (Braunwald) in den alten Nutzungsplänen, eine 
überlagernde Freihaltezone für Skipisten, Loipen und 

J  
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Nr.  Antragstel-
ler 

Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

Schlittelwege.  
 

4.2 Neue Bestimmungen  

BauR 
allge-
mein  

P/I/V 

 

Es wird eine erneute Prüfung der Anträge aus der 
ersten Mitwirkung beantragt, namentlich betreffend:  

- Naturnahe Flächen im Siedlungsgebiet  

- Artenschutz im Siedlungsgebiet (Verglasungen, 
Thema Gebäudebrüter)  

- Klimaschutz  

Leider wurden die Anträge aus der ersten Mitwirkung 
kaum geprüft und mit dem Verweis abgetan, hier gelte 
übergeordnetes Recht. Wo, wenn nicht im Nutzungsplan, 
kann dieses übergeordnete Recht auch in zukunftsgerich-
tete Veränderungen umgesetzt werden?  

Der Gemeinderat sieht den Nutzungsplan offenbar als Ver-
waltung des bisherigen. Die Nutzungsplanung soll aktiv 
Veränderungen anstreben. 
 

N  Wie im Rahmen der Beantwortung der ersten Mitwirkungs-
auflage ausgeführt, besteht Verständnis für das Anliegen. 
Aus Sicht der Gemeindeist ist eine solche Regelung auf einer 
übergeordneten Stufe zu erlassen. 

4.3 Anträge zu einzelnen Bestimmungen  

1  U 

 

Geltungsbereich und Zweck:  
Art. 1 ist mit einem zusätzlichen Absatz 3 zu ergän-
zen: «Grundlegend sind Zielsetzungen des nachhalti-
gen Bauens, konkret das ökologische, ökonomische 
und soziales Bauen, zu berücksichtigen.»  

Der Begriff Nachhaltigkeit stützt sich auf alle diese drei Be-
reiche ab und wird bereits jetzt vermehrt eingesetzt. Die-
sen Begriff fachlich aufzugreifen und einzuordnen muss 
Teil einer Bauordnung sein. 

Entgegen der ersten Beantwortung vom 02.10.25 wird der 
Standard Nachhaltiges Bauen Schweiz seit Jahren auf ver-
schiedenste Bauten angewendet und dient so als klare und 
messbare Vorgabe. Diese kann im Vollzug unterstützend 
beigezogen werden.  
 

N  Zweck des Baureglements ist nicht ausschliesslich das 
nachhaltige Bauen. Eine entsprechende Bestimmung 
müsste bei den materiellen Bauvorschriften aufgeführt 
werden. Eine solche macht dann Sinn, wenn sie effektiv 
prüfbar und eingefordert werden kann. Eine pauschale Be-
stimmung erachtet die Gemeinde nicht als zweckmässig. Da 
Bauten, die dann nicht einen bestimmten Stand erfüllen 
könnten, nicht bewilligungsfähig wären. Im Rahmen von 
Überbauungsplänen kann ein nachhaltigeres Bauen in Form 
eines Bonus gewürdigt werden.  

3  Gestaltungskommission:  
Abs. 1 ist anzupassen: «…Die übrigen, ausgewiesen 
ortskundigen, Mitglieder werden von der Baube-
hörde für die gleiche Amtsperiode gewählt.»  

Eine wesentliche Arbeitserleichterung und wirtschaftliche 
Effizienz einer Gestaltungskommission bedingen deren 
ausgewiesene Ortskenntnis. Erleichternd schafft dies auch 
Vertrauen und einfachere Annahme einer Empfehlung 
beim Entscheidungsempfänger.  

N  Das Erfordernis von Ortskenntnissen wird nicht in Frage 
gestellt und sind sicherlich wichtig für die Arbeit in der Ge-
staltungskommission. Indes ist es unter Umständen von 
Vorteil, wenn nicht ortsansässige Personen mit entspre-
chender Distanz Vorhaben mitbeurteilen. Der Gemeinderat 
sieht daher davon ab, diese Ergänzung vorzunehmen.  
 

4  U 

 

Kaufrecht der Gemeinde:  
Anpassung des Art. 4 aus des Baureglements (Kauf-
recht der Gemeinde). → Sinngemäss Streichung.  

In der vorgesehenen Nutzungsplanung wird das Kaufrecht 
zu Gunsten der Gemeinde auf Parzellen auferlegt, welche 
grösstenteils unbegründet und willkürlich sind. Dabei wird 
der Besitzstandwahrung nicht Rechnung getragen. Ein unge-
wollter Verkaufszwang, ausgelöst durch die Gemeinde, ent-
spricht einer Enteignung und ist nur an ganz speziellen Be-
dingungen geknüpft, welche nur von überwiegendem und 
öffentlichen Interessen sein kann.  

N  Die Gemeinden sind gemäss Bundesrecht angehalten, Mass-
nahmen zur Mobilisierung der Bauzone und zur Sicherstel-
lung der Verfügbarkeit vorzunehmen. Weiter ist die Ge-
meinde vom Kanton dazu angehalten, namentlich in den 
zentraleren Ortschaften verstärkt Massnahmen zur Mobili-
sierung der Bauzone und zur Sicherstellung der Verfügbar-
keit vorzusehen. Die konsequente Mobilisierung ist ein 
wichtiger Aspekt auch im Hinblick auf längerfristige Einzo-
nungen. Art. 4 wird abgestützt auf Art. 33a RBG erlassen. 

4  U 

 

Kaufrecht der Gemeinde:  
Ersatzlose Streichung des Art. 4 aus dem Bauregle-
ment.  

Gleiche Begründung wie voran. N Siehe Antwort voran. 
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Nr.  Antragstel-
ler 

Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

4  PP 

 

Kaufrecht der Gemeinde:  
Absatz 1: Anpassen der Frist auf 15 Jahre gemäss 
RPG Art. 33a. Die bezeichneten Bauzonenflächen sind 
innert 15 Jahren nach Erschliessung zu überbauen 
oder zur Überbauung zu veräussern.  

Die Regelung durch das Raumentwicklungs- und Baugesetz 
(RPG) genügt vollumfänglich. Die Verlängerung der Frist von 
8 auf 15 Jahre gemäss Art. 33a RPG verschafft den Grundei-
gentümerinnen und Grundeigentümern mehr Flexibilität 
und Planungssicherheit. Zudem ermöglicht die längere Frist, 
Investitionen besser auf die Markt- und Finanzierungslage 
abzustimmen, was das Risiko wirtschaftlicher Nachteile re-
duziert.  
 

J Die Frist wird im kantonalen Recht abschliessend mit 
10 Jahren geregelt. Der Artikel im BauR wird dahingehend 
angepasst. Die 15 Jahre beziehen sich ausschliesslich auf 
beabsichtigte betriebliche Erweiterungen (Art. 33a Abs. 2 
RBG).  

4  PP 

Stüssi Mi-
chael  

Kaufrecht der Gemeinde:  
Absatz 1: Anpassen der Frist auf 15 Jahre gemäss 
RPG Art. 33a. Die bezeichneten Bauzonenflächen sind 
innert 15 Jahren nach Erschliessung zu überbauen 
oder zur Überbauung zu veräussern.  

Gleiche Begründung wie voran. J  

4  P/I/V 

 

Kaufrecht der Gemeinde: Die Frist ist auf 15 Jahre ge-
mäss RPG Art. 33a anzupassen.  

Die Regelung durch das Raumentwicklungs- und Bauge-
setz (RPG) genügt vollumfänglich.  

J  

6  P/I/V 

 

Mehrwertabgabe: Art. 6 soll mit einem neuen Absatz 
8 ergänz werden:  
«Wurde ein Grundstück bei der Revision des Nut-
zungsplanes entschädigungslos ausgezont oder abge-
zont, welches der Grundeigentümer nachweisbar ent-
weder als erschlossenes Bauland gekauft, zum ent-
sprechenden Anrechnungswert aus einer Erbteilung 
erworben oder auf eigene Kosten erschlossen hat, so 
entfällt eine Mehrwertabgabe bei der nächsten Revi-
sion des Zonenplanes auf solchen Grundstücken, 
wenn diese wieder eingezont oder wieder aufgezont 
werden. « 

Kann eine Aus- oder Abzonung nicht vermieden werden, 
wird beantragt Art. 6 (Mehrwertabgabe) anzupassen. Be-
steht effektiv nur die Möglichkeit der Auszonung oder der 
Abzonung in die Freihaltezone, so ist die Hürde gemäss 
bundesgerichtlicher Rechtsprechung für das Bezahlen von 
Entschädigungen bei Auszonungen bekanntlich sehr hoch. 
Bei einer allfälligen erneuten Ein- oder Aufzonung soll des-
halb keine Mehrwertabgabe erhoben werden.  

N  Eine solche Regelung ist gemäss eidgenössischem sowie 
kantonalem Recht nicht zulässig.  

11  PP 

 

Bauweise:  
Absatz 3: Streichung von folgendem Satz: «Baulü-
cken, die durch Elementarereignisse und Brand ent-
stehen, sind innerhalb von drei Jahren zu schliessen.  

Die Pflicht, Baulücken nach Elementarereignissen oder 
Bränden innerhalb von drei Jahren zu schliessen ist zu 
streichen, da sie für betroffene Grundeigentümerschaft 
eine unverhältnismässige Belastung darstellt. Eine starre 
Dreijahresfrist schränkt die notwendige Flexibilität ein 
und wird den individuellen Umständen nicht gerecht.  
 

J Abs. 3 wird mit einer möglichen Fristverlängerung um 2 
Jahre wie auch mit einem Fristenstillstand während öffent-
lich-rechtlicher Streitigkeiten in Sachen Baugesuch ergänzt 
(ähnlich Art. 46 Abs. 4 Sachversicherungsgesetz).  

11  PP 

 

Bauweise:  
Absatz 3: Streichung von folgendem Satz: «…Baulü-
cken, die durch Elementarereignisse und Brand ent-
stehen, sind innerhalb von drei Jahren zu schliessen.»  

Gleiche Begründung wie voran. J 

11  P/I/V 

 

Bauweise:  
Der Satz von Absatz 3 «…Baulücken, die durch Ele-
mentarereignisse und Brand entstehen, sind inner-
halb von drei Jahren zu schliessen.» ist ersatzlos zu 

Gleiche Begründung wie voran. J 
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Nr.  Antragstel-
ler 

Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

streichen.  
 

14  U 

 

1) Zonenschema:  
Die Villenzone und die Zirkuszone sind aus dem Abs. 
1 / dem Zonenschema zu streichen und im Abs. 2 in 
der Auflistung für Bauzonen ohne Massvorgaben auf-
zuführen.  

Das Zonenschema dient dem Aufzeigen der Regelbaumasse. 
Da für die VZ und die ZZ hier keine Massvorgaben bestehen, 
können diese in der Tabelle weggelassen werden. In Abs. 2 
sind dann alle Zonen ohne Massvorgeben einheitlich zusam-
mengefasst, was zusätzlich einer besseren Übersicht und 
Lesart dient.  
 

N  Im Zonenschema grundsätzlich abgebildet sind die Bauzo-
nen. Darin wird auf die spezifischen Bestimmungen verwie-
sen, wie auch die Empfindlichkeitsstufe verwiesen. Zwecks 
Übersicht erachtet es der Gemeinderat als sinnvoll, diese 
beiden Bauzonen im Zonenschema auch aufzuführen.  

2) Zonenschema:  
Alle Villazonen sind gleichberechtigt der ES II zuzu-
weisen.  

Die aktuelle Zonenauslegung entspricht nicht den, unter Art. 
18 aufgeführten, Schutzzielen. Höhere Auflagen bedingen 
auch einem höheren Schutz. Explizit ist im Art. 18, Abs 1 zur 
Nutzung «... Nicht störende Dienstleistungsnutzungen wie 
reine Büronutzungen, sind zulässig» erwähnt. Gemäss der 
bundesrechtlichen Lärmschutzverordnung entspricht diese 
Definition der Empfindlichkeitsstufe II. Die vorliegende, un-
terschiedliche Auslegung der Empfindlichkeitsstufen in der-
selben Zone widerspricht dem Grundsatz der Gleichbehand-
lung der Villazonen und führt zu einer rechtlich angreifbaren 
Situation der neuen Bauordnung.  
 

N  Mit der Umzonung beabsichtigt der Gemeinderat nicht eine 
Änderung in Bezug auf die Zuweisung der Empfindlich-
keitsstufe. Bei der Villenzone handelt es sich um Grundstü-
cke oder Grundstücksteile, welche bis anhin einer Kern- 
oder Wohnzone mit unterschiedlicher Empfindlichkeits-
stufe zugewiesen sind. Mit der Umzonung besteht keine Ab-
sicht die Empfindlichkeitsstufe anzupassen, namentlich an 
lärmexponierteren Lagen wie z.B. Hauptstrassen.  

14  U 

 

Zonenschema:  
Sämtliche in Art. 14 aufgeführten maximalen Gebäu-
delängen sind zu überarbeiten und um mindestens 
20% zu erhöhen.  

Die maximalen Gebäudelängen sind deutlich zu klein. Sie be-
hindern resp. verunmöglichen zeitgemässes, ökologisches 
und vor allem auch ökonomisches Bauen (ein MFH mit drei 
Wohnungen pro Geschoss ist nicht möglich). Diese zu gerin-
gen Mindestmasse verteuern das Neuerstellen von Wohnun-
gen und sind hinderlich in Bezug auf die Förderung von zahl-
barem und zeitgerechtem Wohnraum in Glarus Süd, wo die-
ser, doch notwendig ist für das Erreichen eines Bevölke-
rungswachstums.  

Die Berücksichtigung der bestehenden Masse und Struktu-
ren ist in den Verzeichnissen Denkmalschutz und Ortsbild-
schutz genügend gewährleistet.  

J  Die Gebäudelängen werden im Sinne des Antrags überprüft 
und angepasst. Eine Erweiterung der Gebäudelänge kann 
dahingehend ins Auge gefasst werden, wie diese generell 
mit dem Nutzungsmass und der Baustruktur in der entspre-
chenden Zone korrespondieren.  
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14  PP 

 

Zonenschema: Die max. Gebäudelängen sind wie folgt 
anzupassen:  

DK A  35 m  

DK B  35 m  

DK C  35 m  

W3  45 m 

W2A  45 m  

W2B  45 m  

FZ  25 m  

MWA 3  Streichung  

MWA 2  
 

Die Anpassung der Gebäudelängen schafft einheitliche, 
klar verständliche Vorgaben und unterstützt ein geordne-
tes, massvolles Verdichten innerhalb der bestehenden 
Bauzonen. In den Dorfkern- und Wohnzonen ermöglichen 
die neuen Längen von 35 m bzw. 45 m eine zeitgemässe 
Bebauung, ohne die ortsbauliche Identität zu beeinträchti-
gen.  

In den MWA-Zonen wird die maximale Gebäudelänge ge-
strichen, um den Bedürfnissen von Gewerbe und Produk-
tion gerecht zu werden und eine flexible, wirtschaftliche 
Nutzung zu ermöglichen. Die Begrenzung auf 25 m in der 
Ferienhauszone stellt hingegen die gewollte kleinteilige 
Struktur sicher.  

J  Siehe Antwort voran.  

Gebäudelängen von 45 m in der Regelbauweise in einer re-
gulären Wohnzone 2 führt baulich gerade auch in kleiner 
strukturierten Gebieten zu ortsbaulich unerwünschten 
Strukturen. Die Masse sind indes so auszurichten, dass nach 
heutigen Baustandard der Boden haushälterisch genutzt 
werden kann. Grössere Baustrukturen bedingen eine Ge-
bietsbetrachtung und sind im Rahmen einer Folgeplanung 
(Überbauungsplan) zu realisieren.  

14  PP 

 

Siehe Antrag voran.  
 

Gleiche Begründung wie voran. 

14  P/I/V 

 

Zonenschema:  
Die „Maximale Gebäudelänge“ sei ersatzlos zu strei-
chen.  

Durch die Auflage des verdichteten Bauens und haushälte-
rischem Umgang mit Bauland ist auch der Bedarf für grös-
sere Mehrfamilienhäuser oder Reiheneinfamilienhäuser 
gegeben. Ausserdem sind über das gesamte Gemeindege-
biet bereits bestehende Gebäude mit grösseren Gebäude-
längen vorhanden, welche die vorgesehenen Masse über-
schreiten.  

N  Mit der Festlegung einer Gebäudelänge in der Regelbau-
weise wird eine gewisse Baustruktur sichergestellt. Die im 
Entwurf ausgewiesenen Masse werden betreffend die 
Länge überprüft (siehe Antwort voran). Das gänzliche Weg-
lassen einer Gebäudelänge ohne das Einführen eines ande-
ren Regelungsmasses erachtet die Gemeinde als problema-
tisch und kann zu unerwünschten Situationen führen.  

14  U 

 

Zonenschema:  
Anpassung der Max. Gebäudelängen um je mind. 6.0 
Meter in den Zonen Dorfzone A – C, Wohnzone 3, 2A, 
2B, Spezialzone, Mischzone Wohnen und Arbeiten 3 
und 2.  

Die geplanten und zu klein gewählten maximalen Gebäude-
längen verhindern eine effiziente Planung und Nutzung 
von Industriebauten und Mehrfamilienhäusern, welche 
mehr als zwei Wohneinheiten pro Etage mit einer durch-
schnittlichen Wohnungsgrösse. Somit werden Treppen-
häuser und Liftanlagen nicht effizient genutzt und dadurch 
werden Miet- und Kaufkosten steigen. Mehrere gebaute 
Häuser sind mit diesen zu kleinen Gebäudelängen nicht 
mehr realisierbar  
 

J  Die Gebäudelängen werden im Sinne des Antrags überprüft. 
Eine Erweiterung der Gebäudelänge kann dahingehend ins 
Auge gefasst werden, wie diese generell mit dem Nutzungs-
mass und der Baustruktur in der entsprechenden Zone kor-
respondieren. 

14  U 

 

Zonenschema:  
Einfügen eines Zusatz DK C Dorfkernzone C/1; für 
Gebäude mit Geschossflächigen Wohnungen:  
Max. traufseitige Fassadenhöhe 7.50 m  
Max. Gesamthöhe 11.00 m  
Max. Vollgeschosse 3  
Ausbau Dachgeschoss möglich  

In Zeiten da verdichtetes Wohnen immer aktueller wird, 
sollte es auch im Gebiet Thon möglich sein Geschossflächi-
gen Wohnungen zu erstellen. Eine Zeitgemässe Raumhöhe 
von 2.5 m sollte auch machbar sein. Es bestehen mehrere 
Gebäude mit mehr als 2 Stockwerke und ausgebauten 
Dachstock im Gebiet Thon.  

N  Der Dorfkernzone C zugewiesen sind nur wenige klein-
strukturierte Dorfkerne. In diesen Gebieten sind zweige-
schossige Bauten ortstypisch. Die Weiterentwicklung der 
bisherigen Struktur und das Bewahren der bisherigen 
strukturellen Erscheinung dieser wenigen historischen Ge-
biete, erachtet die Gemeinde als richtig. Von einer Erhö-
hung der Gebäudehöhe in dieser Zone wird daher abgese-
hen.  
 

15  U 

 

Dorfkernzone:  
Abs. 2 ist zu ergänzen:  

Zum Erhalt der Dorfbilder muss die Formulierung stärker 
und klarer beschrieben sein.  

N  Gemäss Rückmeldung des Kantons ist mit der Streichung 
der «guten Einordnung» die Formulierung nicht mehr 
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«...Gestaltung (Fassaden, Material, Farbe) anhand der 
bestehenden Siedlung massgebend zu orientieren 
und einzufügen.»  

sachgerecht und die Anforderungen von Art. 47 RBG in un-
zulässigerweise unterschritten. Die Formulierung gemäss 
der ersten Mitwirkungsauflage wird deshalb wieder aufge-
nommen.   

18  PP 

 

Villenzone:  
1) Absatz 1 sei wie folgt zu ergänzen: «…Sie ist für 
Wohnzwecke im Sinne von Art. 10 BauV bestimmt, es 
gilt kein Mindestwohnanteil nach Art. 15 Abs. 2 BauR.»  

 J  Die Regelung des Mindestwohnanteils gilt in der Villenzone 
nicht. Das Anliegen ist somit berücksichtigt.  

2) Für die Villenzone sollen neu die folgenden Regelun-
gen gelten  

1. Die Villenzone umfasst architektonisch und histo-
risch wertvolle Einzelvillen mit zugehörigen Nebenge-
bäuden, Gartenanlagen und Aussenräumen. Sie ist für 
Wohnzwecke bestimmt. Nicht störende Dienstleis-
tungsnutzungen wie reine Büronutzungen, persönliche 
Dienstleistungen und Beherbergungseinrichtungen 
sind zulässig.  

2. Erweiterungen bestehender Bauten sowie Neubau-
ten werden nur gestützt auf ein Gesamtkonzept über 
die gesamte Liegenschaft bewilligt. Darin ist aufzuzei-
gen, wie sich die Erweiterungen und Neubauten bezüg-
lich Lage, Stellung, Grösse, Materialisierung sowie Ge-
staltung in die bestehende Situation einfügen. Für Neu-
bauten gelten die maximale traufseitige Fassadenhöhe 
und die maximale Gebäudelänge der Wohnzone 3 als 
Richtmass.  

3. Erneuerungen und Umbauten haben unter grösst-
möglicher Wahrung der historischen Bausubstanz zu 
erfolgen.  

4. Die Bewilligung baulicher Änderungen, Erweiterun-
gen und Neubauten setzt eine positive Beurteilung der 
Gestaltungskommission voraus. Bei geschützten Bau-
ten bedarf es der zustimmenden Beurteilung der kan-
tonalen Fachstelle für Denkmalpflege.  
 

Für betroffene Grundeigentümer bedeutet der unnötige 
Einbezug einer bisher normal bebaubaren Fläche in die 
Villenzone aufgrund der rigiden Verfahrensvorschriften in 
Art. 18 E-BauR noch mehr Unsicherheit, Verzögerungen 
und weniger Investitionssicherheit.  

Eine unverhältnismässige Einschränkung der bisherigen 
Nutzung der Parzelle bedeutet das Erfordernis in Art. 18 
Abs. 2 E-BauR eines "Gesamtkonzepts über die ganze Lie-
genschaft" für jede Erweiterung und jeden Neubau in der 
"Villenzone", und sei es auch bloss eine Ersatzbaute als Au-
tounterstand oder Gerätehäuschen. Dies ist schikanös und 
bewirkt einen unverhältnismässigen Projektierungsauf-
wand, denn es genügt vollauf, dass die Gestaltungskommis-
sion die Anliegen der Eingliederung etc. gemäss Art. 18 
Abs. 4 E-BauR prüft.  

N  Mit der Einführung der Villenzone hat man spezifische und 
schützenswerte Ensembles von der Kern- oder Wohnzone 
in eine entsprechend spezifische Zone zugewiesen. Diese 
Standorte verfügen in vielen Fällen über einen grösseren 
Umschwung – der als unbebaute Bauzone gilt – und eine 
entsprechende Nutzungsreserve darstellt. Im Falle einer 
Nichtzuweisung zur Villenzone, hätten diese Reserveflä-
chen überprüft und allenfalls ausgezont werden müssen. 
Der Gemeinderat erachtet die Teilauszonungen dieser 
Grundstücke oder Grundstücksteile dieser Ensembles als 
nicht sachgerecht. Mit der Zuweisung zur Villenzone gehen 
unbestritten bestimmte erhöhte Anforderung an das Bauen 
einher, indes erachtet es der Gemeinderat im Kontext die-
ser Ensembles als gerechtfertigt. Den erhöhten Anforderun-
gen an das Bauen, steht eine grosse Nutzungsflexibilität ge-
genüber.  

Art. 18 Abs. 2: Die Regelung betreffend Erweiterungen wird 
aufgrund der Ergebnisse der informellen Prüfung des Kan-
tons wieder aufgenommen. Die nötige Sorgfalt und Pflege 
via ein Gesamtkonzept sind aus Sicht des Kantons ganz be-
sonders auch bei Erweiterungen von bestehenden Bauten 
unabdingbar.  
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19 PP 

 

Mischzone Wohnen und Arbeiten:  
Streichung von Absatz 2.  

Die Bestimmung über die Begrenzung des Anteils an Ar-
beitsflächen ist zu streichen, da sie für die Nutzungspla-
nung im Kanton Glarus nicht erforderlich ist und die Flexi-
bilität der Grundstücksnutzung unnötig einschränkt.  

Die starre prozentuale Vorgabe erschwert eine angemes-
sene Durchmischung von Wohn- und Arbeitsnutzungen. 
Zudem entstehen durch die Gleichstellung bestimmter 
Dienstleistungsnutzungen mit Wohnnutzungen Vollzugs- 
und Abgrenzungsprobleme, die mit den bestehenden In-
strumenten des kantonalen Bau- und Raumplanungsrechts 
bereits ausreichend geregelt sind. Die Streichung schafft 
eine klarere und praxisgerechtere Regelung  
 

N  Bei der Mischzone handelt es sich um eine Zone, bei wel-
cher die Nutzung durchmischt sein soll, indes ist es nicht 
zweckmässig, dass in einer Mischzone reine Gewerbebau-
ten mit entsprechenden Emissionen reinen Wohnbauten 
gegenüberstehen. Mit der Gleichsetzung spezifischer Ar-
beitsnutzungen mit dem Wohnen, hat der Gemeinderat ab-
sichtlich Flexibilität in Bezug auf Arbeitsnutzungen geschaf-
fen, welche mit dem Wohnen verträglich sind. Die Regelung 
wird daher beibehalten.  

19, 21, 
22, 23  

U 

  

In der Mischzone (Art. 19), Gewerbezone (Art. 21), 
Arbeitszone (Art. 22) und der Mischzone Industrie-
areal (Art. 23) sind die vorübergehende und dau-
ernde Lagerung von Materialien und Gütern gemäss 
dem Artikel 30 Absatz 1 der Lagerzone aufzunehmen 

In der Gemeinde Glarus Süd sind viele Betriebe aus Ge-
werbe, Handel und Industrie in den verschiedenen Zonen 
seit Generationen angesiedelt. Viele dieser Betriebe bewirt-
schaften seit eh ein für sie unverzichtbare Aussenanlage für 
das Lagern, Zwischenlagern und Bearbeiten von Betriebs-
materialien und Einrichtungen. Die Aufnahme des Artikels 
30 Absatz 1 in die genannten Zonen ist zwingend notwendig 
für:  

a) Die Besitzstandwahrung der bestehenden Arealnutzung.  

b) Die Rechtssicherheit gegen das Verhindern einer späteren 
Verweigerung oder Behinderung der angestammten Nut-
zung.  

c) Es gibt neues Gewerbe und Betriebe, welche mit ihren Ma-
terialen ausschliesslich im Freien arbeiten. Diese sind ange-
wiesen auf die Arbeitszone, auch ohne, dass darauf eine Be-
bauung erstellt werden muss. z.B. Gartenbau, Holzverarbei-
tung, Steinbearbeitung, Logistik  
 

N  Betrieblich bedingtes Lagern, ist in den besagten Zonen zu-
lässig. Ebenso auch die erwähnten Tätigkeiten im Zusam-
menhang mit einem spezifischen Gewerbe (z.B. Umschlag). 
Die zulässigen Nutzungen in den Zonen nach Art. 19 und 22 
sind in der kantonalen Bauverordnung abschliessend gere-
gelt. Die Gewerbezone und die Mischzone Industrieareal 
sind sinngemäss der Arbeitszone bzw. der Mischzone nach 
kantonaler Bauverordnung gleichzusetzen. 

21  U 

 

Gewerbezone:  
Antrag zu Art. 21 Abs. 1: → Klarheit schaffen  
Die Gewerbezone ist für Produktions- und Dienstleis-
tungsbetriebe bestimmt. Ein Anteil Wohnen gemäss 
Abs. 2 ist zulässig.  

 

Im Bericht zur 1. Mitwirkung wird erläutert, dass auf die Be-
stimmung zur Beschränkung des betriebsbedingten Woh-
nens in der Gewerbezone verzichtet wird und dass der 
Wohnanteil bei Realisierung entsprechender Gewerbefläche 
erstellt werden kann.  

Nun lautet Art. 21 Abs 1: Die Gewerbezone ist für …. Mit zu-
gehörigem betriebsgebundenem Wohnraum bestimmt. Das 
ist für die Baubewilligungsbehörde letztlich dasselbe wie zu-
vor. Worin besteht der Verzicht auf die Beschränkung auf 
betriebsbedingtes Wohnen.  

Bezüglich Art. 21 Baureglement verweisen wir auf die Aus-
führungen im Bericht zum 1. Mitwirkungsauflage und 

J Gemäss Prüfung und Rückmeldung des Kantons ist in der 
Gewerbezone ausdrücklich nur betriebsgebundener Wohn-
raum zulässig. Die Bestimmung zur Gewerbezone wird in 
diesem Sinne angepasst.  

Wenn nicht betriebsbedingtes Wohnen zulässig ist, müsste 
die Gewerbezone als Mischzone betrachtet und entspre-
chend bei der Auslastung berücksichtigt werden. Die Ge-
meinde sieht davon ab, da ansonsten diese Reserven auch 
mitzuberücksichtigen sind und durch weitere Auszonungen 
zu kompensieren wären.  

Der dritte Satz («Der Wohnanteil kann bei Realisierung…») 
wird dementsprechend entfernt, da die Wohnnutzung in 

Antrag zu Art. 21 Abs. 2: → Klarheit schaffen  
Der Wohnanteil …. nicht überschreiten. Der Wohnan-
teil kann bei Realisierung … ‘oder bei wesentlicher 
Erneuerung und Umbau’ …. der entsprechenden Ge-
werbefläche erstellt werden. Bestehende … 

J  
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unsere Ausführungen in den früheren Verfahrensschritten. 
Eigentlich besteht Konsens, die aktuelle Formulierung in Art. 
21 schafft wieder Unklarheit.  

Für eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung ist speziell im 
hinteren Teil von Glarus Süd eine höchstmögliche Flexiblili-
tät von zentraler Bedeutung.  
 

jedem Fall betriebsbedingt sein muss, was das Vorhanden-
sein eines Betriebs voraussetzt.  

27  U 

 

Zirkuszone:  
Art. 27 BauR ist gänzlich zu streichen. 

Die Bestimmung schränkt in Bezug auf weitere künftige In-
vestitions- und Bauvorhaben für den Zirkusbetrieb zu 
stark ein. Die Bestimmung ist zu streichen.  

Im Zuge der Verhandlungen über den Kauf der Parzelle 
310 wurde von der Gemeinde damals die Idee einer Zir-
kuszone eingebracht, damit das dauerhafte Wohnen auf 
dem Gelände mit dem NUP zonenkonform möglich ist.  
 

J Die Zirkuszone wird beibehalten aber betreffend Wohnen 
dahingehend präzisiert, dass betriebsbedingtes Wohnen zu-
lässig ist (Personal wie Betriebsinhaber) zulässig ist. Damit 
ist die Zirkusnutzung inklusive dazugehörigem Wohnen zu-
lässig. 

23  U 

 

Mischzone Industrieareal:  
Absatz 1 «die zulässigen Nutzungen und Nutzungsan-
teile richten sich nach Artikel 19 BauR» ist so abzuän-
dern, dass die dort aufgeführten Beschränkungen der 
maximalen Arbeitsflächen von 50% für die Misch-
zone Industrieareal keine Anwendung findet.  

Die Beschränkung von max. 50% Arbeitsfläche verhindert 
künftige Wiederansiedlungen von grösseren Betrieben und 
die Inbetriebnahme der ausgedehnten Arbeitsflächen in 
den bestehenden grossen Werkhallen. Die bestehenden 
grossen Werkhallen allein machen schon mehr als 50% der 
anrechenbaren Geschossflächen aus. Für eine nachhaltige 
Arealplanung bedarf es keinerlei derartigen Einschränkun-
gen weder für die Nutzungen von Arbeiten, Wohnen, Kul-
tur, Bildung, Tourismus, Sport, Beherbergung 
 

J  Entscheidend ist, dass die ehemaligen Industrieareal wie-
der einer Nutzung zugeführt werden können. Daher kann 
auf eine Anteilsregelung im Sinne des Antrags verzichtet 
werden.  

26  P/I/V 

 

Zone für touristische Einrichtungen:  
Art. 26 ist zu streichen.  

Ein weiteres Problem stellt sich bei den folgenden beiden 
Zonen: 

- Art. 26 Zone für touristische Einrichtungen (Bauzone)  

- Art. 39 Zone für Sport und Extensiverholung (Nicht-
bauzone)  

Es ist unnötig, eine Spezialbauzone nach Art. 26 für diese 
Zwecke zu schaffen, denn nach Art. 39 werden dieselben Be-
reiche geregelt.  

Wenn unter Art. 39 Restaurationsbetrieb zulässig sind, dann 
müssen auch z.B. Servicestätten für Bikes zulässig sein. Wir 
halten es für falsch, eine Spezialbauzone zu schaffen, die zu 
einer Vielzahl von Kleinbauzonen im Nichtbaugebiet führt. 
Dies würde Art. 15 RPG widersprechen, wonach Land nur ei-
ner Bauzone zugewiesen werden darf, wenn Kulturland da-
mit nicht zerstückelt wird. Kleinbauzonen im Nichtbaugebiet 
widerspricht den Planungsgrundsätzen der Raumplanung 

N  Die Ausscheidung sowie der Zonenzweck der Zone für tou-
ristische Einrichtungen steht primär in Verbindung mit den 
touristischen Schwerpunkten Braunwald und Elm (inten-
sive Nutzung). Mit der Bezeichnung dieser Spezialzone wird 
die planungsrechtliche Sicherheit für die Realisierung spe-
zieller Einrichtungen und Angebote in diesen touristischen 
Schwerpunkten geschaffen. Die Ausscheidung erfolgt im Be-
reich des Siedlungsgefüges und daher als Bauzone.  

Die Zone für Sport und Extensiverholung umfasst extensi-
vere Nutzungen, welche in der Regel fernab der Siedlung im 
Landschaftsraum liegen, weshalb diese Zone eine Nicht-
bauzone darstellt. Der Zonenweck ist gegenüber der Zone 
für touristische Einrichtungen bewusst differenziert ausge-
staltet.  
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(Art. 1 RPG, Trennung von Bau- und Nichtbaugebiet).  
 

26  U 

 

Zone für touristische Einrichtungen:  
Verzicht auf eine Überbauungsplanpflicht für Zone 
für touristische Einrichtungen gemäss Art. 26 E-
BauG. 

Bereits im Rahmen der letzten Mitwirkungseingabe hatten 
wir beantragt, dass von einer generellen ÜP-Pflicht in der 
Zone für touristische Einrichtungen abzusehen ist. Das ist 
unverhältnismässig, da viele Bauten und Anlagen bereits be-
stehen. Im Rahmen der nun vorliegenden Mitwirkungsvor-
lage wurde dem Antrag teilweise entsprochen. Wir danken 
für die teilweise Berücksichtigung des Antrags, sind aber der 
Meinung, dass diese Anpassung noch immer zu wenig weit 
geht.  

Wir ersuchen eindringlich generell von der Überbauungs-
pflicht abzusehen bzw. alternativ eine kann-Formulierung 
zu wählen, womit die Gemeinde - sollten öffentliche Interes-
sen dies rechtfertigen — eine Überbauungsplanung verlan-
gen kann. Von einer generellen Überbauungsplanpflicht ist 
abzusehen. Das ist unverhältnismässig auch unter Berück-
sichtigung der Zuständigkeitsordnung für den Erlass einer 
Überbauungsplanung und der daraus folgenden langwieri-
gen und kostenaufwändigen Verfahren. 
 

N  Wie im Rahmen der ersten Mitwirkungsauflage geäussert, 
handelt es sich bei der Zone für touristische Einrichtungen 
um eine Bauzone ohne weitere Vorgabe in Bezug auf das 
Nutzungs- noch auf die Baumasse. Die Reglung einer geord-
neten Bebauung erfolgt hier über einen Überbauungsplan 
anstelle über in der Grundordnung festgelegte Nutzungs- 
und Baumasse. Die Überbauungspflicht ist daher nicht un-
verhältnismässig und die Forderungen danach wurde auch 
seitens des Kantons formuliert. Der Artikel wird aber da-
hingehend angepasst, dass bei kleineren Vorhaben von ei-
ner Pflicht abgesehen werden kann. 

  

32 P/I/V  

 

Antrag, den Abschnitt 1 von Art. 32 «Campingzone» 
sei zu ergänzen, sodass neben betrieblich notwendi-
gen Bauten und Anlagen auch Bungalows oder sons-
tige kleinere festinstallierte Unterkünfte zulässig 
sind.  

Es wird begrüsst, dass an der Campingzone in Elm 
festgehalten wird.  

J  Die Bestimmung sieht bereits die Zulässigkeit solcher Bau-
ten vor. Dem Anliegen wird somit entsprochen.  

37  PP 

 

Zone für Beseitigung von Geschiebematerial:  
Der Art. 37 im Baureglement ist zu ergänzen. Priva-
ten Grundstückbesitzern, wie auch Korporationen ist 
es weiterhin zu ermöglichen, Material, welches aus 
obenliegenden Grundstücken, ihre Wiesen übersaren 
und Bachläufe verstopfen, vor Ort zu deponieren.  

Die Kosten, welche die neue Regelung generiert, sind nicht 
zu tragen. Wer als Grundstückbesitzer seiner Pflicht nach-
kommt und die Gewässerläufe wieder öffnet, müsste neu mit 
immensen Kosten rechnen. Weder der Kulturschadenfond 
noch die Subventionierung von Bund und Kanton sieht die 
Übernahme dieser Kosten vor. Hinzu kommen Kosten für 
Transporte. 

Die bezeichneten Deponiestandorte sind zu verkleinern und 
ausschliesslich für grosse Ereignisse vorzusehen.  

J  Im Austausch mit der kantonalen Fachstelle seitens Kanton 
erkannt, dass das bisherige Konzept noch Schwachstellen 
aufweist und gewisse Gegebenheiten nicht berücksichtigt. 
Das Konzept wird durch die Gemeinde in Zusammenarbeit 
mit dem Kanton überprüft. In diesem Zusammenhang er-
folgt auch ein engerer Einbezug der Runsenkorporationen.  

Die Ausscheidung der Zone für Beseitigung für Geschiebe-
material erfolgt erst nach Vorliegen des überarbeiten Kon-
zepts und ist daher nicht mehr Gegenstand der vorliegen-
den Teilvorlage 1. Auf die Einführung der Bestimmung zur 
Zone für Beseitigung von Geschiebematerial im Bauregle-
ment im Rahmen der 1. Teilvorlage wird deshalb verzichtet.  
 

37  P/I/V  

 

Zone für Beseitigung von Geschiebematerial:  
In Art. 37 ist eine zusätzliche Ziffer 4 aufzunehmen. 
In der ist zu regeln das Runsenkorporationen, oder 
Private nach Runsenniedergängen, die Möglichkeit 
haben, das Material vor Ort zu deponieren. Allenfalls 

Sinngemäss gleiche Begründung wie voran. J  Siehe Antwort voran.  
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kann dazu eine Höchstmenge definiert werden.  
 

37  PP 

 

Zone für Beseitigung von Geschiebematerial:  
Streichung von Absatz 3.  

Mit dem Art. 37, Absatz 3 wird der Baubehörde eine Befug-
nis erteilt, die einem Notrecht entspricht. Befugnisse, die 
eine Notsituation betreffen, sind ausserhalb eines Baureg-
lements zu definieren.  
 

J  Siehe Antwort voran.  

38  P/I/V  

 

Wintersportzone:  
1) Sämtliche Anliegen in Sinne der Wintersportzone 
sind im «Gesetz über die Freihaltung des Geländes zur 
Ausübung des Skisports», GS III B/1/2, geregelt, was 
die meisten Absätze von Art. 38 eigentlich obsolet 
macht.  

Absatz 5 zweiter Satz ist zu streichen: Die maschinelle 
Präparierung von Pisten und weiteren Anlagen zur 
Ausübung des Schneesports innerhalb der Winter-
sportzone ist zulässig. Lokal begrenzte Eingriffe ohne 
grössere Terrainveränderungen sowie Auswirkungen 
auf Raum und Umwelt wie die Errichtung und der Be-
trieb von punktuellen Beschneiungsanlagen können im 
Baubewilligungsverfahren bewilligt werden. Vorhaben 
mit erheblichen Auswirkungen auf Raum und Umwelt 
erfordern einen Überbauungsplan.  

Im Mitwirkungsbericht wird im Anhang unter 3.29 festge-
halten:  

Die Ausscheidung der Wintersportzone in Elm erfolgt auch 
abgestimmt auf das Projekt Futuro und der damit verbun-
denen Infrastrukturen der Beschneiung.  

N  Beim zitierten Gesetz handelt es sich um eine zivilrechtliche 
Regelung. Im Zonenplan bzw. im Baureglement erfolgt die 
Regelung des Wintersports über das öffentliche Recht. Die 
Bestimmung wird daher beibehalten.  

Sondernutzungsplan zu Futuro: 
2) Auf dem Zonenplan Elm ist kein Hinweis auf die 
Sondernutzungsplanung zu finden. Es stellt sich die 
Frage, inwiefern die Sondernutzungsplanung zu Fu-
turo mit dem Nutzungsplan verknüpft bzw. darge-
stellt werden muss. Oder ob der Sondernutzungsplan 
in Elm die Wintersportzone überflüssig macht, regeln 
doch letztlich beide dasselbe. 
 

 N  Im Zonenplan werden rechtskräftige Sondernutzungspläne 
in der Regel nicht dargestellt.  

39  

neu 37  

U 

 

Zone für Sport und Extensiverholung:  
Streichung letzter Satzteil Art. 39 E-BauG 

Bereits im Rahmen der ersten Mitwirkungseingabe wurde 
beantragt, dass die in der Zone für Sport und Erholung zu-
lässigen Bauten und Anlagen nicht übermässig einge-
schränkt werden sollen, andernfalls wird die Zone zur 
Farce. Bei der Zone für Sport und Extensiverholung han-
delt es sich um eine Nichtbauzone. Die Erstellung von Bau-
ten unterliegt deshalb den strengen bundesrechtlichen An-
forderungen; neben dem Bedarf ist eine umfassende Inte-
ressenabwägung erforderlich. Die Zone für Sport und Ex-
tensiverholung ändert daran nichts.  

Es ist deshalb nicht zweckmässig die hohen Hürden für 
eine Baubewilligung durch die Formulierung des 

J  Die Bestimmung wird dahingehend angepasst, dass bei je-
nen Zonen mit Zweck Ausflugsgaststätte auch ausschliess-
lich Restaurationsbetriebe zulässig sind.  
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Zonenzwecks weiter einzuschränken. Es wird ersucht, die 
Formulierung in Abs. 2 anzupassen und die Beschränkun-
gen «im Zusammenhang mit den Nutzungen» sowie «un-
tergeordnet» zu streichen. 
 

40  P/I/V  

 

Naturschutzzone (überlagernd):  
Der bestehende Artikel gilt, wo der Naturschutz der 
landwirtschaftlichen Nutzung überlagert wird. Er 
stützt sich auf Art. 20 Abs. 1 lit. a RBG ab. Der Art. 24 
BauV zeigt aber klar, dass die überlagernde Schutzzone 
z.B. bei Landschafts- und Ortsbildschutz anzuwenden 
ist. Insofern ist Art. 40 falsch platziert bzw. könnte gar 
nicht auf Biotope angewendet werden.  
 

Auszug Bauverordnung:  

 

J Der Titel wird angepasst und der Antrag berücksichtigt 
(Landschaftsschutzzone als überlagernde Zone).  

XXX 
(NEU)  

P/I/V  

 

Naturschutzzone (Grundnutzung):  
Der neu zu ergänzende Artikel regelt alle Natur-
schutzflächen, welche als Grundnutzung festgelegt 
sind. D.h. eine landwirtschaftliche Nutzung ist nicht 
oder nur untergeordnet zulässig. Dieser Artikel muss 
noch eingefügt werden, abgestützt auf Art. 19 Abs. 2 
lit. b Ziff. 3 RBG. Liest man den zugehörigen Art. 20 
BauV, dann wird der Geltungsbereich klarer, nämlich, 
vgl. Auszug Bauverordnung.  

Diese Zonendefinition braucht es, um Biotope jeglicher Art 
zu schützen. Entweder muss ein neuer Artikel für die Natur-
schutzzone (Grundnutzung) ergänzt werden oder der Arti-
kel 40 Naturschutzzone wird in Kapitel 3.2 verschoben und 
damit zu einer Grundnutzung im Nichtbaugebiet. Es wird 
die Variante 2 vorgeschlagen.  

Auszug Bauverordnung:  

 
 

N Die Festlegung von Naturschutzzonen ist Gegenstand der 
Teilvorlage 2. Eine entsprechende Bestimmung ist dannzu-
mal vorzusehen. 

43  P/I/V  

 

Zone Wildtierkorridor:  
Die Bestimmung sei wie folgt anzupassen:  

Änderung Abs. 1: Die Zone Wildtierkorridor be-
zweckt, die Durchgängigkeit der Landschaft für die 
Wildtiere und die Funktionsfähigkeit der Wildtier-
korridore zu stärken. erhalten oder gegebenenfalls 
wiederherzustellen.  

Wir bedauern sehr, dass die Wildtierkorridore auf die 
zweite Teilvorlage verschoben werden. Ebenso vermissen 
wir, dass der Gemeinderat Verantwortung übernimmt und 
eine Entwicklungsrichtung zu mehr Biodiversität vorsieht, 
wie sie sowohl in der kantonalen Biodiversitätsstrategie so-
wie in der Ökologischen Infrastruktur vorgesehen ist. Wäh-
rend die Bezeichnung von überregionalen Wildtierkorrido-
ren im Jagdgesetz Art. 11a geregelt wird, verpflichtet Art. 8c 
Jagdverordnung die Massnahmen zur Erhaltung und Wie-
derherstellung der Funktionalität von Wildtierkorridoren. 

N 

 

 

 

 

Die Anpassung von Abs. 1 wird nicht berücksichtigt, da es 
sich um eine Abschwächung der bestehenden Formulierung 
handelt. Die nutzungsplanerische Umsetzung der Wildtier-
korridore ist Gegenstand der folgenden, zweiten Teilvor-
lage.  

N Das Anliegen zu Abs. 3 wird zuhanden der zweiten Teilvor-
lage aufgenommen.  
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Abs. 3 ergänzen: Die ökologischen Leitstrukturen der 
Korridore sind umfassend zu erstellen bzw. aufzu-
werten.  

Ergänzung zu Abs. 4: Falls erforderlich sind Ver-
kehrssignalisationen bei Annäherung von Wild an 
Strassen vorzusehen (Beispiel Soolsteg-Warth).  

Art. 8c Abs. 2 besagt, dass Wildtierkorridore in der Nut-
zungsplanung zu berücksichtigen sind.  

Wildtierkorridore sind essenziell für Wildtiere und die Ver-
netzung der Lebensräume. Viele Arten brauchen grossräu-
mige Wanderbewegungen für Nahrung, Fortpflanzung und 
genetischen Austausch. Die heute weitgehend ausgeräumte 
Landschaft in den Wildtierkorridoren muss aufgewertet 
werden. Ohne diese Massnahmen bleiben Wildtierkorridore 
fast wirkungslos. Stattdessen hält der Gemeinderat fest: Die 
Bestimmung im Baureglement beschränkt sich auf die For-
mulierung des Zonenzwecks. Auf weitere Festlegungen wird 
verzichtet. Der Zonenzweck muss es gerade sein, diese Kor-
ridore auch wirksam zu machen.  
 

N Das Anliegen zu Abs. 4 wird zuhanden der zweiten Teilvor-
lage aufgenommen. 

45  

neu 41  

U 

 

Archäologiezone:  
Ersatzlose Streichung des Art. 44 aus dem Bauregle-
ment.  

Diese Zone wird als unnütz betrachtet. Die Bauarbeiten 
werden dadurch verzögert und teurer. Kosten für Wohnei-
gentum und Wohnmieten steigen dadurch. Es ist sehr um-
stritten und nicht nachgewiesen, dass im Raum Glarus Süd 
so alte Hinterlassenschaften sicherzustellen sind.  

N  Im Zonenplan sind die Perimeter auszuweisen, entspre-
chend ist eine Bestimmung im Baureglement aufzunehmen. 
Das Ausweisen der Archäologiezone dient Bauherrschaften 
im Sinne einer frühzeitigen Abklärung dieses Sachverhalts 
und dem Vorbeugen unerwarteter Einstellung des Baus auf-
grund von archäologischen Funden. 

46  

neu 42  

U Gefahrenzonen:  
Ergänzung von Art. 46 Abs. 3 E-BauG Parkierungsan-
lagen in der Gefahrenzone.  

Soweit der Antrag betreffend Gefahrenzone nicht umgesetzt 
wird, ist Art. 46 Abs. 3 so zu ergänzen, dass die Erstellung 
von Parkierungsanlagen in der Gefahrenzone erheblicher 
Gefährdung explizit zulässig ist; ohne Ausnahmebewilligung 
oder weitere Auflagen. Mit der Nutzung als Parkierungsflä-
che werden keine Bauten und Anlagen erstellt, die dem stän-
digen Aufenthalt von Personen dienen. Sach- und Personen-
schäden werden durch die Lawinenschutzmassnahmen im 
Tal, einschliesslich Evakuations-, Alarmierungs- und Sper-
rungsmassnahmen, vermieden. Die Nutzung als Parkie-
rungszone schafft kein zusätzliches Schadenspotenzial. Auf 
die Ausscheidung einer Gefahrenzone im Bereich Parkie-
rungszone, die in der Nichtbauzone liegt, ist daher zu ver-
zichten. Eventualiter ist der Bau der Parkierungsanlagen ge-
setzlich ausdrücklich zu erlauben. 
 

N  Die Ausscheidung der Gefahrenzone und die bauliche Nut-
zung betroffener Gebiete erfolgt nach den kantonalen Vor-
gaben.  

54  

neu 50  

U 

 

Gesamthöhe und traufseitige Fassadenhöhe:  
Art. 54 ist mit zusätzlichem Absatz 2 zu ergänzen:  

«Die Umgebungsgestaltung ist fester Bestandteil je-
der Baute und ist beim Bewilligungsverfahren zwin-
gend einzureichen.»  
 

Neben den baulichen Anlagen ist auch die Garten-/ Umge-
bungsgestaltung klar zu definieren, da auch diese das Orts-
bild mitprägt. Für das Baugesuch / die Wahrung des recht-
lichen Gehörs im Bewilligungsverfahren muss die Gestal-
tung klar definiert sein.  

N  Eine solche Pflicht ist aus Sicht des Gemeinderats nicht 
sachdienlich.  
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55  

neu 51  

P/I/V  

 

Gute Gesamtwirkung:  
Absatz 1 sei ersatzlos zu streichen. 

Die gute Gesamtwirkung ist bereits im Art. 67 der BauV defi-
niert. Ausserdem sind die Aufgaben und Einsatz der Gestal-
tungskommission in Art. 68 der BauV definiert und würde 
durch diesen Absatz massiv ausgeweitet, was zur Überlas-
tung dieser und somit zu Verzögerung von Bauvorhaben 
führt.  

Eine Präzisierung, insbesondere die Möglichkeit der Baube-
hörde, nach Ermessen bei jedem Baugesuch die Baukommis-
sion beiziehen zu können, schürt die Diskussion zwischen 
objektiver und subjektiver Beurteilung eines Bauvorhabens. 
Das verzögert Bauvorhaben und verteuert diese. 
 

N  Die Bestimmung kann nicht gestrichen werden. Ebenso 
stellt die Möglichkeit, bei einer allfälligen Überarbeitung 
auch die Gestaltungskommission beizuziehen zu können, 
keinen massiven Ausbau deren Tätigkeiten dar. Es wird 
sich um Einzelfälle handeln und der Beizug ist als Kann-
Formulierung ausgeführt. 

55  

neu 51  

PP 

 

Gute Gesamtwirkung:  
2) Für schützenswerte Objekte sollen neu zudem die fol-
genden Regelungen gelten:  

1. Schutzobjekte nach Art. 15 der kantonalen Natur- und 
Heimatschutzverordnung sind integral zu erhalten. Erneu-
erungen, Um- und Anbauten, die sich für die bestimmungs-
gemässe Nutzung eines Gebäudes oder einer Anlage als un-
erlässlich erweisen, sind unter grösstmöglicher Wahrung 
der historischen Bausubstanz zulässig. Die Bewilligung er-
fordert die Zustimmung der kantonalen Behörden.  

2. Für im Zonenplan als schützenswert bezeichnete Ob-
jekte nach Art. 24d RPG gelten die Bestimmungen gemäss 
Bundesrecht. Eine Unterschutzstellung erfolgt durch die 
zuständige Behörde.  

3. Als Inventarobjekte bezeichnete Bauten und Anlagen 
sind zu erhalten. Bei Bauvorhaben sind Schutzabklärungen 
gemäss den Schutzzielen des kantonalen Inventars vorzu-
nehmen. Bauvorhaben sind fachlich zu begleiten. Die Beur-
teilung erfolgt durch die zuständige kantonale Behörde. 
Die Baubehörde kann ein Fachgutachten einfordern.  

4. Die Gemeinde führt ein Verzeichnis über die Objekte von 
regionaler und lokaler Bedeutung. Im Zonenplan als Ver-
zeichnisobjekt bezeichnete Bauten und Anlagen sind nach 
Möglichkeit zu erhalten. Werden sie ersetzt, hat der Ersatz-
neubau mindestens die ortsbauliche und architektonische 
Qualität aufzuweisen, welche dem ersetzten Bau ent-
spricht.  

5. Bei Veränderungen an Verzeichnisobjekten von regiona-
ler Bedeutung ist eine Beurteilung der zuständigen kanto-
nalen Behörde erforderlich. Bei Verzeichnisobjekten von 
regionaler Bedeutung ist vorab ein bauhistorisches 

Art. 55 E-BauR, wonach sämtliche Bauvorhaben an schüt-
zenswerten Bauten, also offenbar auch Ersatz und Repara-
turen von Bauteilen, vor Einreichung des Baugesuchs und 
–Projekts einer obligatorischen Voranmeldung bedürfen, 
ist gesetzeswidrig und im kantonalen Baurecht (Art. 66 ff. 
RBG, Art. 73 ff. BauV und Art. 5 ff. RBGVV) nirgends vorge-
sehen. 

 Unzulässig oder mindestens unverhältnismässig ist zudem 
die einseitige behördliche Festlegung einer Baubegleitung. 
Soweit diese Aufgabe nicht durch die Fachstelle Denkmal-
pflege und die Gestaltungskommission wahrgenommen 
werden kann, wäre zumindest eine neutrale Fachperson 
nach Rücksprache mit Bauherrschaft und Projektverfasser 
angebracht. 

N  Alle materiellen oder gestalterischen Veränderungen an 
Kulturobjekten nach NHG sind bewilligungspflichtig (Art. 
73 Abs. 1 lit. c BauV). Das Meldeverfahren findet keine An-
wendung bei geschützten Ortsbildern und an geschützten 
oder anderweitig inventarisierten Kulturobjekten (Art. 74 
Abs. 3 BauV). Bei diesen Bauten ist entsprechend immer 
eine Baubewilligung nötig (was eine Anmeldung ersetzt). 
Um bei den übrigen Objekten eine gewisse Kontrolle und 
fachliche Begleitung sicherstellen zu können, ist die Rege-
lung sinnvoll, zumal der Kanton dagegen keine Einwände 
erhebt.  
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Gutachten zu erstellen. Die Kosten für das bauhistorische 
Gutachten können dem Eigentümer überbunden werden.  

6. Bei Verzeichnisobjekten von lokaler Bedeutung ist bei 
Bedarf ein bauhistorisches Gutachten zu erstellen. Die Kos-
ten für das bauhistorische Gutachtenkönnen dem Eigentü-
mer überbunden werden.  

7. Befinden sich die Vorhaben in einem Ortsbildbereich ge-
mäss ISOS oder in einer im Zonenplan bezeichneten Orts-
bildschutzzone ist darauf entsprechend Rücksicht zu neh-
men. Die Baubehörde kann ein Fachgutachten einfordern.  

8. Bauvorhaben an Bauten und Anlagen gemäss Abs. 1 – 6 
sind vor Ausarbeitung des Bauprojekts bei der Baube-
hörde anzumelden. Die zuständige kantonale Behörde legt 
bei Bauvorhaben nach Abs. 3 und Abs. 5 die fachliche Be-
gleitung fest. Unter Beizug der zuständigen kantonalen Be-
hörde und der Gestaltungskommission legt die Baube-
hörde Schutzanordnungen fest und entscheidet über allfäl-
lige Auflagen.  

56  

neu 52  

U 

 

Objektschutz:  
Art. 56 Abs. 4-6 Verzeichnisobjekte:  
In Absatz 4 ist für das Verzeichnis ist zumindest ein 
Mitwirkungsverfahren vorzusehen. Allenfalls Geneh-
migungspflicht durch die Gemeindeversammlung.  

In Absatz 6 ist die Kostentragung zur Hälfte der Ge-
meinde zu übertragen.  

Bezüglich Art. 56 Baureglement verweisen wir auf die Aus-
führungen zur 1. Mitwirkung.  

Das Verzeichnis mit den 1200 Objekten wurde bei den 
Grundlagen nicht gefunden. An den zu schützenden Bauten 
bzw. an allenfalls verlangten Gutachten besteht ein öffent-
liches Interesse, weshalb sich die Gemeinde an den Kosten 
zumindest beteiligen soll. Zudem werden auf diese Weise 
nicht leichtfertig Gutachten verlangt.  

J  Gemäss kNHV hat die Gemeinde den Auftrag, Verzeichnisse 
der schützenswerten Objekte von lokaler Bedeutung zu füh-
ren. Das Verfahren richtet sich abschliessend nach Art. 12 
kNHV. Ein Mitwirkungsverfahren kann im Baureglement 
deshalb nicht vorgesehen werden.  

N  Kosten für Gutachten sind grundsätzlich durch den Eigentü-
mer zu tragen. Allfällige Beitragsleistungen der öffentlichen 
Hand richten sich nach dem kantonalen Recht. 
 

58  

neu 54  

P/I/V 

 

Einfriedungen, Pflanzungen:  
Der Artikel 5 ist ersatzlost zu streichen.  

Es ist nicht definiert, ab welcher Grösse es sich bei einer 
Ansammlung von Steinen um einen Stein- oder Schotter-
garten handelt. Daher kann dies zu unnötigen Diskussio-
nen führen.  

Die Sicherstellung von Grünflächen wird bereits mit Art. 
16, Abs. 3 verfolgt.  

N  Art. 16 Abs. 3 regelt nicht per se die Sicherstellung von 
Grünflächen, sondern lediglich von Sickerflächen.  

Monotone Stein- und Schottergärten sind ökologisch wert-
los und gehen zu Lasten von Flächen, welche für die Bio-
diversität genutzt werden können. Hinzu kommt die gestal-
terisch unerwünschte Erscheinung dieser Flächen. Kleinere 
Stein- oder Schotteransammlungen fallen nicht unter die 
Bestimmung. Der Gemeinderat erachtet deshalb die Bestim-
mung als sachgerecht.  
 

58  

neu 54  

PP 

 

Einfriedungen, Pflanzungen:  
Absatz 4: Anstatt „Für die Bepflanzung sind einheimi-
sche, standortgerechte und klimaangepasste Arten zu 
verwenden. Gebietsfremde Pflanzen (Neophyten), wel-
che die biologische Vielfalt bedrohen dürfen nicht 

Die meisten Neophyten sind nicht invasiv. Das Pflanzen 
von nur einheimischen Pflanzen hätte enorme Auswirkun-
gen auf die Vielfalt in den Gärten und wäre auf Gemeinde-
ebene nicht umsetz- und nicht durchsetzbar.  

J  Die Präzisierung betreffend den Neophyten kann im Bau-
reglement berücksichtigt werden, Absatz 4 wird im Sinne 
des Antrags angepasst.  

Der letzte Satz («Bereits bestehende Vorkommen sind zu 
entfernen und fachgerecht zu entsorgen.») wird ersatzlos 
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gepflanzt werden. Bereits bestehende Vorkommen 
sind zu entfernen und fachgerecht zu entsorgen.»  

Antrag neu: «Für die Bepflanzung sind vermehrt ein-
heimische Pflanzen zu verwenden. Invasive Neophyten 
dürfen nicht gepflanzt werden. Bereits bestehende 
Vorkommen sind zu entfernen und fachgerecht zu ent-
sorgen.»  

gestrichen, da die Umsetzung dieser Bestimmung mittels 
Baupolizei ein immenser Aufwand bedeuten würde.  

Einfriedungen, Pflanzungen:  
Absatz 5: Anstatt „In Wohnzonen ist das Anlegen von 
Stein- und Schottergärten nicht zulässig.»  

Antrag neu: «Das Anlegen von Stein- und Schotterflä-
chen (Schotterwüsten) und Stein- und Schottergräbern 
ist nicht zulässig (ausgenommen sind chaussierte Ver-
kehrsflächen, Lagerplätze, Sitzplätze und Wege etc. 
oder ökologisch gestaltete und bepflanzte Steingär-
ten).»  
 

Es macht wenig Sinn, die Stein- und Schottergärten nur in 
der Wohnzone zu verbieten, aber um Fabriken, Firmenare-
alen, Parkflächen etc. diese zuzulassen.  

J  Absatz 5 wird im Sinne des Antrags angepasst.  

63  

neu 59  

P/I/V 

 

Lichtemissionen:  
Antrag: neuer Abs 4:  

«Der Gemeinderat kann zusätzliche Vorgaben zur 
Vermeidung von Lichtemissionen erlassen.»  

Wir halten es für wichtig, dass die Bestimmungen gemäss 
den Empfehlungen für Musterbestimmungen des BAFU in-
tegriert werden (siehe unser Antrag aus der ersten Mitwir-
kung).  
Eine Lösung wäre, im BauR eine Bestimmung einzufügen, 
welche die Regelung der Details an den Gemeinderat dele-
giert.  
 

N Art. 59 hält namentlich fest, dass die Interessen der Um-
welt, insbesondere der Wildtiere, das Ortsbildes und der 
Verkehrssicherheit zu berücksichtigen sind. Aus Sicht der 
Gemeinde ist die Regelung zum Schutz vor Lichtemissionen 
damit ausreichend geregelt. 

64  

neu 60  

U 

 

Mobilfunkanlagen: 
Die Bestimmung ist wie folgt anzupassen:  

1 Die Erstellung von neuen visuell wahrnehmbaren 
Mobilfunkanlagen und wesentliche bauliche Ände-
rungen an bestehenden Mobilfunkanlagen erfordertn 
einen Standortnachweis durch die Gesuchstellerin im 
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens gemäss 
nachfolgenden Bestimmungen.  

2 Im Rahmen des Standortnachweisses prüft die 
Baubewilligungsbehörde, ob das Vorhaben sind 
von der Gesuchstellerin insbesondere folgende An-
forderungen zu prüfen erfüllt:  

a) Berücksichtigung der nachfolgenden Standort-
prioritäten zwecks grösstmöglichen Schutzes 
von Wohngebieten vor ideellen Immissionen in-
folge von Mobilfunkantennen:  

Gemäss Art. 61 Abs. 1 RBG dürfen rechtmässig erstellte Bauten 
und Anlagen, welche den geltenden Vorschriften oder Plänen 
nicht mehr entsprechen, erhalten und erneuert oder bei Zerstö-
rung durch höhere Gewalt wiederaufgebaut werden. Solche 
Bauten und Anlagen dürfen zudem umgebaut, massvoll erwei-
tert oder in ihrer Nutzung geändert werden, wenn dadurch die 
Abweichung zum geltenden Recht nicht wesentlich verstärkt 
wird und keine überwiegenden öffentlichen und nachbarlichen 
Interessen entgegenstehen (Art. 61 Abs. 2 RBG). Eine massvolle 
Änderung oder Erweiterung bestehender Mobilfunkanlagen ist 
somit aufgrund der Besitzstandsgarantie zulässig.  

Das Erfordernis einer Standortevaluation bei wesentlichen bau-
lichen Änderungen an bestehenden Mobilfunkanlagen wider-
spricht diesem Grundsatz (mit Verweis auf ein Urteil des Bün-
der Obergerichts vom 18. Februar 2025). Es steht damit (analog 
zum Kanton Graubünden) fest, dass die wortgleiche Formulie-
rung "und wesentliche bauliche Änderungen an bestehenden 

N Der Wortlaut der Bestimmung wurde dahingehend ange-
passt, als dass auf Art. 24bis RPG Bezug genommen wird, 
womit dem Anliegen der Antragsteller Rechnung getragen 
wird. Im Rahmen von massvollen Erweiterungen ist eine 
Berufung auf Art. 61 RBG weiterhin möglich. Der Wortlaut 
der Bestimmung zielt indes nicht auf massvolle Erweiterun-
gen ab, sondern auf wesentliche bauliche Änderungen, die 
von der Besitzstandgarantie gerade nicht gedeckt sind. 

In Bezug auf Abs. 2 kann festgehalten werden, dass die Bau-
gesuchstellerin die genannten Anforderungen im Rahmen 
der Standortevaluation zu prüfen und zu berücksichtigen 
hat, die finale Beurteilung aber der Baubewilligungsbe-
hörde obliegt.  

Dass bewilligte Antennenanlagen weiterhin nutzbar bzw. 
weiterverwendbar sind, kann von der Baugesuchstellerin 
oder der Betreiberin gegenüber der Baubehörde dargelegt 
werden, womit der Rückbau entfällt.  
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1. Priorität: Standorte in Arbeitszonen, Gewerbe-
zonen oder in anderen Zonen, die überwiegend 
der Arbeitsnutzung dienen;  

2. Priorität: Standorte in Mischzonen;  

3. Priorität: Standorte in Wohnzonen.  
 

b) Vereinbarkeit mit den Anliegen des Ortsbild- und 
Landschaftsschutzes;  

 

Im Rahmen der Standortevaluation ist von der Ge-
suchstellerin insbesondere folgende Anforderung zu 
prüfen:  

c) Möglichkeit zur Kombination mit bestehenden 
Bauten und Anlagen.  

3 Mobilfunkanlagen sind sowohl beim Neubau als 
auch bei Erweiterungen und Anpassungen bestehen-
der Anlagen auf das Notwendige zu beschränken und 
unauffällig zu gestalten. Um die Anzahl Antennen-
standorte gering zu halten, sind zudem, soweit tech-
nisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich 
tragbar, durch die Anbieter gemeinsam genutzte 
Standorte anzustreben. Die Gesuchstellerin hat dar-
zulegen, wie das Bauvorhaben diese Zielvorgaben be-
rücksichtigt und welche Anstrengungen sie diesbe-
züglich unternommen hat.  

4 3 Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens hat 
die Gesuchstellerin die Ergebnisse gemäss Absatz 2 
und 3 nachvollziehbar aufzuzeigen.  

5 4 Sofern die bewilligten Antennenanlagen, etwa 
aufgrund neuer wissenschaftlicher, rechtlicher oder 
technischer Erkenntnisse, nicht mehr nutzbar sind 
und auch ihre Wiederverwendung zu einem anderen 
Zweck nicht bewilligt werden kann, sind diese auf 
Kosten des Baugesuchstellers oder des Betreibers un-
ter Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands 
zu beseitigen. Die Baubehörde kann eine Frist zur Be-
seitigung setzen.  

Mobilfunkanlagen" in Art. 64 Abs. 1 BauR gegen Art. 61 RBG 
verstösst und keiner rechtskonformen Auslegung zugänglich ist.  

Zudem widerspricht die Formulierung "und wesentliche bauli-
che Änderungen an bestehenden Mobilfunkanlagen" auch dem 
Zweck der RPG-Revision auf Bundesebene bzw. dem revidier-
ten Art. 24bis nRPG. Diese Bestimmung bezweckt u.a. die Erleich-
terung des Baubewilligungsverfahrens für Mobilfunkanlagen 
ausserhalb der Bauzone. Art. 24bis Abs. 3 nRPG lautet folgender-
massen: "Anpassungen, Erneuerungen und Erweiterungen be-
stehender Mobilfunkanlagen ausserhalb der Bauzone gelten als 
standortgebunden". Art. 24bis Abs. 3 nRPG ist direkt anwendbar. 
Wird eine Mobilfunkanlage ausserhalb der Bauzone angepasst, 
erneuert oder erweitert, entfällt der Nachweis der Standortge-
bundenheit und es muss keine Standortevaluation mehr vorge-
nommen werden.  

Art. 64 Abs. 2 BauR statuiert, dass die in den lit. a-c genannten 
Anforderungen von der Gesuchstellerin und nicht von der Bau-
bewilligungsbehörde zu prüfen seien. Die Vereinbarkeit mit den 
Anliegen des Ortsbild- und Landschaftsschutzes ist allerdings 
von der zuständigen Baubewilligungsbehörde im Rahmen eines 
Baugesuchs zu prüfen. Diese Prüfung kann nicht der Gesuchstel-
lerin Überbunden werden.  

Absatz 5 (neu Abs. 4): Die Präzisierungen "etwa aufgrund neuer 
wissenschaftlicher, rechtlicher oder technischer Erkenntnisse" 
sowie "Wiederverwendung zu einem anderen Zweck" sind 
nicht erforderlich und damit nicht verhältnismässig. Auch 
verstossen sie gegen die den Mobilfunkbetreiberinnen zu-
stehende Wirtschaftsfreiheit in Art. 27 BV. Es ist nicht an der Ge-
meinde Glarus Süd, durch generell-abstrakte Bestimmungen in 
ihrem Baureglement festzulegen, aus welchen Gründen Mobil-
funkanlagen nicht mehr genutzt werden können und wie die 
Wiederverwendung ausgestaltet sein muss. Die genannten Prä-
zisierungen sind zudem zu offen formuliert und würden in der 
Praxis zu grossen Rechtsunsicherheiten und zu Umsetzungs-
schwierigkeiten führen.  

Die Formulierung "Die Baubehörde kann eine Frist zur Beseiti-
gung setzen" verstösst gegen das Verhältnismässigkeitsprinzip 
(Art. 5 Abs. 2 BV), das es gebietet, den Pflichtigen für die Wieder-
herstellung des rechtmässigen Zustands eine angemessene Frist 
anzusetzen.  
 

71  

neu 67  

U 

 

Anzeigepflicht:  
Abs. 4 ist zu ergänzen: «Wer ein schutzwürdiges Inte-
resse hat, kann während 30 Tagen nach der 

Die Definition der öffentlich-rechtlichen Einsprache ist im 
Reglement wiederzugeben, damit dies zu einer klar nach-
vollziehbaren, rechtlichen Zuständigkeit führt. Dies 

N  Das Verfahren sowie die Zuständigkeiten sind wie erwähnt 
im übergeordneten Recht und die Rechtsprechung geregelt.  
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Nr.  Antragstel-
ler 

Antrag  Begründungen (sinngemäss und gekürzt)   Beantwortung und Behandlung  

Veröffentlichung im Amtsblatt beim Gemeinderat 
schriftlich Einsprache wegen Verletzung öffentlich-
rechtlicher Bestimmungen einreichen. Die Einspra-
che ist zu begründen Art 26 RPG. Verletzung privater 
Rechte ist auf zivilrechtlichem Weg geltend zu ma-
chen Art 74 RPG.»  
 

erleichtert essenziell den Vollzug und wahrt nach wie vor 
das rechtliche Gehör, gerade auch, wenn dies bereits im 
übergeordneten Recht festgehalten ist.  

Eine Vermischung von privaten Interessen soll so vorge-
beugt, die Bautätigkeit nicht unnötig verzögern/verhin-
dern und ein bewährtes System vor Missbrauch geschützt 
werden.  
 

Der Erlass einer weitergehenden Bestimmung im Bauregle-
ment ist nicht erforderlich.  

74  

neu 70  

P/I/V 

 

Erlöschen der Baubewilligung:  
Die Frist ist von 3 auf 8 Jahre zu verlängern und die 
einmalige Verlängerung zu entfernen.  

Text neu: «Die Baubewilligung erlischt, sofern das 
Bauvorhaben nicht innert acht Jahren nach Erteilung 
der formellen Baufreigabe vollendet und durch die 
Baubehörde abgenommen (Schlussabnahme) worden 
ist. Die Baubehörde kann die Frist auf begründetes 
Gesuch hin verlängern.»  

Eine Dreijahresfrist ist in der Praxis oft zu knapp. Baupro-
jekte sind heute komplex und benötigen viel Zeit für Pla-
nung, Koordination und Finanzierung. Eine längere Frist er-
möglicht den Bauherrschaften, ihre Projekte sorgfältig und 
qualitativ hochwertig umzusetzen, und gibt der Baubehörde 
die Sicherheit, dass die Bauvorhaben geordnet abgeschlos-
sen werden. So wird eine realistische und faire Lösung für 
alle Beteiligten geschaffen.  

Eine Fristverlängerung soll flexibel und bedarfsgerecht ge-
staltet werden können.  
 

J  Die dreijährige Frist für die Bauvollendung wird beibehal-
ten mit dem Zweck, ewige Baustellen zu vermeiden. Indes-
sen wird die Möglichkeit geschaffen, diese Frist auf begrün-
detes Gesuch hin angemessen zu verlängern, womit der 
Handlungsspielraum vergrössert wird.  

74  

neu 70  

PP 

 

Erlöschen der Baubewilligung:  
Die Frist ist von drei auf acht Jahre zu erhöhen.  

Sinngemäss gleiche Begründung wie voran. J  Siehe Antwort voran.  

 
 
 
 
 
 



 
 


